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Erster  Teil:  Vorbereitender  Teil. 


Einleitung. 

Die  vom  Bundesrat  des  Deutschen  Reiches  beschlossene  Eisen- 
bahnverkehrsordnung vom  15.  November  1892,  die  am  1.  Januar 
1893  in  Kraft  trat  und  bis  zum  1.  Januar  1900  in  Geltung  stand, 
war  nach  der  herrschenden  und  auch  vom  Reichsgericht  ^)  ver- 
tretenen Meinung  keine  Rechtsnorm.  Die  Ansicht  wurde  mit  dem 
Hinv^eis  darauf  begründet,  daß  die  Verkehrsordnung  das  privat- 
rechtliche Verhältnis  zwischen  der  Eisenbahn  und  dem  Publikum 
regele,  der  Bundesrat  aber  zum  Erlaß  von  Privatrechtsnormen 
nicht  befugt  sei,  hierfür  vielmehr  nach  Art.  4  Ziff.  13  der  Reichs- 
verfassung der  Weg  der  Reichsgesetzgebung  vorgeschrieben  sei. 
Die  Bestimmungen  der  Verkehrsordnung  könnten,  so  wurde  .aus- 
geführt, nur  dadurch  —  als  lex  contractus  —  Anwendung  finden, 
daß  die  Eisenbahn  sowie  der  Reisende  bezw.  der  Absender  des 
Frachtgutes  bei  Abschluß  des  einzelnen  Transportvertrages  die 
EVO.  zum  Inhalt  des  Vertrages  machten. 

Eine  der  wichtigsten  praktischen  Folgen  der  vorstehenden 
Auffassung  war  die,  daß  die  Zulässigkeit  der  Revision  wegen  Ver- 
letzung der  EVO.  großen  Bedenken  unterliegen  mußte.  Nach 
§  549  (früher  511)  der  ZPO.  kann  die  Revision  nur  darauf  ge- 
stützt werden,  daß  die  Entscheidung  auf  einer  Gesetzesverletzung 
beruht  ^).  Das  Gesetz  ist  verletzt,  wenn  eine  Rechtsnorm  nicht  oder 
nicht  richtig  angewendet  worden  ist  (§  550,  früher  512  d.  ZPO.). 

1)  So  bezüglich  des  vom  Bundesrat  beschlossenen  Eisenbahnbetriebs- 
reglements vom  11.  Mai  1874,  an  dessen  Stelle  die  inhaltlich  übereinstimmende 
Verkehrsordnung  von  1892  getreten  ist: 

Entsch.  d.  RG.  i.  Z.  Bd.  1  S.  15. 

Entsch.  d.  RG.  i.  Strafsachen  Bd.  15  S.  266. 

2)  Ebenso  StPO.  §  376.    Dazu  §  7  d.  EG.  z.  StPO. 
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Die  vom  Reichsgericht  in  mehreren  Erkenntnissen  vertretene  An- 
sicht daß  die  Auslegung  von  rechtsgeschäftlichen  Erklärungen, 
die  unter  Bezugnahme  auf  ein  im  voraus  festgestelltes  Vertrags- 
muster abgegeben  werden,  der  Nachprüfung  in  der  Revisions- 
instanz unterworfen  sei,  beseitigte  die  Zweifel  über  die  Zulässig- 
keit  der  Revision  nicht  Da  aber  die  EVO.  im  Verhältnis  zum 
Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuch  einen  großen  Teil  des 
Eisenbahnfrachtrechts  enthielt,  der  Personenverkehr  auf  den  Eisen- 
bahnen sogar  ausschließlich  durch  die  EVO.  geregelt  wurde  und 
wegen  der  großen  Zahl  der  von-  der  Eisenbahn  abgeschlossenen 
Frachtverträge  die  Prozesse  aus  solchen  häufig  bis  in  die  Revi- 
sionsinstanz gediehen,  so  wurde  der  geschilderte  Zustand  als  un- 
erwünscht empfunden. 

Bei  Beratung  des  neuen  HGB.s  war  man  sich  darüber  einig, 
daß  die  bisher  durch  die  EVO.  geregelten  Teile  des  Eisenbahn- 
transportrechtes auch  weiterhin  in  der  EVO.  ihre  Regelung  finden 
sollten  Es  wurde  aber  die  Frage  erwogen,  wie  man  der  Ver- 
kehrsordnung den  Charakter  einer  das  HGB.  ergänzenden  Rechts- 
norm beilegen  und  so  die  Zulässigkeit  der  Revision  sicherstellen 
könne.  Man  glaubte  dies  dadurch  erreichen  zu  können,  daß  man 
im  Abschnitt  7  des  3.  Buches  des  Entwurfes,  der  von  der  Be- 
förderung von  Grütern  und  Personen  auf  den  Eisenbahnen  han- 
delt, außer  in  zahlreichen  einzelnen  Punkten  generell  die  EVO. 
für  anwendbar  erklärte  und  zwar  im  jetzigen  §  454  des  HGB.s 
für  das  Prachtgeschäft  und  im  §  472  des  HGB.s  für  den  Per- 
sonentransport In  der  Denkschrift  zum  Entwurf  des  HGB.s  ^) 
heißt  es  in  der  Einleitung  zum  7.  Abschnitt: 

1)  Vgl.  Entsch.  d.  RG.  i.  ZS.  Bd.  3  S.  428  bezgl.  einer  Versicherungs- 
polize  und  ebenda  Bd.  15  S.  146  bezgl.  des  Betriebsreglements  vom  11.  Mai 
1875. 

2)  Vgl.  Gerstnee,  Eisenbahnbetriebsreglement  usw.  S.  187  über  die 
Unsicherheit  des  RG.  in  einer  späteren  Entscheidung  —  vgl.  ferner  Göz, 
Rechtsgültigkeit  der  Eisenbahnverkehrsordnung  S.  125  und  Staub,  Kommen- 
tar zum  alten  HGB.  S.  1060. 

3)  Vgl.  Denkschrift  zum  neuen  HGB.  in  den  Materialien  S.  129. 

4)  §  454:  Auf  das  Frachtgeschäft  der  dem  öffentlichen  Güterverkehr 
dienenden  Eisenbahnen  finden  die  Vorschriften  des  vorigen  Abschnitts  inso- 
weit Anwendung,  als  nicht  in  diesem  Abschnitt  oder  in  der  EVO.  ein  anderes 
bestimmt  ist. 

§  472 :  Die  Vorschriften  über  die  Beförderung  von  Personen  auf  den 
Eisenbahnen  werden  durch  die  EVO.  getroffen. 

5)  Materialien  zum  HGB.  S.  130. 


—    3  — 


„Bei  der  Wichtigkeit  der  in  Betracht  kommenden  Fragen 
darf  dem  höchsten  Gerichtshofe  die  Entscheidung  über  die  Aus- 
legung der  EVO.  jedenfalls  nicht  entzogen  werden,  und  schon  aus 
diesem  Grunde  ist  es  notwendig,  der  letzteren  die  Bedeutung  einer 
eigentlichen  Rechtsverordnung  beizulegen.  Nach  dem  Entwürfe 
kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  der  EVO.  künftig  diese  ver- 
änderte Bedeutung  zukommt,  da  den  Bestimmungen  derselben  in 
den  §§  446,  463  (des  Entwurfes)  innerhalb  gewisser  Grenzen  der 
Vorrang  vor  den  allgemeinen  Vorschriften  des  vorigen  Abschnitts 
eingeräumt,  auch  sonst  mehrfach  auf  ihre  Bestimmungen  zur  Er- 
gänzung der  gesetzlichen  Vorschriften  verwiesen  und  jede  Ver- 
einbarung, die  mit  der  Verkehrsordnung  im  Widerspruch  steht, 
für  nichtig  erklärt  ist." 

Der  Entwurf  ist  mit  den  Verweisungen  auf  die  Verkehrsord- 
nung Gesetz  geworden.  Das  neue  HGB.  vom  10.  Mai  1897  trat  am 
1.  Januar  1900  zugleich  mit  dem  BGB.  in  Kraft.  Gültigkeit  vom 
gleichen  Tage  hatte  auch  eine  neue  EVO.,  die  vom  Bundesrat  am 
26.  Oktober  1899  beschlossen  und  an  demselben  Tage  im  Reichsge- 
setzblatte publiziert  wurde.  Sie  paßte  sich  den  Vorschriften  des 
neuen  HGB.s  über  die  Beförderung  von  Gütern  und  Personen  auf 
den  Eisenbahnen  an.  Ebenfalls  am  1.  Januar  1900  trat  in  Bayern 
eine  durch  Königliche  Verordnung  auf  Grund  des  Vorbehalts  im 
Art.  46  Abs.  2  der  Reichsverfassung  erlassene  EVO.  ^)  in  Kraft. 

Mit  Inkrafttreten  des  neuen  HGB.s  hat  die  EVO,  nach  der 
herrschenden  Meinung  nunmehr  den  Charakter  einer  Rechtsnorm 
erlangt,  und  das  Reichsgericht  hat  dementsprechend  seit  dieser 
Zeit  keinerlei  Bedenken  mehr  getragen ,  über  Revisionen,  die  auf 
eine  Verletzung  der  EVO.  gestützt  werden,  zu  entscheiden. 

Indes  von  Laband,  der  aus  staatsrechtlichen  Gründen  schon 
Zweifel  in  die  Gültigkeit  der  vor  Inkrafttreten  des  HGB.s  er- 
lassenen EVO.  gesetzt  hatte,  ist  der  rechtsgültige  Erlaß  der  EVO. 
vom  26.  Oktober  1899  alsbald  nach  ihrem  Erscheinen  bestritten 
worden  mit  der  Begründung,  daß  der  Bundesrat  zum  Erlaß 
der  Verkehrsordnung,  nachdem  sie  durch  das  neue  HGB.  zu  einer 
Privatrechtsnorm  erhoben  worden  sei,  nicht  mehr  befugt  gewesen 
sei.  Eine  zugunsten  des  Bundesrats  erfolgte  Delegation  zum  Erlaß 
der  Verkehrsordnung  könne  in  den  Verweisungen  des  HGB.s  nicht 

1)  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das  Königreich  Bayern  1899,  S.  1075. 

2)  Deutsche  Juristen-Zeitung  1900  S.  509  fi".  Ebenso  Laband,  Staatsrecht 
des  Deutschen  Reiches,  Bd.  3  S.  124. 

1* 
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erblickt  werden,  da  der  Bundesrat  weder  im  HGrB.  noch  in  dem 
dazu  ergangenen  Einführungsgesetze  erwähnt  sei.  Laband  hat  sich 
über  die  Art  der  behaupteten  Ungültigkeit  nicht  näher  ausge- 
sprochen. Es  ist  fraglich,  ob  Laband  nur  die  Gültigkeit  der  Ver- 
kehrsordnung  als  Privatrechtsnorm  in  Zweifel  zieht,  ihre  Anwend- 
barkeit durch  den  Richter  in  ihrer  alten  Eigenschaft  als  lex  con- 
tractus  aber  annimmt,  oder  ob  Laband  die  Gültigkeit,  d.  h.  die 
Anwendbarkeit  überhaupt  verneint.  Für  die  letztere  Alternative 
spricht  es,  daß  Laband  die  von  ihm  gezogene  Schlußfolgerung 
selbst  als  unerwünscht  bezeichnet  ^)  Trotzdem  ist  die  erstere 
Annahme  wahrscheinlicher.  Es  kann  doch  kaum  ein  Zweifel  dar- 
über bestehen,  daß  die  EVO.  noch  jetzt  als  von  den  Parteien 
vereinbarte  Norm  für  den  Richter  bindend  sein  muß ,  wenn  sie 
tatsächlich  bei  Abschluß  eines  Transportvertrages  von  Eisenbahn 
und  Gegenkontrahent  zugrunde  gelegt  wird,  und  das  geschieht 
regelmäßig  im  Güterverkehr,  indem  noch  heute  ein  Frachtbrief^) 
im  Gebrauch  ist,  der  den  Vermerk  enthält:  „Für  den  Fracht- 
vertrag gelten  die  EVO.  und  die  in  Betracht  kommenden  Tarife". 

Es  mag  im  übrigen  dahingestellt  bleiben,  ob  Laband  dieser 
oder  jener  Meinung  ist.  Wir  wollen  mit  vorliegender  Abhandlung 
über  die  rechtliche  Natur  der  EVO.  nachzuweisen  versuchen,  daß 
weniger  die  Gültigkeit  der  EVO.  Gegenstand  des  Streites  bilden 
kann  als  vielmehr  die  Frage  ihrer  rechtlichen  Natur,  d.  h.  ins- 
besondere die  trotz  des  neuen  HGB.s  zu  erörternde  Frage,  ob  sie 
Rechtsnorm  ist  oder  nicht.  Wir  werden  zu  dem  jedenfalls  auch 
sehr  unerwünschten  Resultate  kommen,  daß  die  EVO.  keine  Privat- 
rechtsnorm ist,  unerwünscht,  weil  infolgedessen  die  Revision  un- 
zulässig, die  Absicht  der  Denkschrift  nicht  erreicht  worden  ist. 

Wir  wollen  zunächst  noch  bemerken,  daß  Labands  Behaup- 
tung, die  EVO.  sei  ungültig,  von  den  verschiedensten  Seiten  Wider- 
spruch erfahren  hat        Die  Begründung  der  gegenteiligen  An- 

1)  A.  a.  0.  S.  511. 

2)  Harburger  DJZ.  1901  S,  59  hat  ihn  offenbar  so  verstanden,  indem 
er  von  der  unübersehbaren  Tragweite  der  von  Laband  vertretenen  An- 
schauung spricht. 

3)  Das  Muster  für  den  Frachtbrief  ist  in  den  Anlagen  D  und  E  zur  EVO. 
enthalten  und  der  Gebrauch  dieses  Musters  ist  im  §  55,  Abs.  1  der  EVO. 
vorgeschrieben. 

4)  In  der  1909  erschienenen  Dissertation  von  Schunck  :  „Die  Gültigkeit 
der  vom  Bundesrat  erlassenen  Verordnungen  in  Eisenbahnsachen"  wird  die 
Befugnis  des  Bundesrats  zum  Erlaß  der  EVO.  in  ihrer  alten  Bedeutung  auf 


sieht,  daß  die  EYO.  gültig  erlassen  sei,  ist  sehr  verschiedenartig. 
Nach  Bornhak  ^)  ist  die  EYO.  gültig,  aber  nicht  als  Privatrechts- 
norm, sondern  eben  als  Vertragsnorm,  auf  welche  das  Gesetz  ver- 
weist. Der  EVO.  werde  vom  HGB.  in  keinem  anderen  Sinne 
Anwendbarkeit  und  zwar  teilweise  mit  dem  ßange  vor  den  Be- 
stimmungen des  HGB.s  zugesprochen ,  als  andere  Privatrechts- 
gesetze erklären,  welche  Rechtssätze  nur  jus  dispositivum  darstellen 
sollen  und  durch  Vereinbarung  abgeändert  werden  können.  Die 
Vorschriften  der  EVO.  seien  im  §  459,  Ziff.  6  des  HGB.s  und  im 
§471  daselbst  den  vertragsmäßigen  Vereinbarungen  ausdrücklich 
gleichgestellt.  Göz  ^)  begründet  die  Gültigkeit  der  EVO.  als  „einer 
aus  der  privatrechtlichen  Verfügungsgewalt  fließenden  autonomen 
Satzung  des  verfügungsberechtigten  Eisenbahnunternehmers"  ^). 
An  einer  anderen  Stelle  seiner  Abhandlung  sagt  Göz:  „Der 
Gesetzgeber  hat  die  EVO.  mit  den  Wirkungen  einer  Privatrechts- 
norm ausgestattet,  ebenso  wie  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1891  be- 
treffend Abänderung  der  Gewerbeordnung  die  Arbeitsordnung,  die 
für  -Fabriken,  in  welchen  regelmäßig  mindestens  20  Arbeiter  be- 
schäftigt werden,  vorgeschrieben  ist,  in  dem  durch  §  134  c  der 
Gewerbe- Ordnung  gekennzeichneten  Umfange  mit  den  Wirkungen 
einer  Privatrechtsnorm  ausgestattet  hat*)".  Es  unterliegt  wohl 
keinem  Zweifel,  daß  die  in  der  Gewerbeordnung  vorgeschriebene 
Arbeitsordnung  einer  Fabrik  keine  revisible  Rechtsnorm  dar- 
stellt. Nach  Bornhak  und  Göz  hätte  der  Gesetzgeber,  wenn 
auch  beide  über  diese  Konsequenz  sich  nicht  aussprechen,  den 
in  der  Denkschrift  zum  Entwurf  des  HGB.s  klar  enthaltenen 
Zweck,  die  Zulässigkeit  der  Revision  wegen  Verletzung  der  EVO. 

Grund  der  Reichsverfassung  nachgewiesen,  dann  mit  Laband  zugegeben 
(S.  42),  daß  eine  Delegation  des  Verordnungsrechts  an  das  Reich  bezw.  an 
den  Bundesrat  in  den  bloßen  Verweisungen  nicht  gefunden  werden  könne. 
Die  Kardinalfrage  des  Streites  über  die  neue  EVO.,  wie  denn  die  Befugnis 
des  Bundesrats  zum  Erlaß  dieser  EVO.  als  einer  Privatrechtsnorm  ander- 
weitig zu  begründen  sei,  wird  gar  nicht  erörtert.  Damit  ist  der  Einwand 
Labands  überhaupt  nicht  widerlegt.  Es  wird  nur  gesagt,  daß  den  Vor- 
schriften der  neuen  EVO.  die  Bedeutung  objektiver  Privatrechtsnormen  bei- 
gelegt sei  'vS.  42  und  S.  46).  Ueber  die  Unmöglichkeit  dieser  Konstruktion 
s.  unten  §  4. 

1)  Im  Preußischen  Verwaltungsblatt  Bd.  22  Jg.  1900/01  S.  188. 

2)  Jahrbücher  der  Württembergischen  Rechtspflege  Bd.  13  Jg.  1901 
S.  122  ff.  „Die  Rechtsgültigkeit  der  EVO.  vom  26.  Oktober  1899". 

3)  A.  a.  0.  S.  126. 

4)  A.  a.  0.  S.  132. 
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sicherzustellen,  niclit  erreicht.  Boenhak  sagt  ausdrücklich,  die 
EYO.  sei  Yertragsnorm  geblieben.  Wenn  Göz  sagt,  der  Gesetz- 
geber hat  die  E VO.  mit  den  Wirkungen  einer  Privat- 
rechtsnorm ausgestattet,  so  ist  dieser  Standunkt  durch- 
aus verschieden  von  dem  Ausgangspunkt  Labands  und  seiner 
anderen  Gegner  nach  deren  Auffassung  die  EVO.  tatsächlich 
eine  Privatrechtsnorm  geworden  ist  und  nur  ihre  Gültigkeit  als 
Privatrechtsnorm  Gegenstand  des  Streites  bildet. 

Die  Untersuchung  der  rechtlichen  Natur  der  EVO.  setzt 
einige  allgemeine  Erörterungen  über  das  Wesen  des  Eisenbahn- 
transportgeschäftes und  über  das  Verordnungsrecht,  sowie  einen 
Ueberblick  über  die  Entwicklung  der  EVO.  voraus.  Zu  diesem 
Zwecke  schicken  wir  dem  Hauptteil  den  §  2  und  den  §  3 
voraus.  Im  §  2  werden  wir  die  Stellung  der  Eisenbahnen  im 
Verhältnis  zu  den  deutschen  Einzelstaaten  betrachten  und  natur- 
gemäß im  Anschluß  daran  die  Entwicklung  der  Reichsbetriebs- 
reglements bis  zur  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  ver- 
folgen. Gegenstand  des  §  3  ist  die  Zuständigkeit  des  Deutschen 
Reiches  im  Eisenbahnwesen,  soweit  sie  für  unsere  Zwecke  in  Be- 
tracht kommt,  und  der  Erlaß  der  Reichsbetriebsreglements  bezw. 
der  späteren  EVO.  Im  §  3  werden  wir  auch  die  Befugnis  des 
Bundesrats  zum  Erlaß  der  EVO.  erörtern. 

Im  Hauptteil  werden  wir  zuerst  nachzuweisen  versuchen,  daß 
die  EVO.  keine  Privatrechtsnorm  ist  (erster  Abschnitt  —  §§4 
bis  6).  Im  §  7  wird  sich  positiv  ergeben,  daß  die  EVO.  in  das 
große  Gebiet  derjenigen  Vorschriften  gehört,  welche  wir  nicht 
besser  als  mit  dem  Ausdruck  „Taxen  oder  Tarife"  im  weiteren 
Sinne  bezeichnen  können,  und  daß  sie  somit  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  Rechts  angehört,  obwohl  sie  auf  das  privatrechtliche 
Verhältnis  zwischen  der  Eisenbahn  und  dem  Publikum  Be- 
zug hat. 

Im  Scblußparagraphen  (§  9)  werden  wir  zu  der  Frage  der 
Zulässigkeit  der  Revision  wegen  Verletzung  der  EVO.  Stellung 
nehmen.  Wir  werden  finden,  daß  die  EVO.  auch  in  ihrer  öffentlich- 
rechtlichen Taxeneigenschaft  keine  Rechtsnorm  ist. 

Die  genaue  Untersuchung  über  das  Wesen  der  in  der  EVO. 
enthaltenen  Vorschriften  wird  ergeben,  daß  zahlreiche  Vorschriften 
vorhanden  sind,  welche  das  öffentlich-rechtliche  Verhältnis  zwischen 
Eisenbahn  und  Publikum  regeln.    Da  dies  bestritten  ist,  werden 

1)  So  Haebukgee  a.  a.  0.   Kaufmann  in  der  DJZ.  1901  S.  185/186. 


wir  diesen  Bestimmungen  einen  besonderen  Paragraphen  (§  8) 
widmen  müssen. 

Absichtlich  haben  wir  keine  bestimmte  EVO.  zum  Gegen- 
stand unserer  Untersuchung  gemacht.  Wir  haben  die  unbestimmte 
Ausdrucksweise  des  HGB.s  „die  Eisenbahnverkehrsordnung"  ge- 
wählt und  meinen  damit  alle  nach  Erlaß  des  neuen  HGB.s  im 
Deutschen  Reiche  erlassenen  Eisenbahnverkehrsordnungen.  „Die 
Eisenbahnverkehrsordnung"  bedeutet  die  je  örtlich  und  zeitlich 
geltende  EVO. An  Stelle  der  EVO.  vom  26.  Oktober  1899 
ist  die  vom  Bundesrat  am  17.  Dezember  1908  beschlossene  und 
vom  Reichskanzler  unter  dem  23.  Dezember  1908  im  Reichsgesetz- 
blatt veröffentlichte  EVO.,  mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1909,  ge- 
treten. Sie  hat  im  allgemeinen  nur  unwesentliche  Aenderungen 
gebracht  und  steht  in  ihrer  rechtlichen  Natur  der  EVO.  von 
1899  völlig  gleich  Ebenso  kommen  für  unsere  Untersuchung 
die  sehr  häufig  vom  Bundesrat  beschlossenen  kleinen  Abänderungen 
der  EVO.,  namentlich  in  der  Anlage  C  „Vorschriften  über  be- 
dingungsweise zur  Beförderung  zugelassene  Gegenstände"  nicht  in 
Betracht. 

Gleichzeitig  mit  dem  Erlaß  der  Eisenbahnverkehrsordnungen 
wurden,  wie  oben  bezüglich  der  EVO.  von  1899  schon  erwähnt 
ist,  in  Bayern  durch  Königliche  Verordnung  Eisenbahnverkehrs- 
ordnungen erlassen.  Diese  sind  formell  von  den  vom  Bundesrat 
beschlossenen  durchaus  verschieden  und  erfordern  daher  bezüglich 
ihres  gültigen  Erlasses  eine  gesonderte  Betrachtung  nach  bayri- 
schem Staatsrecht.  Auch  materiell  sind  sie  mit  den  Bundesrats- 
Verordnungen  nicht  identisch 

1)  Anders  Paschke  in  seiner  Dissertation:  „Die  Rechtsgültigkeit  der 
EVO.  vom  26.  Oktober  1899".  Es  ist  kein  Grund  vorhanden,  nur  die  vom 
Bundesrat  erlassenen  Eisenbahnverkehrsordnungen  und  nicht  zugleich  die 
bayrischen  Eisenbahnverkehrsordnungen  in  den  Kreis  der  Betrachtung  zu 
ziehen, 

2)  Einige  von  ihnen,  die  einen  Schluß  auf  die  Absichten  des  Bundesrats 
bei  Erlaß  beider  Eisenbahnverkehrsordnungen  zulassen,  werden  unten  zu  be- 
handeln sein. 

3)  Die  §§  werden  zitiert  nach  der  neuesten  EVO. 

4)  Bei  der  Redaktion  der  bayrischen  Verkohrsordnungen  wird  der  Weg 
eingeschlagen,  daß  die  Bundesratsverordnung  abgedruckt  wird  und  die  Ab- 
weichungen, z.  B.  bezügl.  der  Genehmigungsbefugnis  des  Reichseisenbahn- 
amtes (vgl.  §  2  Abs.  2  EVO.},  das  ja  für  Bayern  gemäß  Art.  46  Abs.  2  der 
RV.  keine  Befugnisse  hat,  vor  dem  Abdruck  eingerückt  werden.  Es  handelt 
sich  also  um  nicht  identische  Eisenbahnverkehrsordnungen. 
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§  2. 

Die  rechtliche  Stellung  der  Eisenbahnen  in  den 
Deutschen  Staaten.  —  Die  Eisenbahnbetriebs- 
reglement s  v  o  r  E  r  r  i  c  h  t  u  n  g  des  Norddeutschen 

Bundes. 

Grundlage  der  Befugnisse  des  Staates  hinsichtlich  der  Eisen- 
bahnen ist  das  staatliche  Wegeregal  ^).  Dies  ist  nur  ein  sog. 
niederes  Regal.  Während  die  höheren  Regalien,  wie  z.  B.  die 
Justizhoheit  oder  Pinanzhoheit,  staatliche  Hoheitsrechte  bezeichnen, 
stellen  die  niederen  Regalien  ursprünglich  nur  staatliche  Nutzungs- 
rechte dar.  Das  Wegeregal  bestand  in  dem  Rechte  des  Staates, 
als  Eigentümers  der  Landstraßen,  auf  die  von  diesen  zu  ziehen- 
den Nutzungen  ^).  Bei  der  Mehrzahl  der  niederen  Regalien  ist 
die  Anschauung  durchgedrungen,  daß  der  Staat  sie  nicht  aus- 
schließlich im  Finanzinteresse  ausüben  darf.  Der  Staat  ist  auf 
Grund  des  Wegeregals  auch  verpflichtet,  für  die  Unterhaltung  des 
W^eges  zu  sorgen  ^).  Die  Entstehung  der  niederen  Regalien  be- 
ruhte auf  der  sich  in  ihnen  dem  Staate  darbietenden  bequemen 
Möglichkeit,  Einkünfte  zu  beziehen.  Nach  der  veränderten  Auf- 
fassung erblickt  man  in  der  Ausübung  der  niederen  Regalien  die 
Erfüllung  staatlicher  Aufgaben.  Die  auf  Grund  der  Verpflichtung 
geleistete  Tätigkeit  des  Staates  ist  Gegenstand  der  öffentlichen 
Verwaltung  geworden.  Die  Erkenntnis,  daß  die  Regalausübung 
einen  Zweig  der  Staatstätigkeit  bildet,  kann  den  Staat  dazu  führen, 
die  in  Ausübung  des  Regals  eingerichtete  Anstalt  der  unentgelt- 
lichen Benutzung  zu  überlassen  oder  nur  eine  Abgabe  für  die 
Benutzung  zu  erheben,  die  so  niedrig  bemessen  ist,  daß  ein  Ge- 
winn aus  der  Staatsanstalt  nicht  mehr  erzielt  wird  (sog.  Gebühren- 
prinzip) Notwendig  ist  das  nicht.  Die  Unterhaltung  der  Staats- 
anstalt bleibt  öffentliche  Verwaltung,  auch  wenn,  wie  bei  der  Post- 
und  Eisenbahn,  erhebliche  Einkünfte  erzielt  werden  ^). 

1)  Vgl.  Egbk,  Pr.  Eisenbalinrechfc  Bd.  1  S.  27. 

2)  Für  Preußen  vgl.  ALR.  T.  II  Tit.  15,  insbesondere  §  8. 

3)  ALR.  ebenda  §  11. 

4)  Hänel,  Staatsrecht  S.  410. 

5)  Im  Gegensatz  zu  solcher  Verwaltungstätigkeit  des  Staates  steht  eine 
Tätigkeit,  die  vorwiegend  im  finanziellen  Interesse  geübt  wird,  wie  z.  B.  die 
Verwaltung  der  Domänen,  der  staatlichen  Bergwerke  oder  —  ein  sehr  treffendes 
Beispiel  —  der  Betrieb  der  Königlichen  Porzellanmanufaktur. 
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Die  Zurückführung  des  sog.  Eisenbahnregals  als  des  Grundes 
der  staatlichen  Rechte  hinsichtlich  der  Eisenbahnen  auf  das  Wege- 
regal beruht  auf  der  Auffassung,  daß  die  Eisenbahnen  öffentliche 
Verkehrswege  seien.  Ein  Unterschied  tritt  uns  sofort  entgegen. 
Während  die  Benutzung  der  Landstraße  ganz  abgesehen  davon, 
daß  sich  die  Personen  dort  auch  zu  Euß,  zu  Pferd,  oder  sonst- 
wie ohne  Inanspruchnahme  fremder  menschlicher  Hilfe  fortbewegen 
können,  für  den  Personen-  und  Gütertransport  ohne  weiteres 
durch  jeden  Fuhrunternehmer  stattfinden  kann,  muß  zu  dem  Bau 
der  Eisenbahn  ein  einheitlich  organisierter  Betrieb  hinzukommen, 
wenn  die  Eisenbahn  überhaupt  benutzbar  sein  soll.  Dieser  Unter- 
schied ist  jedoch  nicht  wesentlich.  Bezeichnenderweise  hielt  man 
es  in  der  ersten  Zeit  des  Eisenbahnwesens  für  möglich,  daß  auf 
derselben  Eisenbahnstrecke  ein  Verkehr  mehrerer  Fuhrunternehmer 
stattfinden  könne  Erst  als  man  einsah,  daß  dies  aus  technischen 
Gründen  nicht  möglich  sei,  wurde  die  Auffassung  herrschend,  daß 
die  Unterhaltung  der  Eisenbahn  als  Verkehrsweges  und  die  Aus- 
übung des  Transportgewerbes  auf  ihr  in  einer  Hand  vereinigt  sein 
müsse.  Der  Begriff  des  Eisenbahnregals  umfaßt  dementsprechend 
in  gleicher  Erweiterung  auch  das  Recht,  die  Nutzungen  des  Trans- 
portgewerbes zu  ziehen.  Das  Wegeregal  stützt  sich  auf  Recht 
und  Pflicht  des  Staates  zum  Bau  und  zur  Unterhaltung  des  Weges. 
Aus  dem  Postregal  entspringt  die  dem  Staate  vorbehaltene  Be- 
fugnis, Personen^)  und  gewisse  Sachen  zu  befördern.  Das  Eisen - 
bahnregel  umfaßt  beide  Momente  ^). 

Das  Natürliche  ist,  beim  Eisenbahnregal  wie  bei  allen  Rega- 
lien, daß  der  Staat  sie  selbst  ausübt.  Da  aber  der  Staat  anfangs 
wegen  der  mit  dem  Eisenbahnbetrieb  verbundenen  Kosten  die  Er- 
zielung von  Gewinn  aus  der  Ausübung  des  Eisenbahnregals  für 
etwas  Unsicheres  hielt,  so  schlug  man,  namentlich  in  Preußen, 
den  Weg  ein,  den  Bau  von  Eisenbahnen  Privatunternehmern,  vor- 

1)  Vgl.  §  27  des  Pr.  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838  und 
darüber  Eger  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  215,  sowie  üleicei,  Eisenbahntarifwesen  S.  177. 

2)  Nach  dem  Gesetz  über  das  Postwesen  des  Deutsehen  Reiches  vom 
18.  Oktober  1871  besteht  kein  Postregal  bezgl.  der  Personenbeförderung  mehr. 

3)  Arndt,  Das  Recht  der  Eisenbahnbetriebs-  und  Verkehrsordnungen 
S.  325  folgert  aus  §  36  des  Pr.  Gesetzes  vom  3.  XI.  1838,  daß  das  Gesetz 
auf  dem  Gedanken  beruhe,  daß  Anlegung  wie  Betrieb  öffentlicher  Bahnen 
innerhalb  des  dem  Staate  zustehenden  Postmonopols  lägen.  Dies  ist  teil- 
weise richtig.  Allein  es  ist  stets  daran  festzuhalten,  daß  der  Ausgangspunkt 
das  staatliche  Wegeregal  ist. 
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wiegend  Aktiengesellschaften,  zu  konzessionieren.  Die  Konzes- 
sion einer  Eisenbahn  als  eines  ursprünglich  regalen  Betriebes  ist 
demnach  nicht  bloß  eine  gewerbepolizeiliche  Erlaubnis.  Vielmehr 
ist  die  Eisenbahnkonzession  die  Verleihung  eines  Gegenstandes 
der  öffentlichen  Verwaltung  an  ein  vom  Staate  verschiedenes  Sub- 
jekti)^). 

In  den  Eisenbahnkonzessionen  werden  regelmäßig  den  Privat- 
eisenbahnen Verpflichtungen  auferlegt.  Der  Staat  hat  das  sub- 
jektive Eecht,  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  zu  verlangen. 
Hauptverpflichtung  des  Eisenbahnunternehmers  ist  die  zum  Bau 
und  Betrieb  der  Eisenbahn.  Mit  Unrecht  wird  in  der  Eisenbahn- 
konzession ein  Vertrag  gesehen  in  dem  etwa  in  der  Erlaubnis 
zum  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahn  eine  Gegenleistung  für  die 
von  dem  Unternehmer  übernommenen  Verpflichtungen  erblickt 
würde.  Die  Konzession  ist  ein  öffentlich-rechtlicher  Akt,  daraus 
folgt,  daß  die  den  Konzessionaren  auferlegten  Verpflichtungen 
staatlicherseits  beliebig  vermehrt  werden  können.  Der  Staatsge- 
walt steht  das  Recht  zu,  den  Privateisenbahnen  weitere  als  die 
in  der  Konzession  enthaltenen  Vorschriften  zu  erteilen.  Daneben 
führt  der  Staat  dauernd  darüber  Aufsicht,  daß  die  konzessionierte 
Eisenbahn  ihren  Verpflichtungen  nachkommt.  Die  Grundlage  der 
dem  Staate  gegenüber  den  Privateisenbahnen  zustehenden  Rechte 
wird  als  Eisenbahnhoheit  bezeichnet*)  ^)  ^) 


1)  Vgl.  Otto  Mayee,  Deutsches  Verwaltungsrecht  Bd.  2  S.  294:  „Kon- 
zession ist  ein  Verwaltungsakt,  durch  welchen  einem  Untertan  Macht  ge- 
geben wird  über  einen  Gegenstand  der  öffentlichen  Verwaltung". 

2)  Aendt  in  ßirkmeyers  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft  S.  901 : 
„Die  Konzession  der  Eisenbahn  ist  keine  bloße  polizeiliche  Konzession, 
sondern  die  Uebertragung  eines  Privilegs". 

3)  Vgl.  darüber  Otto  Mater  a.  a.  0.,  auch  wegen  der  anderen  Theorien 
über  das  Wesen  der  Konzession. 

4)  In  einem  weiteren  Sinne  ist  Eisenbahnhoheit  identisch  mit  dem  Be- 
griff des  Eisenbahnregals.  Der  Ausdruck  „Hoheit"  paßt  nicht  ganz,  da  er, 
wie  oben  gesagt,  im  allgemeinen  der  moderne  Ausdruck  für  höhere  Re- 
galien ist. 

5)  Endemann,  Das  Recht  der  Eisenbahnen  S.  39  sagt:  „Hält  der  Staat 
um  des  Gemeinwohls  Willen  den  Eisenbahnen  gegenüber  für  nötig,  gewisse 
Rechte  zu  ergreifen,  so  handelt  es  sich  lediglich  um  eine  öffentlich-rechtliche 
Funktion,  die  man  wohl  ein  Hoheitsrecht  im  staatsrechtlichen  Sinne,  nicht 
aber  ein,  mindestens  teilweise,  zugleich  mit  privatrechtlichem  Charakter  ver- 
sehenes Regal  nennen  darf".  Dies  ist  insofern  richtig,  als  das  Eisenbahn- 
hoheitsrecht nur  eine  Folgeerscheinung  des  staatlichen  Eisenbahnregals  ist. 


Im  preußischen  Eisenbahiigesetz  vom  3.  November  1838  war 
in  der  Schlußbestimmung  (§  49)  dem  Staate  die  Befugnis  vorbe- 
halten, den  konzessionierten  Eisenbahnen  weitere  Verpflichtungen 
als  die  in  der  Konzession  umschriebenen  aufzuerlegen.  Für  den 
Fall,  daß  durch  die  erweiterten  Verpflichtungen  für  die  Gesell- 
schaften eine  Beschränkung  ihrer  Einnahmen  oder  eine  Ver- 
mehrung ihrer  Ausgaben  herbeigeführt  würde,  sollte  ihnen  nach 
§  49  eine  angemessene  Geldentschädigung  gewährt  werden.  Das 
preußische  Eisenbahngesetz  von  1838  gehört  dem  vorkonstitutio- 
nellen Preußen  an.  Es  fragt  sich,  ob  auch  nach  Einführung  der 
Verfassung  der  Staat  seine  Befugnisse  weiter  ausüben  darf  und 
zwar,  ohne  den  Gesetzgebungsweg  beschreiten  zu  müssen. 

Es  ist  nicht  unsere  Sache,  hier  unter  Darlegung  aller  dafür 
und  dagegen  sprechenden  Gründe  zu  der  großen  Streitfrage 
Stellung  zu  nehmen,  ob  die  Krone  in  Preußen  ein  selbständiges 
Verordnungsrecht  behalten  hat.  U.  E.  hat  der  Staat  eine  all- 
gemeine Befehlsgewalt  behalten,  die  nur  einerseits  durch  die 
Staatsaufgaben  (Staatszwecke)  und  andererseits  durch  die  for- 
mellen Gesetze  begrenzt  und  beschränkt  wird.  Die  herrschende 
Theorie  des  Staatsrechts  behauptet,  daß  der  Staat  nur  soweit  Be- 
fehlsrechte ausüben  dürfe,  als  sie  ihm  durch  Rechtsnormen  zu- 
geteilt seien ;  Rechtsnorm  und  Rechtssätze  könnten  aber  abgesehen 
von  delegierter  Gesetzgebungsbefugnis  und  Notverordnungsrecht 
nur  durch  formelles  Gesetz  erzeugt  werden.  Gewiß,  der  Staat 
kann  keine  Befehlsrechte  ausüben,  die  ihm  nicht  vom  objektiven 
Recht  verliehen  sind.  Aber  die  einzige  Rechtsquelle  für  diese 
Sätze  des  objektiven  Rechts  können  doch  nicht  die  Verfassung 
und  die  nach  der  Verfassung  entstandenen  formellen  Gesetze  sein. 
Vielmehr  muß  auch  das  bei  Entstehung  der  Verfassung  vorhan- 
dene Recht  weiter  in  Geltung  bleiben.  In  Art.  109  der  Pr.  Verf. 
ist  bestimmt,  daß  alle  Gesetzbücher,  einzelnen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, welche  der  Verfassung  nicht  zuwiderlaufen,  in  Kraft 
bleiben,  bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeändert  werden.  Damit  sind 
auch  die  zahlreichen  Rechtstitel  aufrecht  erhalten,  welche  dem 

IJnrecM  aber  hat  Endemann,  wenn  er  damit  den  durchaus  brauchbaren 
Begriff  des  Eisenbahnregals  verwerfen  will.  Er  bedeutet  eben,  wie  gezeigt, 
die  jetzt  im  Interesse  des  öffentlichen  Wohles  bestehende  ausschließliche 
Befugnis  des  Staates  zum  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen. 

6)  GOLDSCHMIDT,  Haftungspflicht  S.  519. 

7)  Auch  als  Oberaufsichtsrecht  des  Staates.    Endemann  a.  a.  0.  S.  39. 
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Staate  Befehlsbefugnisse  erteilen.  Und  diese  Befugnisse  sind  nicht 
nur  Amtsbefugnisse  der  Beamten,  sondern  auch  Befugnisse  des 
Monarchen,  welcher  die  Staatsgewalt  verkörpert. 

Daraus  folgt,  daß  die  dem  Staate  im  Eisenbahngesetz  vor- 
behaltene Befugnis,  den  Eisenbahnen  weitere  Verpflichtungen  auf- 
zuerlegen, nach  Einführung  der  Verfassung  weiter,  ohne  daß  der 
Gesetzgebungsweg  beschritten  zu  werden  braucht,  ausgeübt  werden 
kann 

Rechtsetzung  durch  Ausübung  eines  vom  objektiven  Recht 
verliehenen  Rechtes  erscheint  der  LABAND'schen  Theorie  des 
Staatsrechts  unmöglich.  Laband  hat  versucht,  den  Begriff  des 
Rechtssatzes  zu  konstruieren,  indem  er  ihn  in  der  Anknüpfung  einer 
Rechtswirkung  an  einen  Tatbestand  erblickt  Und  doch  ist  alles 
Recht  nur  ein  Befehl ;  nur  daß  beim  objektiven  Recht  der  Befehl 
als  von  einer  unpersönlichen,  höchsten  Macht  ausgehend  gedacht 
wird.  Trotzdem  muß  ein  Begriff  des  objektiven  Rechts,  der 
Rechtsnorm ,  gefunden  werden.  Rechtserzeugend  wirkt  zweifel- 
los die  gesetzgebende  Gewalt  im  Staate  Wie  aber  ist  es  mit 
den  Befehlen,  die  der  Staat  außerhalb  der  Gesetzgebung  erteilt, 
mit  den  Befehlen,  die  von  dem  obersten  Organ  der  vollziehenden 
Gewalt*)  und  von  den  niederen  Organen  gegeben  werden?  In 
dieser  Beziehung  kreuzen  sich  zwei  Kreise  von  Vorstellungen,  die 
sich  einander  zu  widersprechen  scheinen,  und  doch  wird  es  nie- 
mals für  das  geltende  Deutsche  Staatsrecht  gelingen,  die  eine 
dieser  Vorstellungsreihen  ganz  durch  die  andere  zu  ersetzen. 
Gewisse  Arten  von  Befehlen,  sind  wir  gewöhnt,  ihres  Inhalts 
wegen  als  objektives  Recht  anzusprechen,  gleichgültig,  in  welcher 
Form  sie  erscheinen.  Das  sind  vor  allem  die  Normen,  welche 
die  Privatrechtsverhältnisse  regeln,  und  die  Normen,  welche  Straf- 
androhungen enthalten.    Sie  bezeichnen  wir  als  Rechtsvorschriften, 

1)  Goldschmidt,  Haftungspflicht  S.  588  nimmt  an,  daß  bei  Staatsbahnen 
die  Volksvertretung  bei  Aufstellung  der  Tarife  mitzuwirken  habe;  bezüglich 
der  Betriebsreglements  und  Fahrpläne  sei  es  nicht  unbestritten. 

2)  „Kleiner"  Laband  S.  80.    Reichsstaatsrecht  Bd.  2  S.  1. 

3)  Wir  stellen  uns  damit  auf  den  Standpunkt,  den  insbesondere  Hänel 
(in  seinen  Studien  II,  das  Gesetz  im  formellen  und  materiellen  Sinne)  vertritt, 
daß  die  Gesetze,  soweit  sie  einen  verbindlichen  Inhalt  haben,  auch  Rechts- 
sätze enthalten, 

4)  Wir  geben  zu,  daß  bei  unserer  Auffassung  der  Ausdruck  „vollziehende 
Gewalt"  für  das  Preußische  Staatsrecht,  ebenso  auch  in  der  Verfassung 
(Art.  45)  nicht  passend  ist. 
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mögen  sie  nun  im  Wege  der  Gesetzgebung  oder  der  Verordnung 
entstehen.  Wegen  des  ursprünglich  materiellen  Sinnes  des  Wortes 
„Gesetz"  sprechen  wir  daher  bei  Privatrechtsverordnungen  von 
delegierter  Gesetzgebung,  und  aus  diesem  Grunde  müssen  selbst 
die  Polizeiver Ordnungen  unterster  Organe  als  Kechtsverordnungen 
bezeichnet  werden. 

Dagegen  kommt  uns  diese  sozusagen  historische  Anschauungs- 
weise bei  der  Qualifikation  anderer  Befehle  der  exekutiven  Ge- 
walt nicht  zustatten.  Hier  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  ein 
Kriterium  für  die  Rechtsvorschriften  nach  der  Quelle  und  der 
Form  ihres  Erlasses  zu  finden.  Es  ist  für  unsere  späteren  Unter- 
suchungen bezüglich  des  Reichsstaatsrechts  wichtig,  daß  wir  diesen 
Punkt  für  Preußen  erörtern. 

Rechtsquelle  ist,  wie  aus  Art.  106  Abs.  2  der  Verf.  hervor- 
geht, die  Königliche  Verordnung.  Die  Prüfung  ihrer  Rechtsgül- 
tigkeit steht  nur  den  Kammern,  nicht  dagegen  den  Behörden  zu. 
Daraus  folgt,  daß  da,  wo  sie  Anwendung  beansprucht,  ihre  Un- 
gültigkeit überhaupt  nicht  in  Frage  kommt,  d.  h.  sie  ist  immer 
gültig  ^).  Voraussetzung  ist  allerdings,  daß  sie  gehörig  verkündet 
ist.  Absatz  1  bestimmt,  daß  sie  in  der  vom  Gesetz  vorgeschrie- 
benen Form  bekannt  gemacht  werden  muß,  wenn  sie  verbindlich 
sein  soll.  Es  kann  auch  königliche  Verordnungen  geben,  die  in 
irgend  einer  anderen  Form  publiziert  werden.  Es  gibt  auch 
andere  Befehle  des  Königs  wie  Verordnungen,  insbesondere  In- 
struktionen, Generalverfügungen,  Einzelverfügungen.  Aber  das 
alles  sind  keine  Rechtsquellen 

Auch  in  den  anderen  Deutschen  Staaten  war  die  Befugnis  des 
Staates  anerkannt,  im  Interesse  des  Gemeinwohls  den  Eisenbahnen 
Verpflichtungen  aufzuerlegen  ^). 

Die  Rechtsbeziehungen,  die  durch  den  Eisenbahnbau  und 
durch  den  Eisenb^nbetrieb  Dritten  gegenüber  entstehen,  sind 

1)  Es  ist  aber  eine  Eigentümlichkeit  des  Rechts  als  höchsten  Willens, 
daß  Rechtsvorschriften  nicht  nichtig  sein  können. 

2)  Diejenigen  Verordnungen  des  Königs,  die  nach  obigen  Ausführungen 
Rechtsquellen  sind,  könnte  man  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Verordnungen 
(Verwaltungsverordnungen)  Rechtsverordnungen  nennen.  Dies  geschähe  frei- 
lich in  einem  ganz  anderen  Sinne  als  wie  Laband  zwischen  Rechts-  und 
Verwaltungsverordnungen  unterscheidet,  nämlich  in  einem  formellen  Sinne, 
während  Laband  in  einem  materiellen  Sinne  zwischen  beiden  unterscheidet. 

3)  Vgl.  die  allgemein  gehaltenen  Ausführungen  bei  Endbmann,  Recht 
der  Eisenbahnen  S.  37. 
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vorwiegend  privatrechtlich.  Beim  Eisenbahnbau  tritt  die  Wichtig- 
keit der  Eisenbahnunternehmungen  gegenüber  anderen  Unterneh- 
mungen insofern  hervor,  als  regelmäßig  dem  Eisenbahnunternehmer 
das  Enteignungsrecht  verliehen  wird.  Dagegen  erfolgt  die  Be- 
förderung von  Personen  und  Gütern  durch  die  Eisenbahn  auf  der 
Grundlage  eines  privatrechtlichen  Vertrages.  Dies  gilt  gleicher- 
maßen, ob  das  Eisenbahnregal  von  dem  Staate  selbst  ausgeübt 
wird,  oder  ob  die  Ausübung  des  Regals  an  private  Gesellschaften 
oder  Einzelunternehmer  verliehen  wird 

In  der  neueren  Theorie  des  Deutschen  Staatsrechts  ist  ein 
Begriff  der  öffentlich-rechtlichen  Anstaltsnutzung  aufgestellt  worden. 
Dieser  Begriff  ist  vor  allem  von  Otto  Mayer  in  scharfsinniger 
Weise  entwickelt  und  mit  seinen  rechtlichen  Folgen  dargestellt 
worden  ^).  Otto  Mayee  unterscheidet  zwischen  solchen  Staats- 
anstalten, die  von  den  Untertanen  auf  Grundlage  eines  öffentlich- 
rechtlichen Verhältnisses,  und  solchen,  die  auf  Grund  eines  privat- 
rechtlichen Vertrages  benutzt  werden.  Zu  den  ersteren  zählt  er 
die  Post,  zu  den  letzteren  die  Eisenbahn  Zweifellos  stehen 
die  Anstalten  des  Staates,  von  welchen  Otto  Mayer  zur  Ent- 
wickelung  des  Begriffes  der  öffentlich-rechtlichen  Anstaltsnutzung 
ausgeht,  wie  z.  B.  die  Schulen  und  die  Gerichte,  wenn  man  letz- 
tere überhaupt  als  Anstalten  bezeichnen  kann,  in  einem  öffentlich- 
rechtlichen Verhältnis  zu  den  benutzenden  Personen.  Aber  ge- 
rade diejenigen  Anstalten  des  Staates,  die  sich  aus  den  sog. 
niederen  Regalien  entwickelt  haben,  vor  allem  die  staatlichen 
Transportanstalten,  wie  Post  und  Eisenbahn  *)  stehen  in  einem 
privatrechtlichen  Verhältnis  zu  den  Benutzern. 

1)  Zoen,  Staatsrecht  Bd.  2  S.  258  sagt:  „Daß  ein  Zweig  der  Staatsver- 
waltung grundsätzlich  und  ausschließlich  im  Abschluß  von  privatrechtlichen 
Verträgen  bestehe,  ist  ein  Widerspruch  zum  Staatsbegriff Dieser  Meinung 
können  wir  uns  nicht  anschließen.  Daß  eine  Staatstätigkeit  zu  einem  Gegen- 
stande der  öffentlichen  Verwaltung  wird,  beruht  auf  dem  Zwecke,  zu  dem 
diese  Staatstätigkeit  geschieht.  Es  ist  kein  Grund  vorhanden,  daß  sich  der 
Staat  dabei  der  bewährten  Formen  des  Privatrechts  nicht  bedienen  soll. 

2)  Otto  Mayee,  Deutsches  Verwaltungsrecht  Bd.  2  S.  321  ff. 

3)  A.  a.  0.  S.  323. 

4)  Ebenso  Laband.  Staatsrecht  Bd.  4  S.  347  zählt  er  die  Reichseisen- 
bahnen zum  Finanzvermögen,  Bd.  4  S.  366  die  Post  zum  Verwaltungsver- 
mögen des  Reiches.  Das  erstere  ist  u.  E.  unrichtig.  Stellt  man  sich  einmal 
auf  den  Standpunkt,  daß  die  Verwaltung  der  Eisenbahnen  Gegenstand  der 
öffentlichen  Verwaltung  ist,  so  muß  man  sie  folgerichtig  zum  Verwaltungs- 
vermögen rechnen,  auch  wenn  sie  in  ihren  finanziellen  Ergebnissen  diejenigen 
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Die  Rechte  und  Pflichten  der  Eisenbahn  aus  der  Uebernahme 
von  Transporten  bestimmen  sich  nach  den  Regeln  des  objektiven 
Privatrechts,  ebenso  die  Voraussetzungen  des  gültigen  Zustande- 
kommens der  Transportverträge.  Soweit  jedoch  nicht  die  Sätze 
des  objektiven  Rechts  zwingender  Natur  sind,  können  beide 
Kontrahenten  im  Wege  der  sog.  Privatautonomie  das  objektive 
Recht  abändern.  Den  dahingehenden  Vertragswillen  bildet  auf 
Seiten  der  Eisenbahn  der  zum  Vertragsabschluß  bevollmächtigte 
Beamte  in  Vertretung  des  zur  privatrechtlichen  Vertretung  der 
Eisenbahn  berufenen  Organs.  Bei  der  großen  Zahl  der  täglich 
von  der  Eisenbahn  abgeschlossenen  Verträge  kann  es  den  zum 
Vertragsabschluß  bevollmächtigten  Beamten  niemals  überlassen 
werden,  beliebig  die  Bedingungen  der  Verträge  festzusetzen.  Sie 
werden  vielmehr  von  den  Vertretungsorganen  der  Eisenbahn  nur 
zum  Abschluß  von  bestimmten  Arten  von  Verträgen  mit  typischem 
Inhalt  ermächtigt. 

Die  Erteilung  der  Vollmacht  zum  Abschluß  von  Transport- 
verträgen erfolgte  regelmäßig  bei  den  Deutschen  Eisenbahnen 
durch  eine  öffentliche  Bekanntmachung,  durch  die  Publikation  der 
sog.  Betriebsreglements  In  diesen  waren  die  bei  Abschluß  der 
Transportverträge  zu  treffenden  Vereinbarungen  in  bindender  Weise 
und  so  ausführlich  angegeben,  daß  dem  Reisenden  oder  Absender 
des  Frachtgutes  die  Möglichkeit,  bei  Abschluß  des  Transportver- 
trages in  nur  einigermaßen  wichtigen  Punkten  etwas  Wider- 
sprechendes zu  vereinbaren,  nicht  mehr  offen  stand.  Die  Betriebs- 
reglements waren  demnach  der  Weg,  auf  dem  die  Eisenbahnen 
das  Transportrecht  gestalteten,  auf  dem  sich  ihre  Privatautonomie 
zur  Geltung  brachte,  und  an  die  Betriebsreglements  knüpft  daher 

Vermögensmassen  des  Staates,  die  nur  finanziellen  Zwecken  dienen,  erreichen, 
oder  sogar  unter  den  zinstragenden  Werten  des  Staates  die  erste  Stelle  ein- 
nehmen. 

5)  Auch  Zorn  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  313  macht  einen  Unterschied  zwischen 
Post  und  Eisenbahn,  indem  er  bezüglich  der  Post  öffentlich-rechtliche  Nutzung 
annimmt  (vgl.  auch  Staatsrecht  Bd.  2  S.  257),  bei  den  Eisenbahnen  dagegen 
privatrechtliche  Nutzung  (vgl.  auch  S.  308). 

1)  Darüber,  daß  in  der  Publikation  der  Reglements  eine  Ermächtigung 
für  die  Abschlußbeamten  zu  erblicken  sei,  vgl.  Koch,  Deutschlands  Eisen- 
bahnen, Teil  II  S.  118.  Vgl.  auch  Reglement  für  den  Vereinsgüterverkehr 
vom  1,  Dezember  1856  in  §  5  :  „Vorschriften  in  den  Frachtbriefen  von  Seiten 
der  Absender,  wenn  solche  von  den  Bestimmungen  dieses  Reglements  und 
des  auf  Grund  desselben  publizierten  Tarifs  abweichen,  begründen  keine 
Verpflichtung  der  Verwaltung". 
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auch  das  Aufsichtsrecht  des  Staates  über  die  Privateisenbahnen 
hinsichtlich  der  Transportbedingungen  an. 

Es  gab  sowohl  staatlicherseits  aufgestellte  Betriebsreglements 
als  auch  solche,  welche  von  den  Verwaltungen  der  Privateisen- 
bahnen ausgingen.  Entsprechend  dem  ausgedehnten  Netz  von 
Privateisenbahnen  kam  bis  zur  Einigung  Deutschlands  entschieden 
die  größere  Bedeutung  den  privaten  Betriebsreglements  zu. 

Die  privaten  Betriebsreglements  zerfielen  in  Lokalreglements, 
welche  von  den  einzelnen  Eisenbahnverwaltungen  aufgestellt  und 
publiziert  wurden,  ferner  die  Yerbandsreglements  und  endlich  die 
Vereinsreglements.  Die  Verbandsreglements  wurden  von  den  Eisen- 
bahnverbänden, zu  denen  sich  benachbarte  Eisenbahnverwaltungen 
zusammengeschlossen  hatten,  aufgestellt  und  dann  von  jeder  dem 
Verbände  angehörigen  Eisenbahnverwaltung  publiziert. 

Die  wichtigsten  waren  die  Vereinsreglements.  Sie  wurden 
vom  Verein  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  vereinbart.  Der 
Verein  bildete  sich  im  Jahre  1847  aus  dem  Verein  Preußischer 
Eisenbahndirektionen.  Er  war  ursprünglich  auf  die  Eisenbahn- 
verwaltungen beschränkt,  deren  Linien  im  Gebiete  des  ehemaligen 
Deutschen  Bundes  lagen,  später  wurden  auch  solche  Eisenbahn- 
verwaltungen zugelassen,  welche  wenigstens  ihren  Sitz  in  einem 
zum  Deutschen  Bundesgebiet  gehörenden  oder  in  einem  solchen 
Lande  hatten,  welches  unter  einer  deutschen  Bundesregierung 
stand  Später  wurde  das  Statut  dahin  erweitert,  daß  auch  der 
Beitritt  jeder  fremden  Eisenbahn  durch  einstimmigen  Beschluß 
der  Generalversammlung  gestattet  werden  kann  ^).  Kurz  vor  der 
Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  wurde  vereinbart  und  war 
daher  unmittelbarer  Vorläufer  der  Reichsbetriebsreglements  das 
Vereinsreglement  vom  15.  April  1865  für  die  Beförderung  von  Per- 
sonen, Reisegepäck,  Leichen,  Fahrzeugen  und  lebenden  Tieren  und 
das  Reglement  für  den  Vereinsgüterverkehr  vom  1.  März  1865. 

1)  Hiermit  waren  nach  Ansicht  der  Vereinsversammlung  zu  Triest  vom 
Jahre  1858  die  Eisenbahnverwaltungen  von  Holland  zugelassen.  Diese  Aus- 
legung des  veränderten  Statuts  war  indes  nicht  richtig,  da  nicht  die  Re- 
gierung Hollands  eine  deutsche  Bundesregierung  war,  sondern  nur  die  Re- 
gierung von  Luxemburg,  das  allerdings  mit  Holland  durch  Personalunion 
verbunden  war,  dessen  Regierung  aber  deswegen  mit  der  holländischen 
nicht  identisch  war.  Vgl.  Kaufmann,  Mitteleuropäische  Eisenbahnen 
S.  169. 

2)  Vgl.  Egek  Pr.  Eisenbahnrecht  Bd.  2  S.  230.  Endemann,  Das  Recht 
der  Eisenbahnen  S.  95. 
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Die  Lokalreglements  galten  im  sogen.  Lokalverkehr,  d.  i.  ein 
Transport  innerhalb  der  Grenzen  einer  Eisenbahn  Verwaltung.  Die 
Verbandsreglements  regelten  den  Verbandsverkehr,  d.  i.  der  Ver- 
kehr, der  über  die  Grenzen  einer  Eisenbahn  hinausgeht,  sich  aber 
innerhalb  eines  Verbandes  hält.  Die  Vereinsreglements  endlich 
galten  nur  für  durchgehende  Transporte  innerhalb  des  Vereins 
deutscher  Eisenbahnverwaltungen.  Da  dieser  sich  über  das  ganze 
Gebiet  des  Deutschen  Bundes  und  darüber  hinaus  erstreckte,  so 
war,  wenigstens  für  durchgehende  Transporte,  bereits  eine  gewisse 
Einheitlichkeit  des  Verkehrs  erreicht. 

Genau  wie  heute  die  EVO.  regelten  die  privaten  Betriebs- 
reglements das  Rechtsverhältnis  zwischen  den  Reisenden  und  Ab- 
sendern des  Frachtgutes  einerseits  und  der  Eisenbahn  anderer- 
seits, und  ihre  Bestimmungen  behandeln  im  allgemeinen  schon  die- 
selben Gegenstände.  Nur  waren,  wie  schon  das  angeführte  Bei- 
spiel der  beiden  Vereinsreglements  von  1865  zeigt,  gewöhnlich 
besondere  Reglements  für  den  Personen-  und  Güterverkehr  vor- 
handen. Im  Gegensatz  zu  den  Betriebsreglements  standen  schon 
damals  die  Tarife  i.  e.  S.,  in  welchen  die  Eisenbahnverwaltungen 
die  Fahrpreise  für  den  Personenverkehr  sowie  die  Frachtsätze  für 
den  Güterverkehr  veröffentlichten. 

Die  Betriebsreglements  zeigen  eine  privatrechtliche  und  eine 
Öffentlich-rechtliche  Seite,  was  die  Betrachtung  ihrer  rechtlichen 
Natur  außerordentlich  erschwert,  eine  privatrechtliche,  insofern 
ihre  Bestimmungen  das  privatrechtliche  Verhältnis  zum  Publikum 
regeln,  eine  öffentlich-rechtliche,  insofern  ihre  Gestaltung  der  staat- 
lichen Einwirkung  unterliegt  ^). 

Die  Betrachtung  nach  der  privatrechtlichen  Seite  hin  ergibt, 
daß  den  Reglements  eine  unmittelbare  Wirksamkeit  ursprünglich 
und  nach  der  herrschenden  Meinung  auch  späterhin  nicht  zukommt. 
Die  Publikation  der  Reglements  wird  nämlich  nur  angesehen  als 
eine  Einladung  oder  Aufforderung,  Offerten  zu  machen,  die  selbst 

1)  Goldschmidt,  Haftungspflicht  untersuclit,  indem  er  nach  dem  gleichen 
Gesichtspunkt  trennt,  „Wirksamkeit"  der  Betriebsreglements,  womit  die 
privatrechtliche  Wirksamkeit  im  Verhältnis  zwischen  Eisenhahn  und  Be- 
nutzer gemeint  wird  und  „Gültigkeit"  der  Betriebsreglements,  d.  h.  ihre 
Rechtsbeständigkeit  in  Hinsicht  auf  das  öffentliche  Recht  (a.  a.  0.  S.  588  £F. 
Er  hat  mit  dieser  Unterscheidung  das  Problem,  das  auch  die  später  vom 
Bundesrat  erlassenen  Betriebsreglements  und  selbst  die  neueste  Eisenbahn- 
verkehrsordnung in  ihrer  rechtlichen  Natur  zeigen,  scharf  erfaßt. 

2 
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ohne  rechtliche  Verbindlichkeit  ist  Das  ist  für  die  Entwicke- 
lung,  die  das  Transportrecht  seit  Erscheinen  des  alten  HGB.s 
genommen  hat,  nicht  mehr  richtig,  wie  wir  unten  im  Hauptteil 
(§  5)  sehen  werden. 

Die  Publikation  der  Betriebsreglements  erfolgte  gewöhnlich 
in  einer  am  Sitz  der  Eisenbahnverwaltung  erscheinenden  Zei- 
tung 2). 

Außer  den  Betriebsreglements  für  die  Privateisenbahnen  gab 
es  solche  für  die  Staatseisenbahnen  und  die  ihnen  in  dieser  Be- 
ziehung (in  Preußen)  völlig  gleichstehenden  „unter  Staatsverwaltung 
stehenden  Privateisenbahnen"  3).  Die  Publikation  der  Betriebs- 
reglements war  in  Preußen  Sache  der  Eisenbahndirektionen.  Man 
stellte  sich  das  unter  Staatsbetrieb  stehende  Eisenbahnnetz  als 
eine  Mehrzahl  von  Eisenbahnen  vor.  Zu  jeder  Eisenbahn  gehörte 
eine  Eisenbahndirektion.  Obwohl  der  Erlaß  der  Reglements  vom 
Handelsminister  ausging,  war  Publikation  durcb  jede  einzelne  Eisen- 
bahndirektion vorgesehen  und  zwar  in  dem  Amtsblatt  derjenigen 
Regierung,  in  deren  Bezirk  sie  ihren  Sitz  hatte.  Erst  nach  dieser 
Publikation  und  erst  zu  dem  von  der  Eisenbahndirektion  ange- 
gebenen Zeitpunkte  sollte  das  Betriebsreglement  in  Kraft  treten*). 
Es  wurde  also  das  Betriebsreglement  sozusagen  als  ein  besonderes 
für  jede  der  preußischen  Eisenbahnen  gedacht.  Der  Akt  der 
Veröffentlichung  gegenüber  dem  Publikum  war  überhaupt  nicht 
der  Erlaß  seitens  des  Handelsministers,  sondern  diese  Publikation 
durch  die  Eisenbahndirektion. 

Die  unten  zu  prüfende  Befugnis  des  Bundesrats,  die  Eisen- 
bahnbetriebsreglements und  später  die  an  ihre  Stelle  tretende  EVO. 
auf  dem  Verordnungswege  zu  erlassen,  will  Arndt  ^)  mit  dem  Hin- 
weis darauf  stützen,  daß  bereits  in  Preußen  eine  Anzahl  von 
Eisenbahnbetriebsreglements  vom  Handelsministerium,  also  auf 
dem  Verordnungswege,  erlassen  seien.  Er  zählt  hierzu  auch  das 
eben  erwähnte  preußische  Eisenbahnbetriebsreglement  vom  3.  Sep- 


1)  Wehemann,  Das  Eisenbahnfrachtgescliäft  S.  6.  Koch,  Deutschlands 
Eisenbahnen  Teil  II  S.  122  Anm.  3. 

2)  Koch,  Deutschlands  Eisenbahnen,  Teil  II  S.  143. 

3)  Beispiel :  Das  Betriebsreglement  für  die  preußischen  Staatsbahnen 
und  unter  Staatsverwaltung  stehenden  Eisenbahnen  vom  3.  September  1865 
(Ministerialblatt  für  die  gesamte  innere  Verwaltung  von  1865  S.  251  ff.). 

4)  Koch  a.  a.  0.  Teil  II  S.  143. 

5)  Das  Verordnungsrecht  des  Deutschen  Reiches  S.  104. 
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tember  1865  (vergl.  S.  18  Anm.  3)  Diese  Beweisführung  Arndts 
geht  von  falschen  Voraussetzungen  aus.  Die  späteren  Reichs- 
betriebsreglements und  die  EYO.  beanspruchten  Geltung  für  alle 
Eisenbahnen,  Staatsbahnen  wie  Privatbahnen.  Das  preußische 
Betriebsreglement  galt  aber  nur  für  den  Lokalverkehr  der  preußi- 
schen Staatsbahnen  und  unter  Verwaltung  des  preußischen  Staates 
stehenden  Privateisenbahnen  und  war  vom  Handelsministerium  als 
oberster  Verwaltungsbehörde  dieser  Bahnen  erlassen. 

Es  ist  eine  auffallende  Erscheinung,  daß  der  preußische  Staat 
und  die  meisten  anderen  deutschen  Staaten  ihr  de  iure  bestehen- 
des Einwirkungsrecht  bezüglich  der  Betriebsreglements  faktisch 
nicht  ausgeübt  haben  ^).  Immerhin  müssen  wir  theoretisch  die 
Wege  erörtern,  die  die  Staaten  zwecks  Geltendmachung  ihres 
Einflusses  ausüben  konnten.  Da  sind  zunächst  zwei  Wege  zu 
unterscheiden.  Den  ersten  Weg  möchten  wir  den  Verwaltungsweg 
nennen,  den  anderen  den  Verordnungsweg 

Bei  der  ersten  Art  der  Einwirkung  läßt  der  Staat  den  formellen 
Erlaß  der  Betriebsreglements  bei  den  Privateisenbahnen.  Hierbei  ist 
wieder  ein  Doppeltes  möglich.  Entweder  erfolgt  die  Feststellung  des 
Inhalts  der  Reglements  durch  die  Eisenbahnverwaltungen  selbst,  und 
dem  Staat  steht  das  Genehmigungsrecht  zu.  Dies  war  in  ein- 
zelnen Staaten  der  Fall  Oder  die  Feststellung  des  Inhalts  er- 
folgt von  Staats  wegen  durch  die  zuständige  Behörde.  Der  Inhalt 
wird  der  Eisenbahnverwaltung  durch  eine  Verfügung  bekannt  ge- 


1)  Ferner  erwähnt  er  die  vom  Handelsministerium  erlassenen: 

BR.  vom  18.  Juli  1853, 
„       „      5.  Januar  1861, 
„    22.  April  1861, 
„    17.  Februar  1862. 
Diese  bezogen  sich  alle  nur  auf  die  preußischen  Staats-  oder  unter  der 
Verwaltung  des  Preußischen  Staates  stehenden  Eisenbahnen. 

2)  Geestnee,  Die  Eisenbahnbetriebsreglements  usw.  S.  168  „Die  Betriebs- 
reglements keine  Ausflüsse  der  Staatsgewalt". 

3)  „Verordnungsweg"  ist  sonst  ein  technischer  Ausdruck,  der  den  Gegen- 
satz zum  Gesetzgebungsweg  bezeichnen  soll  und  die  Tätigkeit  der  voll- 
ziehenden Gewalt  im  ganzen  umfaßt.  In  dieser  Bedeutung  haben  wir  ihn 
eben  noch  (auf  der  vorigen  Seite)  gebraucht.  Hier  engen  wir  den  Begriff 
ein  und  stellen  ihn  in  einen  neuen  Gegensatz. 

4)  Vgl.  Schott  in  Endemanns  Handbuch  S.  471 ;  Geestnee  sagt  (Eisen- 
bahnbetriebsreglement usw.  S.  168):  „Die  Autonomie  der  Bahnen  unterlag 
zwar  je  nach  den  periodalen  Bestimmungen  der  ausdrücklichen  oder  still- 
schweigenden Genehmigung  des  Staates". 

2* 
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macht.  Sie  sind  verpflichtet,  das  Betriebsreglement  auf  ihren 
Linien  einzuführen.  Ein  Beispiel  hierfür  ist  uns  nicht  bekannt. 
Wir  werden  jedoch  sehen,  daß  gerade  die  Reichsverfassung  diese 
Art  der  staatlichen  Einwirkung  im  Auge  hat.  In  den  beiden  an- 
gegebenen Fällen  ist  die  Einwirkung  sozusagen  ein  Internum  zwi- 
schen dem  Staat  und  der  Eisen  bahn  Verwaltung.  Das  schließt 
nicht  aus,  daß  eine  Umgehung  der  staatlichen  Aufsichtsbefugnisse 
die  auf  Grund  des  Reglements  abgeschlossenen  Verträge  nichtig 
macht.  Mit  Recht  weist  Goldschmidt  ^)  darauf  hin,  daß  ein  nicht 
genehmigtes  Reglement  ungültig  sei  und  deshalb  ein  gemäß  dem 
Reglement  abgeschlossener  Vertrag  als  contra  legem  publicam 
verstoßend  nichtig  sei.  Der  Richter  ist  aber  nicht  verpflichtet, 
von  Amts  wegen  zu  prüfen,  ob  eine  solche  Umgehung  stattgefunden 
hat.  Wer  sich  auf  die  Nichtigkeit  beruft,  muß  das  besonders 
dartun. 

Der  Verordnungsweg  besteht  darin,  daß  die  Staatsregierung 
in  einem  allgemeinen,  öffentlich  bekannt  gegebenen  Erlaß  die 
Transportbedingungen  aufstellt,  wie  sie  von  sämtlichen  Eisenbahn- 
verwaltungen den  Transportverträgen  zugrunde  zu  legen  sind.  Ob 
der  Staat  den  Verwaltungsweg  oder  den  Verordnungsweg  wählt, 
steht  ganz  in  seinem  Belieben.  Es  ist  auch  hier  ein  Doppeltes 
möglich.  Der  Staat  kann  bei  Erlaß  der  Verordnung  rechtsetzend 
tätig  werden.  Das  staatliche  Betriebsreglement  muß  dann  in  der 
Form  ergehen,  die  sich  als  Rechtsquelle  darstellt,  für  Preußen, 
wie  wir  gesehen  haben,  in  Form  der  Königlichen  Verordnung. 
Es  kann  aber  das  Reglement  auch  in  Form  irgend  einer  anderen 
Verordnung,  insbesondere  auch  einer  ministeriellen  Verordnung 
ergehen.  Dann  handelt  es  sich  nicht  um  Rechtsetzung.  Aber 
die  Wirkung  der  Verordnung  ist  dieselbe  wie  die  einer  Rechts- 
verordnung. Das  erhellt  daraus,  daß  beide  Arten  von  Verord- 
nungen ebenfalls  die  Wirkung  haben,  daß  Verträge,  die  ent- 
gegen dem  Reglement  abgeschlossen  werden,  nichtig  sind.  Hier 
jedoch  ist  der  staatliche  Wille  infolge  der  Publikation  der  Ver- 
ordnung allgemein,  daher  auch  dem  Richter  bekannt. 

Der  Erlaß  eines  Reglements  auf  dem  Verordnungswege  schließt 
nicht  aus,  daß  auch  die  Eisenbahnverwaltungen  ein  Reglement 
publizieren.  Nur  ist  dieses  in  den  Punkten  ungültig,  in  denen  es 
dem  staatlichen  Reglement  widerspricht. 


1)  Haftungspflicht  S.  589. 
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Daß  ein  Staat  den  Verordnungsweg  beschritten  habe,  dafür 
ist  uns  nur  ein  Beispiel  bekannt.  In  Oesterreich  wurde  eine  für 
alle  österreichischen  Bahnen  geltende  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851  erlassen 

Der  Grund,  weshalb  der  preußische  Staat  und  die  anderen 
Staaten,  die  selbst  Eisenbahnen  besaßen,  auf  die  staatliche  Ein- 
wirkung verzichteten,  ist  der:  Sie  begnügten  sich  mit  dem  Ein- 
fluß, den  sie  indirekt  dadurch  ausübten,  daß  sie  selbst  Mitglied 
des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  waren  und  so  an 
dessen  Beratungen  und  Beschlüssen  hinsichtlich  der  Vereinsregle- 
ments teilnahmen 

§  3. 

Die  Zuständigkeit  des  Deutschen  Reiches  im 
Eisenbahnwesen.  —  Der  Erlaß  der  Reichsbetriebs- 
reglements. 
Nach  Art.  4  Ziff.  8  der  Reichsverfassung  „unterliegt  der 
Beaufsichtigung  des  Reiches  und  der  Gesetzgebung  desselben  das 
Eisenbahnwesen  im  Interesse  der  Landesverteidigung  und  des  all- 
gemeinen Verkehrs".  Der  Zusatz  „im  Interesse  der  Landesver- 
teidigung und  des  allgemeinen  Verkehrs"  bezieht  sich  nicht  etwa 
bloß  auf  den  unmittelbar  vorhergehenden  Gegenstand  „die  Her- 
stellung von  Land-  und  Wasserstraßen",  sondern  auch  auf  den 
Gegenstand  „Eisenbahnwesen"  ^).  Der  Ausdruck  „allgemeiner  Ver- 
kehr" steht  im  Gegensatz  zu  dem  Ausdruck  „gemeinsamer  Ver- 
kehr" in  Art.  41  der  RVerf.  Während  das  Reich  nach  Art.  41 
Eisenbahnen  kraft  eines  Reichsgesetzes  auch  gegen  den  Wider- 
spruch der  Bundesglieder,  deren  Gebiet  die  Eisenbahnen  durch- 
schneiden, nur  im  Interesse  des  gemeinsamen  Verkehrs  d.  h. 
eines  über  das  Gebiet  eines  Bundesstaates  hinausgehenden  Ver- 
kehrs    bauen  darf,  soll  der  Ausdruck  „allgemeiner  Verkehr"  in 

1)  Vgl.  Goldschmidt,  Haftungspflicht  S.  605. 

2)  Hänel,  Staatsrecht  S.  654.  Unrichtig  ist  nur  die  dort  ausgesprochene 
Ansicht,  daß  dem  Staat  „anerkannten  Rechtens"  ein  weiterer  Einfluß  nicht 
zugestanden  hätte, 

3)  Hänel,  Staatsrecht  S.  634. 

4)  Oder  „im  Interesse  der  Verteidigung  Deutschlands". 

5)  Zorn,  Staatsrecht  Bd.  2  S.  299  erblickt  in  dem  Ausdruck  „im  Inter- 
esse der  Verteidigung  Deutschlands"  oder  in  dem  Ausdruck  „im  Interesse 
des  gemeinsamen  Verkehrs"  überhaupt  keine  juristische  Schranke.  Dann 
gilt  das  natürlich  erst  recht  für  den  Ausdruck  „allgemeiner  Verkehr". 
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Art.  4  Ziff.  8  nur  darauf  hinweisen,  daß  die  Lokal-(Klein-)Bahnen 
der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des  Reiches  nicht  unter- 
worfen sind  ^).  Nun  kommen  die  Bestimmungen  der  Reichsbetriebs- 
reglements, ebenso  wie  die  der  neuen  EVO.  nach  ihrem  eigenen 
Willen  nur  auf  den  Haupt-  und  Nebenbahnen  zur  Anwendung 
Insofern  hat  also  der  Bundesrat  sich  bei  Erlaß  der  EVO.  in  der 
dem  Reiche  in  Art.  4  Ziff.  8  zugewiesenen  Kompetenz  gehalten. 

Außer  dem  im  Art.  4  aufgestellten  Prinzip  enthält  die  Reichs- 
verfassung weitere  Vorschriften  über  das  Eisenbahnwesen  im  Ab- 
schnitt VII.  Das  logische  Verhältnis  dieses  Abschnittes  zum  Art.  4 
Ziff.  8  ist  kein  einheitliches  ^).  Keineswegs  ist  das  Verhältnis  so, 
daß  alle  dem  Reiche  im  Art.  4  verliehenen  Befugnisse  in  diesem 
Abschnitt  erschöpfend  aufgezählt  würden  Dies  zeigt  sich  schon 
bei  den  Bestimmungen,  welche  die  dem  Reiche  in  Art.  4  verliehene 
Aufsichtsbefugnis  spezialisieren.  Wenn  z.  B.  in  Art.  43  Satz  2 
bestimmt  ist,  daß  das  Reich  dafür  Sorge  zu  tragen  hat,  daß  die 
Eisenbahnverwaltungen  die  Bahnen  jederzeit  in  einem  die  nötige 
Sicherheit  gewährenden  baulichen  Zustande  erhalten  und  dieselben 
mit  Betriebsmaterial  so  ausrüsten,  wie  das  Verkehrsbedürfnis  es 
erheischt,  so  ist  hierdurch  zweifellos  eine  Direktive  für  die  dem 
Reich  in  Art.  4  Ziff.  8  zugesprochene  Aufsichtsbefugnis  gegeben. 
Dasselbe  gilt  von  Art.  45,  Abs.  1,  wonach  dem  Reich  die  Kon- 
trolle über  das  Tarifwesen  zusteht.  Niemand  wird  behaupten 
wollen,  daß  damit  die  Aufsichtsbefugnisse  des  Reiches  erschöpft  sind. 

Andere  Vorschriften  legen  dem  Reiche  Befugnisse  bei,  die 
ihm  nach  Art.  4  Ziff.  8  noch  nicht  zustehen 

1)  So  Seydel,  Kommentar  z.  RVerf.  S.  88  ;  Hänel,  Staatsrecht  S.  635 
wirft  die  Frage  auf,  ob  der  Ausdruck  allgemeiner  Verkehr  im  „lokalisie- 
renden" oder  im  „gegenständlichen"  Sinne  zu  fassen  sei  und  beantwortet 
sie  zu  Gunsten  der  zweiten  Alternative.  Richtiger  Aendt,  Kommentar  zur 
Reichsverfassung  S.  III  Zifi'.  17. 

2)  Ausdrücklich  ausgesprochen  ist  dies  z.  B.  in  den  Eingangsbestim- 
mungen der  EVO.  vom  26.  Oktober  1899.  In  der  neuesten  EVO.  ist  der  aus- 
drückliche Ausschluß  der  Kleinbahnen  vom  Geltungsgebiete  der  EVO.  wieder 
weggefallen,  da  wie  es  in  der  Begründung  des  Reichseisenbahnamtes  (Aus- 
gabe S.  216)  heißt,  es  entbehrlich  erscheine,  die  Kleinbahnen  an  dieser  Stelle 
besonders  zu  erwähnen.  Es  ist  auch  anerkannt  im  neuen  HGB.,  in  dem 
§  473  bestimmt,  daß  für  die  Kleinbahnen  an  die  Stelle  der  EVO.  ihre  Be- 
förderungsbedingungen treten. 

3)  Zoen,  Staatsrecht  Bd.  2  S.  293. 

4)  Egee,  Preuß.  Eisenbahnrecht  Bd.  1  S.  59. 

5)  Zum  Beispiel  Art.  41  Abs.  1. 
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In  anderen  Bestimmungen  des  Abschnitts  VII  macht  das 
Reich  sozusagen  von  dem  ihm  im  Art.  4  Ziff.  8  zugesprochenen 
Gesetzgebungsrecht  bereits  Grebrauch.  Einige  Regeln  des  Eisen- 
bahnrechts schienen  so  wichtig,  daß  man  mit  ihrer  Feststellung 
nicht  bis  zum  Erlaß  eines  Reichseisenbahngesetzes  ^)  warten  zu 
dürfen  glaubte.  Hänel  nennt  sie  zutreffend  „Vorgriffe  auf  die 
künftige  Reichsgesetzgebung"  ^) 

Allein  gerade  die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Abschnitts  VII, 
die  Art.  42,  43  und  45  sind  in  ihrem  Verhältnis  zum  Art.  4  Ziff.  8 
durchaus  nicht  klar,  und  deshalb  ist  in  der  Literatur  über  ihre 
Bedeutung  und  Tragweite  lebhafter  Streit.  In  Art.  42  heißt  es : 
„Die  Bundesregierungen  verpflichten  sich,  die  deutschen  Eisen- 
bahnen im  Interesse  des  allgemeinen  Verkehrs  wie  ein  einheit- 
liches Netz  verwalten  und  zu  diesem  Behuf  auch  die  neu  herzu- 
stellenden Bahnen  nach  einheitlichen  Normen  anlegen  und  aus- 
rüsten zu  lassen."  Allseitig  ist  anerkannt,  daß  in  dieser  Be- 
stimmung ein  Prinzip  der  Reichsverfassung  für  die  neue  Gestaltung 
des  Eisenbahnwesens  ausgesprochen  ist  Allein  die  Folgerungen, 
die  aus  der  fraglichen  Verfassungsbestimmung  gezogen  werden, 
sind  sehr  verschieden  und  sehr  verschiedenartig       Für  uns  ist 

1)  Es  ist  bekannt,  daß  ein  im  Reichseisenbahnamt  ausgearbeiteter,  im 
Jahre  1874  veröffentlichter  Entwurf  eines  Reichseisenbahngesetzes  an  dem 
Widerstande  der  Mittelstaaten  scheiterte.  Der  Entwurf  wurde  besonders 
von  MoEiz  Mühl  bekämpft,  ebenso  der  im  folgenden  Jahre  erschienene  zweite 
Entwurf  eines  Reichseisenbahngesetzes.  Im  ersten  Entwurf  wurde  auch  das 
Eisenbahntransportrecht  geregelt.  Der  zweite  Entwurf  unterschied  sich  vom 
ersten  hauptsächlich  dadurch,  daß  die  privatrechtlichen  Bestimmungen  über 
den  Transport  gestrichen  wurden.  Vgl.  Endemann  S.  17.  In  seiner  Schrift 
„die  Frage  von  Reichseisenbahnen"  (1876)  bekämpfte  Mühl  sehr  energisch 
den  von  Preußen  ausgegangenen  Gedanken,  die  gesamten  Eisenbahnen  auf 
das  Reich  zu  übertragen;  die  Ausführung  des  Planes  wäre  jedenfalls  sehr 
segensreich  gcAvesen. 

2)  Staatsrecht  S.  637. 

3)  Zoen  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  293  spricht  von  „Bruchstücken,  welche  nicht 
zu  einer  systematischen  Einheit  zusammengefaßt  werden  können".  Er  meint 
damit  den  ganzen  Abschnitt  VII  der  RVerf. 

4)  Vgl.  Laband,  Staatsrecht  Bd.  3,  S.  109,  110.  Er  tadelt  mit  Recht  die 
sonderbare  Ausdrucksweise  des  Artikels.  Er  sagt:  „Die  Verfassung  fällt  voll- 
kommen aus  der  Ausdrucksweise  des  Gesetzgebers  heraus,  sie  befiehlt  nicht, 
sie  sanktioniert  keine  Regel,  sondern  sie  enthält  ein  Versprechen  der  Einzel- 
staaten.«    Vgl.  Zoen  Bd.  2  S.  293. 

5)  Zoen  (a.  eben  a.  0.)  meint,  daß  durch  Art.  42  die  große  Streitfrage, 
ob  Staats-  oder  Privatbahnbetrieb  der  Eisenbahnen,  im,  Prinzip  erledigt  sei. 
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die  Vorschrift  insofern  von  Wichtigkeit,  als  sie  mit  den  folgenden 
Artikeln  in  einem  gewissen  Zusammenhang  steht  und  die  letzteren 
jedenfalls  nur  mit  Zuhilfenahme  des  Art.  42  richtig  interpretiert 
werden  können. 

Der  Art.  45  lautet:  „Dem  Reiche  steht  die  Kontrolle  über 
das  Tarifwesen  zu.    Dasselbe  wird  namentlich  dahin  wirken: 

1.  daß  baldigst  auf  allen  deutschen  Eisenbahnen  überein- 
stimmende Betriebsreglements  eingeführt  werden; 

2.  daß  die  möglichste  Gleichmäßigkeit  und  Herabsetzung 
der  Tarife  erzielt,  insbesondere,  daß  bei  größeren  Entfernungen 
für  den  Transport  von  Kohlen,  Koks,  Holz,  Erzen,  Steinen, 
Salzen,  Roheisen,  Düngungsmitteln  und  ähnlichen  Gegenständen 
ein  dem  Bedürfnis  der  Landwirtschaft  und  der  Industrie  ent- 
sprechender ermäßigter  Tarif  und  zwar  zunächst  tunlichst  der 
Einpfennigtarif  eingeführt  werde." 

Vergegenwärtigt  man  sich  die  Art  der  Publikation  und  die 
rechtliche  Bedeutung  der  bisherigen  Betriebsreglements  und  inter- 
pretiert man  zunächst  unbefangen  d.  h.  ohne  Zusammenhalt  mit 
den  vorhergehenden  Artikeln,  insbesondere  dem  Art.  42,  die  Worte: 
„Das  Reich  wird  dahin  wirken,  daß  auf  allen  deutschen  Eisen- 
bahnen übereinstimmende  Betriebsreglements  eingeführt  werden", 
so  muß  man  notwendigerweise  unter  dem  Einführen  von  Betriebs- 
reglements (Plural!)  auf  allen  deutschen  Eisenbahnen  die  Ein- 
führung eines  seinem  Inhalte  nach  vorher  vereinbarten  oder  sonst- 
wie festgestellten  Betriebsreglements  durch  die  einzelnen  Eisen- 
bahnverwaltungen mit  darauf  folgender  Publikation  in  derselben 
Art  und  Weise,  wie  es  früher  geschehen  war,  verstehen.  So  sagt 
Hänel  mit  Recht  1):  „Das  Wort  Betriebsreglement  in  Art.  45  ist 
nur  in  dem  historischen  Sinne  zu  nehmen,  d.  h.  die  Regelung  der 
Rechte  und  Pflichten  des  Publikums  einerseits  und  der  Eisenbahn- 
verwaltungen andererseits  bei  der  Beförderung  der  Güter  und 
Personen."  Hänel  will,  wie  seine  Ausführungen  an  anderer  Stelle 
ergeben  ^),  hiermit  sagen,  daß  im  Art.  45  der  RVerf.  nicht  etwa 
ein  Betriebsreglement  gemeint  sei,  das  von  dem  Staate  —  lassen 
wir  es  dahingestellt,  ob  von  den  Einzelstaaten  oder  vom  Reiche 
—  für  die  Eisenbahnen  erlassen  würde,  sondern  daß  vielmehr  die 

und  zwar  durcli  die  beiden  prinzipiellen  Richtpunkte:  1.  Staatsbetrieb  und 
2.  Reichsverwaltung.  —  Gegen  ihn  G.  Mbyee,  Staatsrecht  Bd.  1  S.  527  Anm.  1. 

1)  Staatsrecht  S.  652. 

2)  Staatsrecht  S.  654. 
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RVerf.  davon  ausgegangen  sei,  daß  nach  wie  vor  die  Betriebs- 
reglements als  solche  der  einzelnen  Bahnen  publiziert  werden 
sollten  Dafür  spricht  einmal  der  Plural  in  dem  Wort  „Be- 
triebsreglements" Diesen  sucht  man  durch  den  Hinweis  darauf 
zu  erklären,  daß  noch  im  Jahre  1865  der  Verein  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen ein  besonderes  Reglement  für  den  Personen- 
und  ein  besonderes  Reglement  für  den  Güterverkehr  vereinbart 
habe       Nun  muß  doch  eine  vernünftige  Erklärung  des  Ausdrucks 

1)  ScHUNCK,  Gültigkeit  usw.  S.  30  sagt,  Hänels  Behauptung  sei  einfach 
falsch,  da,  wie  er  in  §  1  seiner  Dissertation  gezeigt  habe,  in  Preußen  das 
Handelsministerium  bezw.  in  seinem  Auftrage  die  Eisenbahnkommissariate 
häufig  betriebsreglementarische  Vorschriften  für  die  Privatbahnen  erlassen 
hätten  und  die  Berechtigung  der  Regierungen  zum  Erlasse  von  Betriebsregle- 
ments für  die  Privatbahnen  früher  unbestritten  gewesen  wäre.  Als  solche 
betriebsreglementarische  Vorschriften  bezeichnet  Schunck  (im  §  1)  z.  B. 
Verordnungen  (Regulative,  Reskripte) : 

vom  27.  September  1846  (VMBl.  1846  S.  188), 
vom  10.  Juli  1847  (VMBl.  1847  S.  245), 
vom  29.  September  1848  (VMBl.  1848  S.  325), 
vom  11.  Oktober  1849  (VMBl.  1849  S.  248), 
vom  20.  März  1854  (VMBl.  1854  S.  106). 
Das  Regulativ  vom  27.  September  1846  enthält  Sicherheitsvorschriften 
für  die  Versendung  gewisser  gefährlicher  chemischer  Präparate.  Aehnliche 
Vorschriften  enthält  zwar  auch  die  EVO.   Aber  wie  wir  unten  sehen  werden, 
sind  gerade  die  Vorschriften  der  EVO.,  welche  einen  sicherheitspolizeilichen 
Charakter  tragen,  vereinzelt.    Den  Beweis,  daß  auf  das  privatrechtliche  Ver- 
hältnis, insbesondere  die  Haftungspflicht  bezügliche  Vorschriften  jemals  den 
Privateisenbahnen  vom  preußischen  Staate  auferlegt  worden  wären,  bringt 
ScHTJNCK  durch  kein  Beispiel  der  von  ihm  angeführten  Erlasse.  Diejenigen 
vom  10.  Juli  1847  und  29.  September  1848  betreffen  die  Beförderung  von 
Zündhütchen.    Die  Zirkularverfügungen  vom  11.  -Oktober  1849  und  20.  März 
1854  bestimmen,  daß  Leichenpässe  gewisser  nichtpreußischer  Staaten  anzu- 
erkennen seien.    Auch  hier  handelt  es  sich  demnach  um  polizeiliche  Vor- 
schriften. 

2)  Lab  AND,  Reichsstaatsrecht  Bd.  8  S.  III  zieht  aus  dem  Plural  den 
Schluß,  daß  die  Betriebsreglements  von  den  Einzelstaaten  erlassen  werden 
sollten.    Vgl.  S.  31. 

3)  So  Schunck,  Gültigkeit  usw.  S.  28.  Schunck  beruft  sich  für  die 
Gültigkeit  der  Betriebsreglements  und  der  anderen  vom  Bundesrat  erlassenen 
Verordnungen  in  Eisenbahn sachen  auf  die  vorangegangenen  preußischen 
Reglements  und  Verordnungen  (vgl.  besonders  S.  20  und  21,  wo  darauf  hin- 
gewiesen wird,  daß  der  Abschn.  VII  der  RVerf.  im  preußischen  Handelsmini- 
sterium ausgearbeitet  worden  sei).  Es  ist  verwunderlich,  daß  er  gerade  hier 
nicht  auf  die  preußischen  Vorbilder  zurückgreift.  Das  preuß.  Betriebsregle- 
ment vom  3.  September  1865  hatte  nämlich  bereits  die  beiden  Reglements 
zu  einem  zusammengezogen. 
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„übereinstimmende  Betriebsreglements"  dahingehen,  daß  die  meh- 
reren Betriebsreglements  miteinander  übereinstimmen.  Sollen 
also  das  Reglement  für  den  Personenverkehr  und  das  für  den 
Güterverkehr  miteinander  übereinstimmen?  Das  wäre  doch  ge- 
radezu widersinnig. 

Man  sage  nicht,  es  habe,  nachdem  bereits  für  das  große  Ge- 
biet des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  ein  Reglement 
in  Geltung  gestanden  hätte,  keine  Verbesserung  oder  gar  einen 
Rückschritt  bedeutet  wenn  bei  der  Gründung  des  Norddeutschen 
Bundes  nur  die  Einführung  vieler,  wenn  auch  übereinstimmender 
Reglements  auf  den  deutschen  Bahnen  erstrebt  worden  wäre!  Die 
Bestimmungen  des  Vereinsreglements  gelten,  wie  wir  oben  gesehen 
haben,  nur  für  den  durchgehenden  V^erkehr,  d.  h.  den  Verkehr,  der 
sich  über  den  Bereich  einer  Eisenbahn  und  über  den  Bereich  eines 
Eisenbahnverbandes  erstreckte.  Für  diesen  Verkehr  galten  schon  vor 
Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  sogar  gleiche  Betriebsregle- 
ments, indem  jede  Eisenbahnverwaltung  das  Vereinsreglement  ohne 
Veränderung  publizierte.  Was  noch  sehr  im  Argen  lag,  das  waren 
die  Verbandsreglements  und  die  Lokalreglements.  Hier  mußte 
der  Reisende  die  Ungleichheit  schwer  empfinden,  indem  andere 
Bestimmungen  jedesmal  Anwendung  fanden,  jenachdem  er  etwa 
heute  auf  Linien  der  Thüringischen  Bahn  und  morgen  auf 
einer  Linie  der  Berlin-Anhaltischen  Eisenbahn  reiste.  Und  der 
Kaufmann  mußte  sich  durch  die  Verschiedenartigkeit  der  Bestim- 
mungen beschwert  fühlen,  w^eil  ein  anderes  Reglement  zur  An- 
wendung kam,  jenachdem  ein  Gut  nur  innerhalb  des  Bereiches 
der  Annahmebahn  oder  innerhalb  des  Verbandes,  dem  sie  ange- 
hörte, oder  endlich  innerhalb  des  Vereinsgebietes  zur  Versendung 
gelangte.  Da  sollte  nun  offenbar  Abhilfe  geschaffen  werden,  in- 
dem auch  die  Verbands-  und  Lokalreglements  in  eine  gewisse 
Gleichheit  d.  i.  Ueber einstimmun g  gebracht  werden  sollten.  Im 
Verfassungsentwurf^)  hieß  es  wörtlich:  „Es  sollen  demgemäß  in 
tunlichster  Beschleunigung  gleiche  Betriebseinrichtungen  getroffen, 

1)  So  ScHUNCK,  Gültigkeit  usw.  S.  30:  „Durch  die  Tätigkeit  des 
Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  war  bereits  eine  Uebereinstimmung 
der  Betriebsreglements  erzielt  und  eine  weitere  Wirksamkeit  des  Reiches 
zwecks  Erlaß  übereinstimmender  Betriebsreglements  durch  die  Eisenbahnver- 
waltungen überflüssig  gemacht  worden.  Nach  der  Rechtsregel:  In  ambigua 
voce  legis  ea  potius  accipienda  est  significatio,  quae  vitio  caret  läßt  Art. 
45  Ziff.  1  vielmehr  nur  folgende  Auslegung  zu  usw." 

2)  Siehe  bei  Lahusen,  Eisenbahnbetriebsordnung  S.  363. 
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insbesondere  gleiche  Bahnpolizei-  und  Betriebsreglements  für  den 
Personen-  und  Gütertransport  eingeführt  werden."  Es  wurden 
im  verfassungsberatenden  Reichstag  ^)  die  Betriebsreglements  ab- 
getrennt, das  Wort  „gleiche"  durch  das  Wort  „übereinstimmende" 
ersetzt,  und  die  Betriebsreglements  gleichzeitig  dem  Tarifwesen 
subsumiert^).  Hieraus  ergibt  sich,  daß  nicht  etwa  „übereinstim- 
mende" nur  ein  ungenauer  Ausdruck  für  „gleiche"  ist,  sondern 
daß  absichtlich  das  Wort  „üebereinstimmung"  gewählt  worden 
ist  3). 

Ein  weiterer  Einwand  gegen  die  von  uns  entwickelte  Inter- 
pretation des  Art.  45  könnte  daraus  hergeleitet  werden,  daß  in 
dem  zit,  Art.  45  des  Entwurfs  Bahnpolizeireglements  und  Betriebs- 
reglements auf  eine  Stufe  gestellt  werden.  Von  jeher  wurden 
die  Bahnpolizeireglements  von  den  Staaten  erlassen  und  galten 
für  die  Eisenbahnen,  indem  ihr  Hauptzweck  dahin  ging,  die  An- 
forderungen an  die  Eisenbahnen  in  Bezug  auf  Sicherheit  des 
Baues  und  Betriebes  festzustellen.  Demgegenüber  muß  aber  ein- 
mal an  der  Ausdrucksweise  der  Verfassung  festgehalten  werden, 
wie  sie  wirklich  Gresetz  geworden  ist.  Während  es  im  Art.  45 
heißt :  Daß  auf  allen  deutschen  Eisenbahnen  über- 
einstimmende Betriebsreglements  eingeführt  werden,  fehlt  in  Art.  43, 
wo  von  der  Einführung  der  gleichen  Bahnpolizeireglements  die 
Rede  ist,  dieser  Passus.  Aber  man  muß  noch  weitergehen  und 
sagen,  daß,  obwohl  die  Bahnpolizeireglements  von  den  Staaten 
erlassen  wurden,  sowohl  im  Art.  40  des  Entwurfes  als  auch  im 
Art.  43  der  RVerf.  von  der  Einführung  gleicher  Bahnpolizei- 
reglements im  Sinne  einer  Einführung  durch  die  einzelnen  Bahnen 
die  Rede  ist,  wobei  der  Erlaß  von  Seiten  des  Staates  als  selbst- 


1)  Lahusen,  a.  a.  0. 

2)  Ueber  den  darin  liegenden  logischen  Fehler  richtig  Schunck  Gültig- 
keit usw.    S.  28. 

3)  Da  aber  offenbar  der  Bundesrat  zugleich  auch  die  Funktionen  des 
Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  für  den  durchgehenden  Verkehr 
übernehmen  sollte,  hätte  er  eine  doppelte  Aufgabe  zu  erfüllen  gehabt.  Auch 
in  dieser  Beziehung  war  es  ein  glücklicher  Griff,  daß  er  (vgl.  unten)  den 
Verordnungsweg  statt  des  in  der  RVerf.  vorgosehenen  Verwaltungsweges 
beschritt.  Er  erließ  ein  Reglement  für  das  ganze  Gebiet  des  Bundes,  bezw. 
des  Reiches,  das  für  alle  drei  Verkehrsarten  galt.  Die  berechtigten  Eigentüm- 
lichkeiten der  einzelnen  Bahnen  wurden  dadurch  aufrecht  erhalten,  daß 
diese  neben  dem  Reichsreglement  im  beschränktem  Maße  Spezialbestim- 
mungen erlassen  durften. 
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verständlich  vorausgesetzt  wird.  Ebenso  wie  die  übereinstimmen- 
den Betriebseinrichtungen,  die  im  Art,  43  Satz  1  genannt  werden, 
sind  die  ßahnpolizeireglements  im  gewissen  Sinne  Einrichtungen 
der  Bahn  Wenn  es  im  §  23  des  preuß.  Gesetzes  über  die 
Eisenbahnunternehmungen  vom  3.  November  1838  heißt:  „Die 
Handhabung  der  Bahnpolizei  wird  nach  einem  darüber  von  dem 
Handelsministerium  zu  erlassenden  Reglement  der  Gesellschaft 
übertragen",  so  erscheint  dem  Publikum  gegenüber  eben  das  Bahn- 
polizeireglement als  Einrichtung  der  Bahn.  Daß  die  Bahnpolizei- 
reglements zu  den  Betriebseinrichtungen  zu  zählen  sind,  ergibt 
auch  die  Anknüpfung  mit  dem  im  Art.  43  Abs.  1  enthaltenen 
Wort  „insbesondere" 

Der  Reichsverfassung  schwebte  also  vor,  daß  die  Betriebs- 
reglements nach  wie  vor  von  den  Eisenbahnverwaltungen  publiziert 
werden  sollten  und  daß  nur  im  Interesse  der  Einheitlichkeit  der 
Bestimmungen  ein  gewisser,  vom  Reiche  als  Zentralinstanz  aus- 
gehender Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Betriebsreglements  aus- 
geübt werden  sollte.  Die  nächste  Frage  ist  nun  die,  ob  die  staat- 
liche Einwirkung  unter  Ausnützung  der  staatlichen  Zwangsgewalt 
oder  lediglich  in  Form  einer  unverbindlichen,  also  zurückw^eisbaren 
staatlichen  Mithilfe  erfolgen  sollte.  Hierbei  bleibt  es  immer  noch 
dahingestellt  und  gleichgültig,  ob  nach  dem  Willen  der  Verfassung 
die  Einzelstaaten  als  Zwischeninstanz  zu  entbehren  waren  oder 
nicht. 

Bis  zur  Gründung  •  des  Norddeutschen  Bundes  hatten  die 
Staaten,  obwohl  ihnen  de  iure  das  Recht  zustand,  den  Eisenbahnen 
Transportbedingungen  vorzuschreiben,  nicht  einmal  in  der  milderen 
Form  unverbindlicher  Mithilfe  einen  Einfluß  auf  die  Gestaltung 
der  Betriebsreglements  auszuüben  gesucht.  Wenn  man  nun  wieder 
einen  Einfluß  zu  gewinnen  gedachte,  so  liegt  es  nahe,  daß  man 
wieder  auf  das  staatliche  Eisenbahnhoheitsrecht  zurückgreifen 
wollte.  Eine  Verjährung  des  Hoheitsrechtes  durch  Nichtausübung 
ist  undenkbar  ^).  Weiter  ist  zu  berücksichtigen,  daß  das  Hoheits- 
recht in  anderen  Richtungen  ausgeübt  worden  ist. 

Stand  es  im  Belieben  der  einzelnen  Eisenbahnverwaltungen, 

1)  Lahusen,  a.  a.  0.  S,  361  :  „Für  den  Betrieb  aller  Bahnen  sollen 
•gleiche  Bahnpolizeireglements  gelten.    Nur  das  steht  in  der  Verfassung." 

2)  Lahusen,  a.  a.  0.   S.  373. 

3)  Die  Eisenbahnhoheit  ist  ein  unveräußerliches  Recht  der  Staatsgewalt 
—  Goldschmidt,  Haftungspflicht  S.  590. 
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ob  sie  an  der  Einheitlichkeit  des  Eisenbahntransportwesens  teil- 
nehmen wollten  oder  nicht,  so  war  von  vornherein  das  Ziel  der 
Reichsverfassung  gefährdet.  Und  so  kann  der  Art.  45  der  RVerf. 
nicht  anders  verstanden  werden,  als  daß  auf  Grund  des  Eisen- 
bahnhoheitsrechtes eine  staatliche  Einwirkung  erfolgen  sollte 
und  zwar  im  Verwaltungswege  ^),  d.  h.  bei  weiterer  Publikation 
der  Betriebsreglements  durch  die  Eisenbahnen,  aber  wie  der  Aus- 
druck „Einführen"  besagt,  bei  vorheriger  verbindlicher  Feststellung 
des  Eeglementsinhaltes  auf  irgend  eine,  jetzt  noch  dahinzustellende 
Weise. 

Die  Absicht  der  RVerf.,  eine  staatliche  Einwirkung  herbei- 
zuführen, erhellt  aber  auch  daraus,  daß  anzunehmen  ist,  die 
RVerf.  habe  der  herrschenden  Unzufriedenheit  mit  der  bisherigen 
Regelung  des  Eisenbahntransportrechts  Rechnung  tragen  wollen. 
Man  forderte  nämlich  nicht  nur  Einheitlichkeit  des  Eisenbahn- 
transportrechts, man  verlangte  auch,  daß  nicht  die  Eisenbahnen 
in  den  Betriebsreglements  willkürlich  die  Transportbedingungen 
zu  ihren  Gunsten  festsetzten.  Das  Publikum  war  gegenüber  der 
Tarifpolitik  der  Eisenbahnen,  zu  welcher  auch  die  Gestaltung  der 
Transportbedingungen  gehört,  bei  dem  faktischen  Monopol  der 
Eisenbahnen  machtlos.  Die  berechtigten  Wünsche  des  Publikums 
wurden  erklärlicherweise  selbst  bei  den  Vereinbarungen  des  Ver- 
eins Deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen  nicht  genügend  berück- 
sichtigt. 

Vor  Erlaß  des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuches 
wurden  auf  das  Eisenbahnfrachtgeschäft  die  Grundsätze  der  rö- 
mischen iocatio  conductio  operis  angewendet.  Einige  Rechtslehrer 
wollten  zwar  die  Grundsätze  des  römischen  receptum  nautarum 
auf  das  Landfrachtgeschäft  und  damit  auch  auf  das  Eisenbahn- 
frachtgeschäft angewendet  wissen  und  somit  beide  der  strengen 
Haftung  des  Schiffers  unterwerfen.  Dies  war  aber  sehr  be- 
stritten In  dem  Gebiete  des  ALR.  ging  ebenfalls  die  herr- 
schende Meinung  dahin       daß  die  Eisenbahnen  mit  dem  Land- 

1)  A.  M.  LOENING,  Lehrbuch  des  Deutschen  Verwaltungsrechts  (S.  625): 
„Das  Reich  ist  dieser  Verpflichtung  (Art.  45)  in  der  Weise  nachgekommen, 
daß  der  Bundesrat  ein  Betriebsreglement  aufgestellt  hat,  das  von  allen 
Staats-  und  Privateisenbahnen  angenommen  worden  ist.  Eine  rechtliche  Ver- 
pflichtung hierzu  besteht  indessen  nicht." 

2)  Vergleiche  oben  die  Ausführungen  in  §  2,  Seite  19  ff". 

3)  Koch,  Deutschlands  Eisenbahnen  Teil  II  S.  31. 

4)  Koch,  a.  a.  0.  S.  48  ff. 
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frachtführer  die  gewöhnliche  mildere  Haftung  zu  tragen  hätten.  Auf 
den  Personenverkehr  konnten  die  Grundsätze  des  receptum  jeden- 
falls überhaupt  keine  Anwendung  finden. 

Zwar  war  in  Preußen  bereits  eine  gesetzliche  Grundlage  be- 
züglich der  Haftung  für  Beschädigung  von  Personen  und  Sachen 
gegeben,  indem  in  §  25  des  Eisenbahngesetzes  von  1838  die  nur 
durch  den  Nachweis  der  höheren  Gewalt  oder  des  eigenen  Ver- 
schuldens abzuwendende  Haftpflicht  für  den  an  den  auf  der  Eisen- 
bahn beförderten  Personen  und  Gütern  entstehenden  Schaden 
ausgesprochen  wird.  Aber  die  Haftpflicht  konnte  durch  vertrag- 
liche Vereinbarung  ausgeschlossen  werden.  Dies  wurde  für  den 
Güterverkehr  allgemein  angenommen,  für  den  Personenverkehr 
vertraten  nur  wenige  eine  gegenteilige  Meinung  ^)  Mit  Unrecht 
stützten  sich  diese  darauf,  daß  der  §  25  publici  juris  sei.  Ebenso 
mußten  auch  die  Sätze  der  nichtpreußischen  E-echtssysteme  der 
Privatautonomie  weichen.  Diese  betätigte  sich  insbesondere  in 
der  Richtung,  daß  die  Eisenbahnen  die  Beweislast  zu  Ungunsten 
des  Publikums  verschoben  ^). 

Die  Verfasser  des  AHGB.  nahmen  in  dieses,  um  dem  allge- 
meinen Wunsche  zu  entsprechen,  neben  einem  Abschnitt  „vom 
Frachtgeschäft  überhaupt"  einen  besonderen  Abschnitt  „von  dem 
Frachtgeschäft  der  Eisenbahnen  insbesondere"  auf.  In  beiden 
Abschnitten  wurde  die  Haftungspflicht  der  Eisenbahnen  geregelt, 
indem  im  allgemeinen  die  Bestimmungen  des  ersten  Abschnitts  auch 
auf  die  Eisenbahnen  Anwendung  fanden.  Im  Art.  423,  der  dem 
§471  des  neuen  HGB.  entspricht,  ist  ausgesprochen,  daß  die  Be- 
stimmungen über  die  Verpflichtung  zum  Schadensersatz  für  die 
Eisenbahnen  zwingendes  Recht  darstellen. 

Nun  war  aber  einmal  der  Personentransport  im  AHGB.  über- 
haupt nicht  geregelt.  Und  der  Vertragsfreiheit  der  Eisenbahnen 
war  auch  für  den  Güterverkehr  noch  so  viel  Spielraum  gelassen, 
daß  die  Klagen  des  Handelsstandes  über  die  Mangelhaftigkeit  des 
Eisenbahntransportrechtes  nicht  verstummten^).     Die  Gründung 

1)  Vgl.  Koch,  a.  a.  0.  Teil  II  S.  72.    Anm.  19. 

2)  Erst  das  preußisclie  Gesetz  vom  3.  Mai  1869  betreffend  einen  Zusatz 
zu  §  25  des  Gesetzes  über  die  Eisenbahnunternehmungen  vom  3.  November 
1838  (GS.  1869  S.  665)  sprach  aus,  daß  die  Haftung  der  Eisenbahnen  für  die 
Beschädigung  von  Personen  durch  vertragliche  Vereinbarung  nicht  ausge- 
schlossen werden  könne. 

3)  Vgl.  Eger  preuß.  Eisenbahnrecht  Bd.  II  S.  238. 

4)  Vgl.  Endemann,  Recht  der  Eisenbahnen  S.  511. 
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des  Norddeutschen  Bundes  bot  einen  willkommenen  Anlaß,  den 
weiteren  Wünschen  Rechnung  zu  tragen.  Es  lag  nahe,  die  Ge- 
staltung der  Betriebsreglements  den  Eisenbahnen  aus  der  Hand 
zu  nehmen  und  die  Transportbedingungen  der  staatlichen  Zwangs- 
einwirkung zu  unterwerfen. 

Die  weitere  Frage  ist  die,  ob  der  staatliche  Einfluß  von  den 
Einzelstaaten  oder  direkt  vom  Reiche  ausgehen  sollte,  d.  h.  ob 
den  Eisenbahnverwaltungen  gegenüber  die  Einzelstaaten  oder  das 
Reich  als  befehlender  Staat  auftreten  sollte,  oder  noch  mit  anderen 
Worten,  ob  die  Einzelstaaten  ihr  Eisenbahnhoheitsrecht  ausüben 
sollten  oder  ob  unter  insoweitiger  üebertragung  des  Hoheitsrechtes 
an  das  Reich  von  diesem  der  staatliche  Einfluß  ausgeübt  werden 
sollte.  Es  ist  bekannt,  daß  von  der  herrschenden,  insbesondere 
von  Laban D  und  Hänel  vertretenen  Meinung  die  Frage  zu 
Gunsten  der  ersten  Alternative  beantwortet  wird  ^).  Es  fehlt 
aber  auch  nicht  an  Vertretern  der  gegenteiligen  Meinung.  So 
führt  namentlich  Zorn  ^)  aus,  daß  der  Abschnitt  VII  der  RVerf. 
auch  eine  Auslegung  zulasse,  wonach  die  Anordnungen  unmittel- 
bar von  Reichswegen  erlassen  werden  sollen.  Man  muß  der  herr- 
schenden Meinung  das  Zugeständnis  machen,  daß  durch  sie  der 
Zweck  des  Art.  45  nicht  vereitelt  wird.  Das  Reich  bedient  sich 
nach  ihr  der  Einzelstaaten  sozusagen  als  Zwischeninstanz,  durch 
einen  Bundesratsbeschluß  wird  der  Inhalt  des  Reglements  fest- 
gestellt und  durch  die  Einzelstaaten  den  Eisenbahnverwaltungen 
anbefohlen.  Bedenklich  ist  nur  die  Meinung,  nach  welcher  ein 
einstimmiger  Bundesratsbeschluß  erforderlich,  eine  Majorisierung 
der  widersprechenden  Bundesstaaten  aber  ausgeschlossen  ist 
Diese  Meinung  spricht  dem  Reiche  das  Zwangsrecht  gegenüber 
den  Einzelstaaten  ab  und  ist  falsch,  wie  die  Bestimmung  über 
den  bayrischen  Vorbehalt  in  Art.  46  Abs.  2  ergibt.  Wenn  es 
da  heißt:  „Die  vorstehend,  sowie  die  in  den  Art.  42  bis  45  ge- 
troffenen Bestimmungen  sind  auf  Bayern  nicht  anwendbar",  so 
folgt  daraus,  daß  sie  anderen  Staaten  gegenüber  anwendbar  sind, 
d.  h.  mit  Zwangsfolgen.  Denn  das  ist  doch  klar,  daß  Bayern 
sich  freiwillig  auch  einem  Bundesratsbeschluß  bezüglich  Feststel- 
lung eines  Betriebsreglements  unterwerfen  kann. 

Ob  das  Betriebsreglement  von  den  Einzelstaaten  auf  Grund 

1)  Hänel,  ReichsstaatsrecM  S.  644  ff.  Laband,  StR.  Bd.  3  S.  113  ff. 

2)  Reichsstaatsrecht,  Bd.  2  S.  304  und  S.  307. 

3)  So  Seydel,  Korn.  z.  RVerf.  (zu  Art.  42  ff). 
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eines  bindenden  Bundesratsbeschlusses  mitgeteilt  werden  soll  oder 
unmittelbar  von  einem  Organ  des  Reiches,  das  ist  eine  Frage, 
die  im  Abschnitt  YII  der  EVerf.  ausdrücklich  nicht  entschieden 
worden  ist  Aber  das  muß  zunächst  festgestellt  werden,  daß 
die  für  die  herrschende  Meinung  angeführten  Gründe  nicht  über- 
zeugend sind.  Das  Hauptgewicht  wird  darauf  gelegt,  daß  in 
Art.  45  von  einer  Mehrheit  von  Reglements  die  Rede  sei.  Also 
sei  Einführung  durch  die  Einzelstaaten  in  Aussicht  genommen  2). 
Diese  Argumentation  beruht  nach  unseren  ausführlichen  Dar- 
legungen auf  einer  Verkennung  der.  historischen  Bedeutung  der 
Betriebsreglements.  Art.  45  will  nichts  weiter  sagen,  als  daß  die 
Betriebsreglements  weiter  durch  die  einzelnen  Eisenbahnverwal- 
tungen publiziert  werden  ^).  Richtiger  hätte  es  allerdings  ge- 
heißen statt  „auf  allen  deutschen  Eisenbahnen"  „von  allen  deut- 
schen Eisenbahnen". 

Und  auch  der  weitere  von  Lab  AND  *)  angeführte  Grund  ist 
nicht  stichhaltig,  der  nämlich,  daß  wegen  der  Aufeinanderfolge 
von  Art.  42  und  Art.  43  der  Ausdruck  „es  sollen  demgemäß  usw." 
bedeuten  müsse,  daß  die  Einzelstaaten  sich  zur  Einführung  gleicher 
Bahnpolizeireglements  verpflichteten  und  daß  daher  auch  die  Ein- 
führung übereinstimmender  Betriebsreglements  Sache  der  Einzel- 
staaten sei.  „Demgemäß"  führt  allerdings  den  Gedanken  des 
Art.  42  weiter,  aber  der  Grundgedanke  des  Art.  42  ist  doch  wohl 
der,  daß  im  deutschen  Eisenbahnwesen  möglichste  Einheit  erzielt 
werden  soll,  und  das  geschieht  jedenfalls  durch  Einführung 
der  im  Art.  43  vorgesehenen  gleichen  Einrichtungen  durch  die 
Eisenbahnen,  gleichgültig,  ob  hierzu  das  Reich  oder  die  Einzel- 
staaten den  Befehl  erteilen 

1)  Richtig  Zoen,  a.  a.  0.  S.  304,  wo  er  ausführt,  daß  die  RVerf.  beide 
Auslegungen  gestatte. 

2)  So  Blindow,  Gültigkeit,  S.  22.  Ebenso  ferner  v.  Gkaevenitz  in 
seiner  Dissertation  „Das  Verordnungsrecht  des  Bundesrats"  S.  32. 

3)  Mit  Recht  weist  Schunck,  Gültigkeit  usw.  daraufhin,  daß  „Einführen" 
die  Bedeutung  habe  von  „zur  Anwendung  bringen",  nicht  etwa  von  „Erlas- 
sen" und  daß  dies  besonders  deutlich  hervorgehe  aus  Art.  46,  wo  die  Eisen- 
bahnen verpflichtet  würden,  einen  vom  Kaiser  auf  Vorschlag  des  betreffen- 
den Bundesratsausschusses  festzustellenden,  niedrigen  Spezialtarif  einzuführen, 
und  daß  deshalb  riicht  die  Einführung  eines  vom  Reiche  zu  erlassenden  Be- 
triebsreglements durch  die  Einzelstaaten  gemeint  sein  könne. 

4)  Laband,  Reichsstaatsrecht  Bd.  3,  S.  III. 

5)  RG.  Entsch.  i.  Z.  Bd.  23,  S.  224  führt  aus:  Daß  das  Eingreifen  der 
staatlichen  Verwaltungsbehörden  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  der  Fahrpläne 
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Daß  die  Einzelstaaten  als  Zwischeninstanz  entbehrlich  sind, 
ergibt  sich  nur  durch  die  Annahme,  daß  die  RVerf.  den  zweck- 
mäßigeren und  praktischeren  Weg  gewollt  habe.  Das  ist  aber 
jedenfalls  die  unmittelbare  Einwirkung  seitens  des  Reiches. 

Es  ist  sonach  durch  die  Reichsverfassung  das  Eisenbahn- 
hoheitsrecht der  Einzelstaaten  im  Punkte  „Regelung  der  Trans- 
portbedingungen" auf  das  Reich  übertragen  worden.  Damit  ist 
das  Reich  auch  befugt,  in  Ausübung  des  Eisenbahnhoheitsrechtes, 
also  ohne  den  Gesetzgebungsweg  beschreiten  zu  müssen,  die  er- 
forderlichen Anordnungen  zu  treffen  ^),  weil  auch  die  Einzelstaaten 
bei  Ausübung  des  Eisenbahnhoheitsrechtes  nicht  an  die  Zustim- 
mung der  Volksvertretung  gebunden  waren.  Daraus  folgt  nicht, 
daß  wir  dem  Verordnungsorgan  des  Reiches,  d.  i.  dem  Bundesrat, 
ein  selbständiges  Verordnungsrecht  zusprechen  ^)  ^). 

Es  bleibt  uns  übrig,  zu  zeigen,  daß  der  Bundesrat  nicht  den 
in  der  Verfassung  vorgesehenen  Verwaltungsweg,  sondern  den 
Verordnungsweg  (in  dem  in  §  2  entwickelten  Sinne)  eingeschlagen 

auf  Grund  des  Hoheitsrechtes  der  Einzelstaaten  wie  des  Deutschen  Reiches 
erfolge. 

1)  SoHUNCK,  Gültigkeit  S.  19,  weist  darauf  hin,  daß  es  im  Art.  46  Abs.  3 
der  RVerf.  heißt:  „Dem  Reiche  steht  jedoch  auch  Bayern  gegenüber  das 
Recht  zu,  im  Wege  der  Gesetzgebung  einheitliche  Normen  für  die  Konstruktion 
und  Ausrüstung  der  für  die  Landesverteidigung  wichtigen  Eisenbahnen  auf- 
zustellen." Im  Gegensatz  zu  der  in  den  vorhergehenden  Artikeln  anzu- 
nehmenden Art  der  Regelung  (Verordnungsweg)  sei  hier  der  Gesetzgebungs- 
weg vorgeschrieben. 

2)  Es  ist  nicht  unsere  Aufgabe,  uns  über  die  Frage  des  selbständigen 
Verordnungsrechts  des  Bundesrats  zu  verbreiten. 

3)  Aendt,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  S.  309,  erwähnt  einen 
Beschluß  des  Reichstags  vom  5.  Mai  1869  (Stenographische  Berichte  Bd.  2 
S.  882),  „den  Bundeskanzler  zu  ersuchen:  Baldtunlichst  die  in  Art.  41  bis  47 
der  Verf.  enthaltenen  Bestimmungen  durch  Erlaß  der  erforderlichen  regle- 
mentarischen Festsetzungen  und  allgemeinen  administrativen  Anordnungen 
ins  Leben  treten  zu  lassen."  Er  sowie  andere  Schriftsteller  berufen  sich 
auf  diesen  Beschluß,  womit  der  Reichstag  selbst  anerkannt  habe,  daß  der 
Gesetzgebungsweg  nicht  erforderlich  sei.  Laband,  Reichsstaatsrecht  Bd.  3 
S.  113  führt,  um  Aendt  zu  widerlegen,  einen  Beschluß  des  Reichstags  vom 
folgenden  Jahre  (21.  April  1870)  an:  „Den  Bundeskanzler  aufzufordern,  dem 
Reichstag  ein  Gesetz  über  das  Eisenbahnwesen  zum  Zweck  der  Einführung 
gleichmäßiger  Grundsätze  für  die  Konzessionierung,  den  Bau  und  Betrieb 
der  Eisenbahnen,  insonderheit  auch  behufs  der  Verwirklichung  der  in  Art.  41 
bis  47  enthaltenen  Bestimmungen  vorzulegen."  Diesen  Beschlüssen  ist  eine 
erhebliche  Bedeutung  nicht  beizumessen,  da  in  ihnen  nur  die  juristisch 
unverbindliche  Meinung  der  Majorität  des  Reichstags  zum  Ausdruck  kommt. 

3 


—    34  — 


hat.  Das  ändert  an  der  Gültigkeit  der  Reichsbetriebsreglements 
nichts.  Denn  wir  haben  bereits  oben  ausgeführt,  daß  ein  größeres 
Maß  von  Befugnissen  bei  Wahl  des  Yerordnungsweges  nicht  aus- 
geübt wird.  Das  Reglement,  das  der  Bundesrat  auf  Grund  des 
Art.  4.5  erließ,  war  das  Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870. 
Es  wurde  im  Bundesgesetzblatt  publiziert.  An  seine  Stelle  trat 
das  Betriebsreglement  vom  11.  Mai  1874.  Dieses  wurde  nicht  im 
Reichsgesetzblatt  publiziert ,  sondern  im  Zentralblatt  für  das 
Deutsche  Reich.  Es  findet  sich  nur  eine  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  im  Reichsgesetzblatt  vom  gleichen  Tage,  durch 
welche  auf  das  im  Zentralblatt  erschienene  Betriebsreglement  hin- 
gewiesen wird.  Die  EVO.  vom  15.  November  1892  wurde  wieder 
im  Reichsgesetzblatt  publiziert,  ebenso  die  neue  EVO.  vom  26.  Ok- 
tober 1899  und  die  neueste  vom  23.  Dezember  1908. 

Für  die  Behauptung,  der  Bundesrat  habe  auf  dem  Verwaltungs- 
wege einwirken  wollen,  könnte  angeführt  werden,  daß  das  Regle- 
ment von  1870  und  das  von  1874  in  der  Schlußbestimmung 
anordnen,  daß  Aenderungen  des  Reglements  außer  durch  das 
Bundesgesetzblatt  auch  von  den  Eisenbahnverwaltungen  in  je 
einem  am  Sitze  derselben  erscheinenden  öffentlichen  Blatte  publi- 
ziert werden  sollen.  Allein  daß  das  Reglement  nicht  erst  durch 
die  Publikation  der  Einzelverwaltungen  rechtliche  Wirksamkeit 
erlangen  wollte,  geht  aus  einigen  seiner  Bestimmungen,  die  sich 
nicht  auf  das  privatrechtliche  Verhältnis  zwischen  Eisenbahn  und 
Publikum  beziehen,  mit  Deutlichkeit  hervor  Der  Wortlaut,  den 
der  Bundesrat  dem  Betriebsreglement  verlieh,  zeigt  gerade  in 
einigen  unscheinbaren  Aenderungen  gegenüber  dem  Wortlaut  der 
Vereinsreglements  unverkennbar  die  Absicht,  ein  Reglement  zu 
schaffen,  das  nicht  mehr  von  den  einzelnen  Bahnen  publiziert 
werden  sollte.  Die  Stellen  sind  zu  bezeichnend,  um  sie  unerwähnt 
zu  lassen.  Im  Vereinsreglement  für  den  Personenverkehr  von 
1865  hieß  es  in  §  1 :  „Das  .  .  .  Dienstpersonal  i  s  t  zu  einem  be- 
scheidenen Benehmen  gegen  das  Publikum  angewiesen  .  .  .",  ferner 
in  §  4 :  „  .  .  .  Die  Verwaltung  wird  auf  alle  Beschwerden  ant- 
worten", also  in  beiden  §§  Ankündigung  dessen,  was  die  Ver- 

1)  Die  Sclalußbestimmung  der  Reglements  hatte  nur  den  Zweck,  Aende- 
rungen des  Reglements  dem  Publikum  möglichst  schnell  und  sicher  zur 
Kenntnis  zu  bringen.  Aehnlich  wird  oft  in  den  Betriebsreglements  bestimmt, 
daß  die  Eisenbahnen  verpflichtet  seien,  Exemplare  des  Reglements  zum  Ver- 
kauf an  das  Publikum  bereit  zu  halten. 
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waltung  zu  tun  gesonnen  war.  Im  Betriebsreglement  vom  10.  Juni 
1870  heißt  es  in  §  1:  „Das  Dienstpersonal  i  s  t  zu  einen  beschei- 
denen .  .  .  Benehmen  verpflichtet,"  in  §  4:  „Die  Verwal- 
tung hat  auf  alle  Beschwerden  zu  antworten  .  .  .",  also  Befehl 
an  die  Eisenbahnverwaltungen 

Auch  für  das  Reichsstaatsrecht  werden  von  der  herrschenden 
Meinung  Rechtsverordnungen  und  Verwaltungsverordnungen  im 
LABAND'schen  Sinne  unterschieden.  Rechtsverordnungen  werden 
als  solche  definiert,  welche  Rechtssätze  zum  Gegenstand  haben. 
Auch  hier  gilt  aber  wie  für  das  preußische  Staatsrecht,  daß  die  Be- 
trachtung der  Verordnungen  gleichzeitig  von  zwei  verschiedenen 
Gesichtspunkten  ausgehen  muß.  Es  gibt  auf  Grund  einer  Dele- 
gation erlassene,  unzweifelhaft  Rechtsnormen  enthaltende  Verord- 
nungen, welche  darum  den  Namen  Rechts  Verordnungen,  und  zwar 
im  materiellen  Sinne,  verdienen.  Aber  keineswegs  sind  alle  anderen 
Verordnungen  notwendig  Verwaltungsverordnungen.  Das  Reichs- 
gericht hat  sich  in  einer  prinzipiellen  Entscheidung  ^)  dahin  aus- 
gesprochen, daß  Rechtsvorschriften  und  Verwaltungsvorschriften 
im  materiellen  Sinne  keine  Gegensätze  bilden.  Bei  den  Verord- 
nungen, die  nicht  ihrem  Inhalte  nach  Rechtsverordnungen  sind, 
ist  nach  der  Form  ihres  Erscheinens  zwischen  Rechts-  und  Ver- 
waltungsverordnungen zu  unterscheiden.  Rechtsverordnungen  in 
diesem  Sinne  könnte  der  Bundesrat  an  sich  erlassen.  Er  re- 
präsentiert, wie  anerkannt,  die  Gesamtheit  der  verbündeten  Re- 
gierungen, und  diese  hat  im  Reiche  die  Stellung,  die  in  den 
Einzelstaaten  dem  Monarchen  zukommt.  Aber  es  fehlt  in  der 
Reichsverfassung  eine  Vorschrift,  welche  dem  Art.  106  der 
preußischen  Verfassung  entspräche.    Die  bundesrätlichen  Verord- 

1)  Im  übrigen  wollen  wir  darauf  hinweisen,  daß  der  Bundesrat  auch 
nicht  den  Erlaß  durch  die  Einzelstaaten  gewollt  haben  kann.  Denn  er  be- 
stimmt ausdrücklich  im  Betriebsreglement,  daß  Abänderungen  des  Regle- 
ments im  BGBl,  und  in  den  öffentlichen  Blättern  publiziert  werden  sollen. 
Hätte  der  Erlaß  der  Betriebsreglements  durch  die  Einzelstaaten  erfolgen 
sollen,  so  hätte  doch  bestimmt  werden  müssen,  daß  die  Abänderungen  auch 
von  ihnen  publiziert  werden  sollten.  Dagegen  besagen  die  Schlußbestim- 
mungen des  vom  Bundesrat  beschlossenen  Bahnpolizeireglements  von  1870 : 
„Dasselbe  wird  durch  das  Bundesgesetzblatt  und  außerdem  durch  die  Bundes- 
regierungen ...  in  geeigneter  Weise  publiziert".  Ebenso  bestimmt  §  74  des 
Bahnpolizeireglements  vom  4.  Januar  1875:  „Dasselbe  wird  durch  das  Zen- 
tralblatt für  das  Deutsche  Reich  und  außerdem  von  den  Bundesregierungen 
publiziert". 

2)  Entsch.  i.  Zivilsachen  Bd.  48  S.  84  ff. 
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nungen  sind  hinsichtlich  ihrer  Gültigkeit  der  Prüfung  nicht  ent- 
zogen. Es  gibt  daher  keine  formellen  Rechtsverordnungen  im 
Deutschen  Reiche. 

Es  muß  noch  erwähnt  werden,  daß  der  Bundesrat  den  Ge- 
danken des  Art.  45  insofern  voll  zur  Ausführung  gebracht  hat,  als 
er  nicht  etw^a  ein  Reglement  erlassen  hat,  das  nur  für  den  über 
den  Verbandsverkehr  hinausgehenden  Verkehr  Anwendung  finden 
sollte  oder  nur  für  den  über  das  Gebiet  eines  Bundesstaats  hinaus- 
gehenden Verkehr,  sondern  er  hat  den  Unterschied  zwischen  den 
einzelnen  Verkehrsarten  ausgeglichen.  Die  Reichsreglements  sollten 
für  alle  Verkehrsarten  Anwendung  finden.  Die  Eingangsbestim- 
mung lautet:  „Die  nachstehenden  Bestimmungen  für  die  Beför- 
derung von  Personen,  Reisegepäck,  Leichen,  Fahrzeugen  und 
Tieren,  sowie  von  Gütern  kommen  vom  1.  Oktober  1870  ab  auf  sämt- 
lichen Eisenbahnen  im  Norddeutschen  Bunde  im  Lokal-  und  Ver- 
bandsverkehr, sowie  im  Verkehr  von  Bahn  zu  Bahn  zur  Anwen- 
dung. Spezialbestimmungen  einzelner  Eisenbahnverwaltungen  oder 
Eisenbahnverbände  haben  neben  diesem  Reglement  nur  Geltung, 
wenn  sie  in  die  bezüglichen  Tarife  aufgenommen  sind,  mit  den 
Festsetzungen  dieses  Reglements  nicht  in  Widerspruch  stehen,  die- 
selben vielmehr  nur  ergänzen  oder  wenn  sie  dem  Publikum  gün- 
stigere Bedingungen  gewähren."  Unter  dem  Ausdruck:  „Verkehr 
von  Bahn  zu  Bahn"  ist  jeder  Verkehr  innerhalb  Deutschlands  zu 
verstehen,  der  nicht  Lokal-  oder  Verbandsverkehr  ist  ^).  Nur  auf 
Transporte,  die  die  Grenzen  Deutschlands  überschreiten,  will  das 

1)  Schott  in  Endemanns  Handbuch  S.  473  macht  eine  längere  Aus- 
führung darüber,  daß  unter  Verkehr  von  Bahn  zu  Bahn  ein  Transport  zu 
verstehen  sei,  bei  dem  eine  dem  Verein  Deutscher  Eisenbahn- Verwaltungen 
nicht  angehörige  Bahn  beteiligt  sei.  Der  Vereinsverkehr  sei  schon  durch 
den  Ausdruck  Verbandsverkehr  getroffen,  da  der  Verein  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen nichts  anderes  sei  wie  ein  großer  Eisenbahnverband.  Er 
folgert  dies  besonders  daraus,  daß  in  den  Eingangsbestimmungen  des  Re- 
glements Spezialbestimmungen  einzelner  Eisenbahnverwaltungen  oder  Eisen- 
bahnverbände zugelassen  sind.  Da  jedoch  auch  Spezialbestimmungen  des 
Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  zugelassen  seien,  nämlich  auch 
das  Vereinsreglement  eine  ergänzende  Wirksamkeit  neben  dem  Bundes-, 
bezw.  Reichsreglement  habe,  so  müsse  das  Bundesbetriebsreglement  eben 
immer  den  Verein  zu  den  Verbänden  rechnen.  Wir  halten  indessen  die  An- 
sicht von  Thöl  für  richtiger  (Transportgewerbe  S.  89  und  250  ff.),  daß  der 
Ausdruck  „Verkehr  von  Bahn  zu  Bahn"  den  Vereinsverkehr  bedeute,  da  ja 
alle  Eisenbahnen  Deutschlands,  auf  welche  das  BBR.  Anwendung  finden 
wolle,  dem  Verein  DEV.  angeschlossen  seien. 
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Bundesbetriebsreglement  keine  Anwendung  finden.  Hier  behält 
das  Vereinsreglement  seine  Gültigkeit. 

Auch  die  bayrische  auf  Grund  des  Vorbehalts  erlassene  EVO. 
war  nicht  zur  Einführung  durch  die  einzelnen  Bahnverwaltungen 
bestimmt.  Sie  wurde  im  Wege  der  Königlichen  Verordnung  er- 
lassen ^)  und  beansprucht  aus  ihrem  Erlasse  heraus  Geltung.  Die 
Einführung  und  Publikation  seitens  einer  Mehrheit  von  Bahnver- 
waltungen wäre  an  sich  auch  innerhalb  Bayerns  möglich  gewesen. 
Denn  es  gab  in  Bayern  zur  Zeit  der  Reichsgründung  neben  der 
Staatsbahn  ebenso  wie  jetzt  verschiedene  Privatbahnen,  und  zwar 
waren  diese  damals  zum  Teil  umfangreich  und  von  erheblicher 
Bedeutung. 

1)  So  wurde  z.  B.  das  BR.  vom  11.  Mai  1874  in  Bayern  durch  Königliche 
Verordnung  vom  2.  Juli  1874  erlassen  (Bayrisches  Gesetz-  und  Verordnungs- 
blatt 1874  S.  337 IF.),  die  EVO.  vom  15.  November  1892  durch  Königliche 
Verordnung  vom  4.  Dezember  1892  (ebenda  1892  S.  760  ff.). 
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Zweiter  Teil:  Hanptteil. 

Erster  Abschnitt: 
Die  Eisenbahnverkehrsordnung  keine  Privatrechtsnorm. 

§4. 

Der  Standpunkt  der  Denkschrift. 

Den  Hauptteil  beginnen  wir  mit  der  negativen  Feststellung, 
daß  die  EVO.  keine  Privatrechtsnorm  ist. 

Zunächst  müssen  wir  noch  einmal  angeben,  wie  die  herrschende 
Meinung  die  alte  EVO.  im  Gegensatz  zu  der  neuen  EVO.  charak- 
terisierte, und  zu  dem  Wege  Stellung  nehmen,  auf  welchem  die 
Denkschrift  zum  HGB.  erreichen  zu  können  glaubte,  daß  die 
EVO.  fortan  als  Privatrechtsnorm  gelte.  Wir  behaupten,  daß  die 
Denkschrift  in  einer  sehr  anfechtbaren  Vorstellung  befangen  war. 
Diese  macht  den  Weg,  den  die  Denkschrift  einschlagen  wollte,  ge- 
rade von  dem  Standpunkt  der  herrschenden  Meinung  aus  be- 
trachtet, auf  welchen  sich  die  Denkschrift  selbst  stellt,  u.  E.  zu 
einem  unmöglichen. 

Die  alte  EVO.  war  nach  der  herrschenden  Meinung  nur  ein 
an  die  Eisenbahnverwaltungen  gerichteter  Befehl,  die  Transport- 
verträge auf  Grund  der  in  ihr  enthaltenen  Bestimmungen  ab- 
zuschließen. Die  Wirksamkeit  der  Bestimmungen  beruhte  nach 
dieser  Meinung  darauf,  daß  die  Eisenbahnverwaltungen  die  Be- 
stimmungen der  EVO.  tatsächlich  den  Transportverträgen  zu 
Grunde  legten  ^).    Die  Formel,  die  die  herrschende  Meinung  auf- 

1)  Laband,  Reichsstaatsreclit  3.  Aufl.  Bd.  2  S.  117,  4.  Aufl.  Bd.  2 
S.  120,  121;  Endemann,  Recht  der  Eisenbahnen  S.  515;  Gbkstnee,  Eisen- 
bahnbetriebsreglements usw.  S.  169,  177  ff.  Vor  allem  Entsch.  d.  ROHGr. 
Bd.  19,  S.  184:  „In  dem  Reglement  finden  sich  zahlreiche  den  Abschluß  und 
und  die  Wirkungen  der  Frachtverträge  beim  Eisenbahntransp  ort  betreffende 
Bestimmungen,  welche  zum  Teil  die  Vorschriften  des  HGB.s  wiedergeben, 
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stellt:  „Befehl  an  die  Eisenbahnverwaltungen,  die  Verträge  nach 
den  Bestimmungen  der  EYO.  abzuschließen",  muß  schon  aus  dem 
Grunde  unser  Befremden  erregen,  weil  der  hiernach  der  EVO. 
untergeschobene  Wille,  ihre  Bestimmungen  indirekt  zur  Anwen- 
dung zu  bringen,  in  keiner  Weise  aus  dem  Wortlaut  oder  dem 
zu  interpretierenden  Sinn  der  alten  EVO.  zu  entnehmen  ist.  Aber 
wir  wollen  uns  einmal  auf  den  Standpunkt  stellen,  daß  die  alte 
EVO.  nur  den  Willen  gehabt  habe,  daß  ihre  Bestimmungen  kraft 
des  vermittelnden  Willens  der  Vertragsparteien  zur  Anwendung 
kommen  sollten,  und  wir  wollen,  von  dieser  Voraussetzung  aus- 
gehend, zeigen,  daß  der  Standpunkt  der  Denkschrift  nicht  haltbar 
ist.  Die  Denkschrift  wollte  der  EVO.  durch  das  HGB.  die  Be- 
deutung einer  Privatrechtsnorm  beilegen.  Man  spricht  teilweise 
auch  davon :  „Der  Gesetzgeber  des  HGB.  habe  die  EVO.  zu  einer 
Privatrechtsnorm  erheben  wollen"  ^)  oder  „  er  habe  ihr  den  Cha- 
rakter einer  Privatrechtsnorm  verleihen  wollen"  In  diesen  und 
anderen  Ausdrücken  verrät  sich  die  von  uns  bekämpfte  falsche 
Vorstellung. 

Ihr  Kern  ist  der.  Die  Denkschrift  wollte,  ohne  an  den 
Grundlagen  der  EVO.  zu  rütteln,  ihre  Bestimmungen  nicht  mehr 
als  Vertragsnormen,  sondern  als  Bechtssätze  und  zwar  lediglich 
aus  dem  Willen  des  HGB.s  heraus  zur  Anwendung  kommen  lassen. 
Die  EVO.  sollte  keine  Privatrechtsnorm  sein,  aber  sie  sollte  als 
Privatrechtsnorm  zur  Anwendung  kommen,  ein  unlösbarer  Wider- 
spruch. 

Wenn  das  HGB.  von  der  „Eisenbahnverkehrsordnung"  redet, 
so  sind  zwei  mögliche  Deutungen  zu  unterscheiden.  Das  HGB. 
kann  damit  die  zur  Zeit  seines  Erlasses,  also  im  Jahre  1897 
bestehende  EVO.,  d.  i.  die  vom  Jahre  1892  meinen.  Es  kann 
aber  auch  die  jeweils  zu  erlassende  EVO.  im  Auge  haben. 

Nehmen  wir  einmal  die  erste  Möglichkeit  an       Dann  wäre 

zum  Teil  Zusätze  zu  denselben  oder  die  Ausschließung  gesetzlicher  Regeln 
innerhalb  der  vom  HG-B.  gezogenen  Grenzen  enthalten.  Diese  Bestimmungen 
sind  an  sich  nur  Verwaltungs Vorschriften  für  die  Eisenbahnverwaltungen  .  .  . 
Zu  den  Maßnahmen  desselben  (des  Bundesbetriebsreglements)  gehörte  auch 
die  Aufstellung  eines  Normalfrachtvertrages  ..." 

1)  Vgl.  ROSBNTHAL,  Eisenbahnfrachtrecht  S.  838. 

2)  So  der  Abgeordnete  Bassermann  im  Reichstag  bei  der  Beratung  des 
HGB.s  (Materialien  S.  193,  194). 

3)  Kaufmann,  Jst  die  EVO.  rechtsgültig?"  in  der  DJZ.  sucht  nachzu- 
weisen, daß  der  Gesetzgeber  die  bestehende  EVO.  gemeint  habe.    Vgl.  da- 
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es  jedenfalls  ausgeschlossen,  daß  das  HGB.  die  EVO.  zu  einer 
Privatrechtsnorm  umgemodelt  hätte.  Es  ist  doch  logisch  unmög- 
lich, daß  ein  Befehl,  der  in  einem  bestimmten  Sinne  ergangen  ist, 
hinterher  zu  einem  in  einem  anderen  Sinne  ergangenen  Befehle  um- 
gestempelt wird  Wohl  hätte  der  Gesetzgeber  unter  Benutzung 
der  abstrakten  in  der  EVO.  liegenden  Normen  die  Bestimmungen 
der  EVO.  dem  HGB.  sozusagen  als  Bestandteil  einverleiben  können. 
Die  EVO.  wäre  dann  gewissermaßen  als  Anlage  zum  HGB.  an- 
zusehen. Eine  Anlage  im  eigentlichen  und  strengen  Sinne  wäre 
sie  freilich  nicht.  Denn  dieser  Begriff  erfordert  es,  daß  die  An- 
lage bei  der  Beurkundung  der  Willenserklärung  dieser  ebenfalls 
in  schriftlicher  Form  beigefügt  wird.  Hiervon  könnte  bei  dem 
Hinweis  des  HGB.s  auf  die  EVO.  nicht  die  Rede  sein.  Allein 
wenn  jeder  Zweifel  darüber,  welche  EVO.  gemeint  sei,  aus- 
geschlossen wäre,  so  hätte  doch  ausnahmsweise  ein  solches  Ver- 
fahren für  zulässig  erachtet  werden  können.  In  diesem  Falle 
wären  dann  die  Bestimmungen  der  EVO.  zu  Privatrechtsnormen 
geworden,  weil  eben  der  Befehl  zu  ihrer  Beobachtung  überhaupt 
nicht  mehr  vom  Bundesrat,  sondern  vom  Gesetzgeber  des  HGB.s 
ausgegangen  wäre,  das  HGB.  von  der  EVO.  sozusagen  nur  den 
toten  Buchstaben  entliehen  hätte.  Allein  die  Annahme,  daß  im 
HGB.  eine  zeitlich  bestimmte  EVO.  in  Bezug  genommen  sei,  wird 
durch  die  vernünftige  Auslegung  der  Bestimmungen  des  HGB.s, 
vor  allem  durch  die  in  der  Denkschrift  klar  ausgesprochene  Ab- 
sicht des  Gesetzgebers  ausgeschlossen.  Hiernach  sollte  die  je 
zeitlich  geltende  EVO.  maßgebend  sein.  Das  ist  zu  beweisen. 
Bei  Erlaß  des  HGB.s  galten,  wie  gezeigt,  zwei  Eisenbahn- 

gegen  Blume,  EVO.  S.  9:  „Da  das  HGrB.  schlechthin  von  der  EVO.  spricht, 
ohne  eine  bestimmte  einzelne  zu  bezeichnen,  so  hat  man  darunter  die  je- 
weils geltende  zu  verstehen." 

1)  Aendt,  in  den  Preuß.  Jahrbüchern  Jg.  1901  S.  344  sagt  über  die  alte 
EVO.  sehr  richtig:  „In  Ansehung  des  Publikums  waren  die  Vorschriften  über 
die  Haftung  der  Eisenbahnen  keine  Rechtsbefehle,  weil  sie  gar  keine  sein 

wollten  Sie  gelten  nicht  als  Rechtsnorm,  sondern  als  Vertragsnorm." 

Dann  aber  sagt  er  Seite  345:  „Letzteres  ist  durch  das  HGB.  vom  10.  Mai 
1897  geändert."  Bei  der  alten  EVO.  soll  also  ihr  Wille  über  ihre  rechtliche 
Natur,  bei  der  neuen  EVO.  der  Wille  des  HGB.s  entscheiden?  Dabei  geht 
Aendt  sogar  davon  aus,  daß  das  HGB.  zu  seiner  Ausführung  nicht  erst  die 
EVO.  fordert  und  braucht.  „Es  wäre  mit  dem  HGB.  wohl  vereinbar,  daß 
überhaupt  keine  EVO.  erlassen  wird  (S.  845)."  Dann  wäre  es  doch  wohl 
erst  recht  vereinbar,  daß  die  EVO.  nach  dem  Willen  des  Bundesrats  weiter- 
hin als  das  erlassen  wird,  was  sie  früher  war. 
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Verkehrsordnungen,  die  vom  Bundesrat  erlassene  und  die  bayrische 
EVO.  In  der  Denkschrift  ^)  wird  ausgesprochen,  daß  auch  weiter- 
hin eine  besondere  bayrische  EVO.  beibehalten  werden  sollte: 
„Im  übrigen  wird  an  den  Grrundlagen,  auf  welchen  die  EVO.  nach 
den  Vorschriften  der  Reichs  Verfassung  beruht,  durch  den  Entwurf 
nichts  geändert."  Die  Bearbeiter  des  HGB.s  haben  also  keine 
örtlich  bestimmte  EVO.  gemeint.  Das  läßt  nun  einen  Schluß 
darauf  zu,  daß  sie  auch  keine  zeitlich  bestimmte  EVO.  gemeint 
haben.  Dies  ist  aber  auch  wiederum  ausdrücklich  in  der  Denk- 
schrift ^)  gesagt  worden.  Es  wird  dort  darauf  hingewiesen,  daß 
die  Bestimmungen  der  EVO.  in  das  HGB.  aufgenommen  werden 
könnten,  daß  sie  es  aber  nicht  sollen,  weil  die  EVO.  häufiger  ge- 
ändert werden  müsse  Es  heißt,  es  erscheine  nicht  angezeigt, 
nähere  Vorschriften  über  die  Personenbeförderung  im  Gesetze 
selbst  zu  treffen,  da  es  sich  dabei  großenteils  um  Bestimmungen 
handele,  die  von  den  jeweiligen  Einrichtungen  des  Eisenbahnbe- 
triebes abhängig  seien. 

Aber  auch  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Denkschrift  mit 
den  Verweisungen  des  HGB.s  auf  die  EVO.  der  jeweils  geltenden 
EVO.  den  Charakter  einer  Privatrechtsnorm  verleihen  wollte,  ist 
die  falsche  Vorstellung  vorhanden.  Es  ist  auch  bei  einer  jeweils 
geltenden  EVO.  nicht  möglich,  ihre  Vorschriften  allein  durch  den 
Willen  des  HGB.s  dahin  umzustempeln,  daß  sie  in  einem  anderen 
Sinne  ergangen  sein  sollen,  als  wie  sie  bei  ihrem  Erlaß  gewollt 
sind.  Daß  die  Absicht  der  Denkschrift  nicht  dahin  zielte,  daß  die 
Bestimmungen  der  EVO.  aus  dem  Willen  der  EVO.  heraus  Rechts- 
norm werden  sollten,  beweist  die  Tatsache,  daß  die  Denkschrift 
von  der  Notwendigkeit  eines  Neuerlasses  der  EVO.  nichts  erwähnt 

1)  Hahn-Mugdan  S.  414. 

2)  Materialien  S.  130;  Hahn-Mugdan  S.  414. 

3)  Ebenso  versteht  auch  PAPPBisrHEiM,  Transportgeschäft  (S.  21)  die  Vor- 
schriften des  Entwurfs:  „Er  stattet  vielmehr,  wie  namentlich  aus  den  §§444 
und  445  erhellt,  mit  gleicher  Kraft  auch  die  etwaigen  Zusätze  und  Verände- 
rungen aus,  welche  die  EVO.  nach  dem  Inkrafttreten  des  HGBs.  etwa  er- 
fahren würde." 

4)  Gkossmann  in  der  Z.  d.  VDEV.  „Nochmals  die  EVO."  erblickt  darin, 
daß  im  HGB.  von  der  Eisenbahn  Verkehrsordnung  die  Rede  ist, 
den  Beweis,  daß  die  Denkschrift  an  eine  Neuauflage  der  EVO.  gedacht  habe. 
Die  alte  EVO.  wird  im  RGBl,  als  „Verkehrsordnung  für  die  Eisenbahnen 
Deutschlands"  bezeichnet.  Aus  der  kleinen  vom  HGB.  beliebten  Aenderung 
der  Wortfassung  kann  aber  unmöglich  auf  diese  Absicht  geschlossen 
werden. 
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Hat  aber  die  Denkschrift  diesen  Willen  nicht  gehabt,  so 
wurde  sie  auch  von  der  falschen  Vorstellung  geleitet.  Hierfür 
spricht  schließlich  der  Wortlaut  selbst^):  „Unter  diesen  Um- 
ständen erscheint  es  einfacher,  die  Haftung  der  Eisenbahnen 
derart  zu  regeln,  daß  die  betreffenden  Vorschriften  unmittel- 
bar, d.  h.  ohne  den  Umweg  einer  Aufnahme  in  den  Fracht- 
vertrag, zur  Anwendung  kommen  Die  EVO.  selbst  er- 
hält nach  dem  Entwurf  eine  wesentlich  andere  Bedeutung  als  bis- 
her. Die  EVO.  ist,  ebenso  wie  das  frühere  Betriebsreglement,  für 
die  deutschen  Bahnen  mit  Ausnahme  der  bayrischen  auf  Grund 
des  Art.  45  der  RVerf.  von  dem  Bundesrat  erlassen  und  auch  in 
Bayern  mit  Bücksicht  auf  Art.  46  Abs.  2  der  BVerf.  durch  die 
Kgl.  Bayerische  Regierung  bekannt  gemacht  worden.  Die  Grund- 
lage, auf  welcher  die  Verkehrsordnung  beruht,  wird  nach  der 
herrschenden  Auffassung  nicht  als  ausreichend  angesehen,  um 
den  Bestimmungen  derselben  die  Bedeutung  unmittelbar  verbind- 
licher Privatrechtsnormen  beizulegen,  vielmehr  stellt  sich  danach 
die  Verkehrsordnung  als  eine  Verwaltungsanordung  dar,  durch 
welche  den  Eisenbahnen  die  allgemeinen  Bedingungen  der  von 
ihnen  zu  schließenden  Frachtverträge  vorgeschrieben  werden.  Es 
entspricht  jedoch  nicht  der  Natur  der  Sache,  daß  die  Normen, 
welche  für  das  Verhältnis  der  Beteiligten  maßgebend  sein  sollen, 
statt  durch  Aufstellung  der  betreffenden  Rechtssätze  auf  dem  Um- 
wege einer  Nötigung  zu  vertragsmäßigen  Festsetzungen  zur  Gel- 
tung gebracht  werden.  Wenn  mit  Rücksicht  auf  diesen 
Gesichtspunkt  die  Vorschriften  über  die  Haft- 
pflicht der  Eisenbahnen  als  unmittelbar  zur 
Anwendung  kommende  Rechtssätze  in  den  Ent- 
wurf aufgenommen  sind,  so  ist  auch  den  übrigen 
Bestimmungen  der  Verkehrsordnung,  wenn- 
gleich sie  nicht  dem  Gesetze  selbst  einverleibt 
werden  können,  die  gleiche  Bedeutung  beizu- 
legen." 

Nach  dem  deutlich  ausgesprochenen  Sinne  der  Denkschrift 
soll  die  Notwendigkeit  der  jedesmaligen  vertraglichen  Unter- 
werfung unter  die  Regeln  der  EVO.  eliminiert  werden.  Die 
Vorschriften  der  EVO.  sollen  unmittelbar  zur  Anwendung 
kommen.    Gewiß  kann  ein  Gesetz  dem  erklärten  Willen  irgend 


1)  Materialien  S.  129  f. 
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«ines  Subjektes  rechtliche  Wirksamkeit  zusprechen.  Das  HGB. 
konnte  dem  im  voraus  in  der  EVO.  festgestellten  Vertragswillen 
der  Eisenbahnen  unmittelbar  rechtliche  Wirksamkeit  zusprechen. 
Aber  nie  und  nimmermehr  kann  ein  Gesetz  auf  eine  andere  Vor- 
schrift als  einen  ergänzenden  Eechtssatz  mit  der  Wirkung  ver- 
weisen, daß  diese  Vorschrift  Eechtssatz  wird,  wenn  diese  Vor- 
schrift gar  nicht  Rechtssatz  sein  will.  Das  geht  über  die  Allmacht 
des  Gesetzgebers  hinaus 

Was  der  Gesetzgeber  konnte,  war  etwas  anderes.  In  der 
Denkschrift  heißt  es  an  der  erwähnten  Stelle  weiter:  „Hierdurch 
werden  auch  die  in  mehrfacher  Hinsicht  unbefriedigenden  Ergeb- 
nisse vermieden,  welche  der  gegenwärtige  Rechtszustand  zur  Folge 
hat.  Insbesondere  gilt  dies  in  betreff  der  Frage,  inwieweit  das 
Rechtsmittel  der  Revision  auf  eine  Verletzung  der  Bestimmungen 
der  EVO.  gestützt  werden  kann."  Um  diesen  Zweck  zu  erreichen, 
konnte  der  Gesetzgeber  des  HGB.s  befehlen,  daß  die  Auslegung 
der  EVO.  nunmehr  der  Revision  unterliegen  solle.  Er  konnte 
auch  indirekt  dieses  Ergebnis  dadurch  herbeiführen,  daß  er  die 
Fiktion  aufstellte,  die  EVO.  wäre  eine  Privatrechtsnorm.  In  diesem 
Sinne  verstehen  wir  Göz  ^),  wenn  er  sagt,  der  Gesetzgeber  habe 
die  EVO.  mit  den  Wirkungen  einer  Privatrechts- 
norm ausgestattet.  Aber  es  ist  doch  jedenfalls  ein  erheb- 
licher Unterschied,  ob  die  Eigenschaft  der  EVO.  als  Privat- 
rechtsnorm fingiert  wird  oder  ob  sie  wirklich  eine  Privatrechts- 


1)  Auch  in  der  Literatur  findet  sich  die  falsche  Vorstellung.  Das  Resultat, 
zu  dem  Paschke  bei  seiner  Untersuchung  über  die  Grültigkeit  der  EVO. 
kommt  (S.  50  bis  61)  baut  sich  ganz  auf  dem  Standpunkt  der  Denkschrift  auf. 
Er  sagt  S.  52  :  „(Nach  der  Denkschrift)  soll  der  EVO.,  obwohl  man  sich  darüber 
klar  ist,  daß  sie  den  an  eine  Rechtsverkehrsordnung  zu  stellenden  formellen 
Anforderungen  nicht  genügt,  trotzdem  ausnahmsweise  aus  Gründen  der  Zweck- 
mäßigkeit im  Bereich  des  vom  HGB.  beherrschten  Privatrechts  die  Bedeutung 
einer  Rechtsnorm  beigelegt  werden,  ohne  daß  die  Erfüllung  der  regelmäßig 
für  eine  Rechtsnorm  erforderlichen  Formalitäten  (!)  verlangt  wird."  Mit 
Unrecht  beruft  sich  Paschke  auf  Göz,  da  dieser  die  Eigenschaft  der  EVO.  als 
Rechtsnorm  nur  fingiert.  S.  59  sagt  Paschke:  „Viel  einfacher  und  zweck- 
entsprechender war  es  jedenfalls,  wenn  man  die  bisherige  Erscheinungsform 
der  EVO.  beibehielt  und  nur  durch  eine  gesetzliche  Bestimmung  ihrem  In- 
halt die  Bedeutung  einer  Rechtsnorm  verlieh  ....  Gegen  die  Zulässigkeit 
eines  solchen  Verfahrens  läßt  sich  kaum  etwas  einwenden."  Hier  beruft 
sich  Paschke  wieder  auf  Göz  und  die  auch  von  diesem  angeblich  anerkannte 
Allmacht  des  Gesetzgebers. 

2)  A.  a.  0.  S.  132. 
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norm  ist.  Sehr  geschickt  ist  die  von  Pappenheim  (a.  a.  0. 
S.  23)  einmal  zwecks  Umgehung  des  Widerspruchs  angewandte 
Ausdrucksweise.  Er  sagt,  daß  diejenigen  Bestimmungen  der  EVO., 
welche  nunmehr  als  Privatrechtsnorm  gelten  würden,  nach  wie 
vor  den  Inhalt  von  Verwaltungsanordnungen  bilden,  wenngleich 
ihnen  von  außen  durch  das  HGß.  überdies  die  Bedeutung 
eines  Privatrechtssatzes  verliehen  wäre. 

Labands  großes  und  bleibendes  Verdienst  war  es,  daß  er  der 
irrigen  Mainung,  der  EVO.  könnte  durch  das  HGB.  von  außen 
her  die  Natur  als  Privatrechtsnorm  verliehen  werden,  nicht  beitrat. 
Er  erkannte  sofort,  daß,  wenn  die  von  der  Denkschrift  zum  Ent- 
wurf angestrebte  Neuerung  überhaupt  einen  Sinn  haben  sollte, 
die  EVO.  nunmehr  als  eine  wahre  und  wirkliche  Pechtsverordnung 
zu  erlassen  wäre. 

Es  ist  endlich  zu  prüfen,  ob  der  unmögliche  Wille  der  Denk- 
schrift im  HGB.  selbst  erkennbar  Aufnahme  gefunden  hat. 

Die  Denkschrift^)  glaubt  das  Resultat,  daß  die  Bestimmungen 
der  EVO.  als  Rechtssätze  dem  HGB.  einzuverleiben  seien,  dadurch 
erreicht  zu  haben,  daß  in  den  §§  454  und  471  des  HGB.  s.  der 
EVO.  innerhalb  gewisser  Grenzen  der  Vorrang  vor  den  allgemeinen 
Vorschriften  des  vorigen  Abschnitts  (Abschnitt  VI)  eingeräumt 
worden  sei  und  daß  an  vielen  anderen  Stellen  auf  die  Bestim- 
mungen der  EVO.  verwiesen  worden  sei.  Durch  die  Vorschrift 
des  §  464  des  Entwurfs  (jetzt  §  472),  welcher  bezüglich  der 
Regelung  des  Personentransports  auf  die  EVO.  verweise,  sei  die 
einheitliche  Bedeutung  der  letzteren  in  allen  ihren  Theilen  außer 
Zweifel  gestellt.  Rosenthal  ^)  ^)  ist  der  Ansicht,  daß  es  §  454 
des  neuen  HGB.s  sei,  der  die  EVO.  zu  einer  wirklichen  Rechts- 
quelle erhoben  habe.  Göz  *)  legt  das  Hauptgewicht  auf  §  471 
des  HGB.s  und  auf  §  472,  ohne  die  übrigen  Verweisungen  un- 
berücksichtigt zu  lassen.  Richtigerweise  kommen  nur  §  454  für 
den  Güterverkehr  und  §  472  für  den  Personenverkehr  in  Betracht. 
Alle  anderen  Verweisungen  lassen  sich  auch  in  dem  Sinne  deuten, 
daß  das  HGB.  auf  die  Bestimmungen  der  EVO.  als  auf  rechts- 
geschäftliche, insbesondere  vertragliche  Willenserklärungen  ver- 
weist. 

1)  Hahn-Mugdan  S.  413. 

2)  Das  Eisenbalmfrachtrecht  S.  838. 

3)  Ebenso  Blindow,  Gültigkeit  der  VO.  S.  7. 

4)  A.  a.  0. 


—    45    —  I 

I 

Der  §  454  lautet:   „Auf  das  Frachtgeschäft  der  dem  öffent-  ' 
liehen  Güterverkehr  dienenden  Eisenbahnen  finden  die  Vorschriften 
des  vorigen  Abschnitts  insoweit  Anwendung,   als  nicht  in  diesem 
Abschnitt  oder  in  der  EVO.  ein  anderes  bestimmt  ist." 

Die  Vorschriften  des  Abschnitts  VII,  der  nach  seiner  lieber-  j 
Schrift  von  der  Beförderung  von  Gütern  und  Personen  auf  den  I 
Eisenbahnen  handelt,  sollen  also  als  lex  specialis  den  Vorschriften  \ 
des  Abschnittes  VI  (lex  generalis),  der  von  dem  Frachtgeschäft  i 
im  allgemeinen  handelt,  vorgehen.    Nun  werden  die  Vorschriften  ' 
des  Abschnittes  VII  mit  denen  der  EVO.  auf  eine  Stufe  gestellt. 
Die  Bestimmungen  des  Abschnittes  VII  sind  aber  Privatrechts- 
normen.  Daraus  folgt,  daß  der  Gesetzgeber  des  HGB.s  sich  auch 
die  Normen  der  EVO.  als  Privatrechtsnormen  denkt. 

Wenn  Bornhak  in  §  454  nichts  weiter  findet  als  „die  Aner- 
kennung des  alten  Grundsatzes,  daß  dispositives  Recht  vor  ander- 
weiten vertragsmäßigen  Bestimmungen  der  Parteien  weicht" 
so  muß  dem  entgegengehalten  werden,  daß  das  HGB.  in  §  454 
die  Anw^endbarkeit  der  EVO.  nicht  nur  in  den  Beziehungen  an- 
nimmt, in  welchen  Raum  für  vertragliche  Festsetzungen  ist,  näm- 
lich inbezug  auf  die  aus  dem  Transportvertrage  entspringenden 
Rechte  und  Pflichten  der  Parteien  oder  in  anderen  einzelnen  Be-  ' 
Ziehungen,  wo   das  Gesetz  einer  Willenserklärung  Wirksamkeit  ! 
zuschreiben  kann,   sondern  daß  der  Bereich  für  die  EVO.  nur  ; 
durch  den  Zweck  gegeben  ist,  nämlich  durch  die  Beziehung  auf  das  , 
Frachtgeschäft  der  Eisenbahnen. 

Ebenso  heißt  es  in  §  472  ganz  allgemein:  „Die  Vorschriften 
über  die  Beförderung  von  Personen  auf  den  Eisenbahnen  werden 
durch  die  Eisenbahnverkehrsordnung  getroffen." 

Das  Ergebnis  ist  folgendes :  In  den  Verweisungen  des  HGB.s 
ist  zwar  klar  und  deutlich  eine  Verweisung  auf  die  EVO.  als  i 
auf  eine  Privatrechtsnorm  enthalten.  Aber  das  HGB.  verweist  ' 
nur  in  dem  Sinne,  in  dem  häufig  Privatrechtsgesetze  auf  andere  | 
Gesetze  ^)  und  Verordnungen  verweisen.  Der  eigentümliche  ■ 
Standpunkt  der  Denkschrift,  daß  der  EVO.  nur  von  außen  her 
die  Eigenschaft  einer  Privatrechtsnorm  beigelegt  werden  solle,  ist  ' 
im  Gesetze  selbst  nicht  zum  Ausdruck  gekommen. 


1)  Im  Preuß.  Verwaltungsblatt  Jg.  22  S.  188  f. 

2)  Yergl.  z.  B.  in  §  873  BGB.  die  Verweisung  auf  die  Grundbuchordnung. 
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§  5. 

Die  mangelnde  Befugnis  des  Bundesrats,  bezw.  de& 
Königs  von  Bayern,  die  EYO.  als  Privatrechtsnorm 

zu  erlassen. 

Den  nunmehr  zu  führenden  Nachweis  dafür,  daß  die  EYO. 
keine  Privatrechtsnorm  sei,  stützen  wir  darauf,  daß  der  Bundes- 
rat, bezw.  der  König  von  Bayern,  bei  Erlaß  der  EVO.  garnicht 
die  Absicht  hatten,  die  EVO.  als  Privatrechtsnorm  zu  erlassen. 
Sie  wollten  die  neue  EVO.  in  keiner  anderen  Bedeutung  erlassen 
wie  die  alte  EVO.  Während  wir  im  §  6  auf  die  Absicht  de& 
Bundesrats,  bzw.  des  Königs  von  Bayern,  aus  verschiedenen  anderen 
Momenten  schließen,  erläutern  wir  im  §  5,  daß  beide  nicht 
befugt  waren,  die  EVO.  als  Privatrechtsnorm  zu  erlassen.  Den 
Mangel  der  Befugnis  sehen  wir  als  Hauptindiz  dafür  an,  daß  auch 
der  Willen,  die  EVO.  als  Rechtsnorm  zu   erlassen,   gefehlt  hat. 

Schon  bezüglich  der  alten  EVO.  war  aus  der  Tatsache,  daß 
sie  im  Gegensatz  zu  den  Betriebsreglements  der  Einzelbahnen  von 
einem  staatlichen  Organ  erlassen  worden  war,  von  einigen  Schrift- 
stellern  angenommen  worden,  daß  sie  eine  gesetz vertretende  Ver- 
ordnung und  mithin  eine  Privatrechtsnorm  sei.  Dieser  Ansicht 
waren  v.  Rönne  ^)  und  ebenso  Schott       Es  ist  Gerstners 

1)  Vergl.  in  seinem  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs  Band  2  Teil  1 
S.  321  Anm.  6:  „Das  Betriebsreglement  vom  11.  Mai  1874  enthält,  obwohl 
nur  Reglement,  wichtige  zivilrechtliche  Bestimmungen  über  die  Haftbarkeit 
der  Eisenbahnen  aus  dem  Transport  von  Gütern  und  Reisegepäck.  Es  ent- 
hält eine  weitere  Ausführung  der  Art.  422  bis  431  des  HGB.s  und  stellt  die 
wichtigsten  Normativbestimmungen  für  das  Personen-  und  Güterfrachtge- 
schäft der  Eisenbahnen  auf.  Namentlich  wird  die  privatrechtliche  Haftbarkeit 
der  Eisenbahnen  für  Verluste  und  Beschädigungen,  sowie  Verzögerung  des^ 
Transports  und  Versäumung  der  Lieferungsfristen  umfassend  geregelt,  dies 
alles  jedoch  nur  innerhalb  des  Rahmens,  welchen  die  Vorschriften  des  Han- 
delsgesetzbuches aufstellen,  um  das  Minimum  der  Verpflichtungen  der  Eisen- 
bahnen zu  fixieren.  Das  von  dem  Bundesrat  erlassene  Reglement  will  in 
dieser  Hinsicht  zur  Ausführung  desjenigen,  was  das  HGB.  bestimmt,  als  ge- 
setzliche Norm  an  die  Stelle  der  früher  von  den  Eisenbahnen  selbst  in  ihren 
Reglements  getroffenen  Bestimmungen  treten." 

2)  Er  sagt  in  Endemanns  Handbuch  des  Handelsrechts  S.  464  :  „Die 
herrschende  Ansicht  wird  entschieden  der  Absicht  des  Bundesrats  nicht  ge- 
recht. Daß  derselbe  keine  Verwaltungsvorschriften,  sondern  eine  gesetzver- 
tretende Verordnung  hat  schaffen  wollen,  geht  aus  Inhalt  und  Sprachweise 
des  Reglements  hervor,  insbesondere  daraus,  daß   dasselbe  nicht  bloß  die 
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Verdienst,  für  die  alte  EVO.  die  widerstreitenden  Meinungen  be- 
züglich der  Frage,  ob  sie  Privatrechtsnorm  sei  oder  nicht,  zu- 
sammengestellt und  ausgeführt  zu  haben,  daß  die  von  v.  RÖNNE 
und  von  ScHOTT  vertretene  Ansicht  unhaltbar  sei  Nur  ist  der 
Gegensatz  zur  Privatrechtsnorm  auch  von  Gerstneb,  durch  den 
unsicheren  und  in  sehr  verschiedenem  Sinne  verstandenen  Be- 
griff einer  Verwaltungsvorschrift  oder  eines  Verwaltungsbefehls 
zum  Ausdruck  gebracht  worden  2).  Auch  Gerstner  hat  nicht 
erkannt,  daß,  wie  unten  (in  §  7)  auszuführen  ist,  der  EVO.  ebenso 
wie  den  Tarifen  und  den  neben  der  EVO.  bestehenden  reglemen- 
tarischen Bestimmungen  der  Eisenbahnen  die  besondere  Bedeutung 
selbständiger  Willenserklärungen  der  Eisenbahnen  und  der  EVO. 
überdies  die  Bedeutung  einer  öffentlich-rechtlichen  tarifarischen 
Vorschrift  zukommt. 

Die  EVO.  kann,  soweit  wir  sie  als  Privatrechtsnorm  ansehen, 
nur  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  gültig  erlassen  werden  oder 
von  einem  staatlichen  Organ  auf  Grund  einer  gesetzlichen  Dele- 
gation. Es  ist  unbestritten,  daß  Privatrechtsgesetze  im  materiellen 
Sinne  auch  ein  Gesetz  im  formellen  Sinne  verlangen,  d.  h.  nur 
unter  Zustimmung  der  Volksvertretung  gültig  zustande  kommen 

RecMe  und  Pflichten  der  Eisenbahnen,  sondern  auch  die  Rechte  und  Pflichten 
des  Publikums  bestimmt  und  sogar  Strafsanktionen  enthält."  S.  465:  „Der 
Bundesrat  konnte  aber  auch  kraft  seines  mittelbaren  Verordnungsreclites  und 
auf  Grund  der  von  den  Einzelstaaten  erborgten  partikularrechtlichen  Kom- 
petenz ein  einziges  Betriebsreglement  für  das  dem  Reiche  unterstehende 
deutsche  Eisenbahnnetz  selbst  beschließen  und  zwar  als  gesetzvertretende 
Norm,  insoweit  eine  solche  nach  Verfassung,  Gesetzgebung  und  Konzessions- 
wesen der  deutschen  Partikularstaaten  zulässig  ist.  Die  Konsequenzen  sind 
1.:  Unrichtige  Auslegung  und  Anwendung  des  deutschen  Reglements  ist 
Revisionsgrund.  2.  Ansprüche,  die  sich  unmittelbar  auf  das  deutsche  Regle- 
ment stützen,  sind  gesetzliche  Ansprüche.  3   4.  Das  deutsche  Regle- 
ment ist  auch  dann  maßgebend,  wenn  mit  einer  Eisenbahn  ohne  Bezugnahme 
auf  dasselbe  ein  Transportgeschäft  eingegangen  worden  ist."  Der  zu  4  an- 
gegebene Rechtszustand  ist,  wie  wir  sehen  werden,  auch  denkbar,  wenn  das 
Gesetz  auf  die  Betriebsreglements  als  auf  selbständige  Willenserklärungen 
der  Eisenbahnen  verweist. 

1)  In  seiner  Abhandlung  „Eisenbahnbetriebsueglement  usw." 

2)  A.  a.  0.  S.  177  sagt  er:  „Es  kann  fraglich  erscheinen,  ob  derartige 
Akte  der  Staatsgewalt  den  Charakter  gesetzvertretender  Verordnungen  (sogen. 
Rechtsbefehle)  tragen  oder  ob  sie  nur  an  die  Bahnen  gerichtete  Verwaltungs- 
befehle darstellen,  welche  gleich  den  von  den  Bahnen  ausgegangenen  Regle- 
ments ihre  Geltung  dem  Publikum  gegenüber  aus  dem  Vertragsrechte 
schöpfen". 
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können.  Für  das  Reichsstaatsrecht  ist  insbesondere  durch  Art.  4 
Ziff.  13  der  RYerf.  für  die  Bildung  von  Privatrecht  der  Gesetz-  j 
gebungsweg  vorgeschrieben.  Der  Erlaß  von  privatrechtlichen  Be-  | 
Stimmungen  durch  den  König  von  Bayern  ist  ebenfalls  un-  | 
zulässig,  weil  auch  in  Bayern  Privatrechtsnormen  im  Wege  der  | 
Gesetzgebung  erlassen  werden  müssen.  Dies  folgt  aus  der  | 
Bayrischen  Yerfassungsurkunde  von  1818  Titel  VII  §  2  i 

Soweit  nun  ausnahmsweise  Privatrechtsnormen  von  Reichs-  ! 
wegen  durch  Verordnung  erlassen  werden  können,  ist  es  klar,  daß  • 
dieser  Erlaß  ein  für  alle  deutsche  Staaten  gemeinsamer  sein  muß.  ! 
Die  Zuständigkeit  des  Reiches  nach  Art.  4  Ziff.  13  kennt  keinen 
Vorbehalt  zu  Gunsten  Bayerns  ^).    Die  von  uns  im  ersten  Teile 
dieses  §  zurückgewiesene  Ansicht,  daß  das  HGB.  aus  sich  die  ; 
EVO.  zu  einer  Privatrechtsnorm  machen  konnte,  umgeht  die  I 
Schwierigkeiten,  die  durch  den  bayrischen  Vorbehalt  entstehen. 
Sobald  die  Eigenschaft  der  EVO.  als  einer  Privatrechtsnorm  aus  1 
dem  Erlaß  heraus  begründet  werden  soll,  bietet  der  bayrische  I 
Vorbehalt  eine  unlösbare  Schwierigkeit.  | 

Verschiedenfach  ist  behauptet  worden,  das  HGB.  habe  still- 
schweigend eine  Delegation  zum  Erlaß  der  EVO.  erteilt  Wir 
fragen,  wem  ist  die  Delegation  erteilt  worden?  Ist  dem  Bundesrat 
die  Delegation  zum  Erlaß  für  das  Deutsche  Reich  außerhalb 
Bayerns  und  dem  König  von  Bayern  zum  Erlaß  für  das  Gebiet 
Bayerns  erteilt  worden?  Diese  Auffassung  würde  der  in  der 
Denkschrift  ausgesprochenen  Absicht  gerecht  werden,  daß  an  den 
verfassungsrechtlichen  Grundlagen  der  EVO.  nichts  geändert  : 
werden  soll.  Aber  würde  sich  das  HGB.  nicht  in  Widerspruch  | 
zu   der  Reichsverfassung  setzen,  die  für  das  bürgerliche  Recht  | 


1)  Vgl.  V.  Setdel,  Staatsrecht  des  Königreichs  Bayern  in  Makquardsens 
Handbuch  Bd.  3,  Teil  1  S.  281. 

2)  Vgl.  Lab  AND  Bemerkungen  zu  Harburgees  Abhandlung  D.  J.  Z.  1901 
S.  61. 

3)  Haeburger  in  der  DJZ.  1901  S.  60.  Er  sagt:  „Demgegenüber  ist  nun 
wohl  der  Zweifel  berechtigt,  ob  diese  Ermächtigung  immer  ausdrücklich  aus- 
gesprochen werden  muß.  Wenn  über  die  Intention  der  Gesetzgebungsorgane 
des  Reiches  in  dieser  Richtung  nach  Lage  der  Sache  nicht  der  geringste 
Zweifel  besteht,  wäre  es  doch  zu  formalistisch,  wollte  man  eine  Verordnung 
lediglich  um  deswillen  für  ungültig  erklären,  weil  jene  nicht  auch  förmlich 
in  den  Worten  des  Gesetzgebers  zu  Tage  tritt."  Kauemann  in  der  DJZ. 
ebenda  S.  185.  Ebenso  Blindow  in  seiner  der  Erörterung  der  Gültigkeit 
der  Bestimmungen  der  VO.  gewidmeten  Dissertation  S.  30. 


i 
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einen  Vorbehalt  zu  Gunsten  Bayerns  nicht  kennt?  Ferner  er- 
scheint es  mir  doch  eine  gewagte  Interpretation  des  HGB.s  zu 
sein,  wenn  man  in  dem  häufig  wiederkehrenden  Hinweis  auf  die 
EVO.  zugleich  die  Erteilung  einer  Delegation  an  ein  doppeltes 
Organ  erblicken  wollte.  In  den  Fällen,  in  denen  gewöhnlich 
eine  Delegation  angenommen  wird,  bezeichnet  das  Gesetz  aus- 
drücklich das  Organ,  dem  die  Delegation  erteilt  wird.  Nun  mag 
ausnahmsweise  auch  dann  eine  gültige  Delegation  anzunehmen 
sein,  wenn,  ohne  daß  das  Verordnungsorgan  genannt  wird,  es 
dem  Sinne  nach  so  deutlich  bezeichnet  wird,  daß  ein  Zweifel 
über  die  Frage,  wer  gemeint  ist,  nicht  bestehen  kann.  So  kann 
in  einem  einfachen  Staate  (anders  in  einem  Bundesstaate),  wenn 
ein  Gesetz  gewisse  Fragen  der  Regelung  durch  Verordnung  über- 
läßt, es  gewöhnlich  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  es  damit 
das  allgemeine  Verordnungsorgan  —  in  Monarchien  den  Mon- 
archen —  zum  Erlaß  ermächtigen  will.  Im  vorliegenden  Falle 
müßte  die  Frage,  wer  ermächtigt  sein  soll,  aber  erst  durch  analoge 
Anwendung  der  in  Abschnitt  VII  der  BVerf.  enthaltenen  Be- 
stimmungen bezüglich  des  x^usschlusses  Bayerns  von  der  Einführung 
übereinstimmender  Betriebsreglements  beantwortet  werden,  durch 
analoge  Anwendung,  denn  die  Bestimmungen  der  RVerf.  haben 
keine  EVO.  im  Sinne  einer  Privatrechtsnorm  im  Auge.  Von 
einer  stillschweigenden  im  HGB.  enthaltenen  Delegation  kann 
deshalb  keine  Rede  sein 

Aber  auch  die  zweite  Alternative  kann  nicht  angenommen 
werden,  daß  das  HGB.  den  Bundesrat  zum  Erlaß  der  EVO.  für 
das  ganze  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  ermächtigen  wollte. 
Diese  Annahme  tritt  nicht  in  Widerspruch  zu  der  Reichsverfassung, 
insofern  dann  eben  die  EVO.  als  Privatrechtsnorm  gemäß  Art.  4 
Ziff.  13  der  RVerf.  auch  für  Bayern  gelten  sollte.  Daß  dies 
der  einzige  mit  der  Reichsverfassung  in  Einklang  zu  bringende 

1)  Die  vorstellende  Erwägung  bereitet  Blindow  a.  a.  0.  keine  Schwierig- 
keit. Während  er  vorher  (S.  29  ff.)  ausgeführt  hat,  daß  der  Bundesrat  zum 
Erlasse  der  VO.  stillschweigend  ermächtigt  worden  sei,  hilft  er  sich  später 
(S.  37  ff.),  indem  er  sagt:  „Mit  der  Verweisung  auf  die  „ Verkehrsord- 
nung"  meint  es  (das  HGB.)  vielmehr  nur  eine  in  ihrem  bisherigen  Umfange 
gültige."  Blindoav  erwähnt  dann  weiter,  daß  in  Bayern  eine  besondere  VO. 
erlassen  worden  sei.  Worauf  sich  aber  die  Gültigkeit  dieser  VO.  stützen  soll, 
da  doch  nach  Blindows  Meinung  nur  der  Bundesrat  und  nur  für  das  Ge- 
biet außerhalb  Bayerns  stillschweigend  ermächtigt  worden  ist,  wird  nicht 
gesagt. 

4 
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Weg  sei,  hat  Laband  richtig  erkannt.  Er  denkt  an  eine  solche 
allgemeine  EVO.,  wenn  er  sagt^):  „Man  hat  sich  die  Frage  nicht 
vorgelegt  oder  sich  nicht  klar  gemacht,  welchen  Einfluß  die  ver- 
änderte Bedeutung  der  Yerkehrsordnung  auf  die  Voraussetzungen 
ihres  gültigen  Erlasses  ausübt.  Man  hätte  sonst  dem  Einführungs- 
gesetz zum  HGB.  die  Bestimmung  beigefügt,  daß  der  Bundesrat 
die  VO.  zu  beschließen  oder  der  Reichskanzler  sie  mit  Zustimmung 
des  Bundesrats  zu  erlassen  habe."  Nun  liegt  der  Fehler  in  dem 
Gedankengange  der  Denkschrift  zwar  nicht,  wie  Laband  meint, 
darin,  daß  es  übersehen  worden  ist,  dem  Bundesrat  formell  eine 
Delegation  zu  erteilen.  Wir  haben  ja  gesehen,  daß  nach  der 
Denkschrift  an  den  Grundlagen  der  EVO.  nichts  geändert  werden 
sollte,  der  Irrtum  vielmehr  darin  lag,  daß  die  Denkschrift  aus 
dem  Willen  des  HGB.s  die  EVO.  zu  einer  Privatrechtsnorm 
machen  zu  können  wähnte.  Aber  es  muß  trotzdem  geprüft  werden, 
ob  nach  dem  im  HGB.  zum  Ausdruck  gekommenen,  wenn  auch 
im  Wege  der  Interpretation  zu  findenden  Willen  der  Bundesrat 
zum  Erlaß  der  EVO.  als  Privatrechtsnorm  für  das  ganze  Deutsche 
Reich  ermächtigt  werden  sollte.  Hier  ist  es  das  Verdienst  La- 
BANDs,  nachdrücklich  darauf  hingewiesen  zu  haben,  daß  die  Dele- 
gation zu  Gunsten  des  Bundesrats  ausdrücklich  hätte  ausgesprochen 
werden  müssen.  Nicht  die  abweichende  Ansicht  der  Denkschrift 
steht  der  Annahme  einer  stillschweigenden  Delegation  entgegen. 
Wohl  aber  die  historische  Tatsache,  daß  bisher  stets  der  Bundes- 
rat eine  EVO.  für  das  Deutsche  Reich  außerhalb  Bayerns  und 
der  König  von  Bayern  eine  besondere  EVO.  erlassen  hatte 

1)  DJZ.  1900,  S.  509. 

2)  Gkossmann  in  der  Zeitung  des  VDEV.  (Jg.  1901  S.  551)  sagt:  „Ver- 
möge Einführung  der  rechtsgeschichtlich  zu  einem  ganz  bestimmten  Faktor 
gewordenen  Verkehrsordnung  in  das  HGB.  hat  dieses  durch  rechtsschlüssige 
Handlung  unzweideutig  zu  erkennen  gegeben,  daß  es  die  Erscheinungsform 
der  EVO.  grundsätzlich  billigt.  Das  neue  HGB.  enthält  mithin  eine  still- 
schweigende Anerkennung  der  vom  Bundesrat  immer  in  Anspruch  genommenen 
Befugnis,  auf  Grund  des  Art.  45  der  RVerf.  eine  EVO.  zu  erlassen.  —  Der 
Bundesrat  hat  durch  das  HGB.  das  Recht  erhalten,  die  VO.  von  1892  im 
Sinne  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  weiter  fortzubilden  und  je  nach 
Bedürfnis  auch  neue  Ausgaben  von  ihr  zu  veranstalten.  Eine  weitergehende 
Ermächtigung  des  Bundesrats  kann  zum  mindesten  nicht  nachgewiesen 
werden".  Diese  Ausführungen  sind  widerspruchsvoll.  Grossmann  stützt 
sich  einmal  darauf,  daß  die  EVO.  ein  rechtgeschichtlich  ganz  bestimmter 
Faktor  sei.  Dann  kann  aber  nicht  der  Bundesrat  allein  zum  Erlasse  er- 
mächtigt sein,  weil  eben  die  geschichtliche  EVO.  eine  doppelte  war.  Vgl. 
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Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  zweiten  Versuch,  die  Gültig- 
keit der  EVO.  zu  begründen.  Er  stützt  sich  auf  den  Hinweis, 
daß  der  Bundesrat  die  EVO.  als  Privatrechtsnorm  zur  Ausführung 
des  HGB.s  erlassen  habe  Niemand  wird  ernstlich  die  Ansicht 
aufstellen  und  begründen  wollen,  der  Bundesrat  habe  vielleicht 
unter  Rücksichtnahme  auf  den  Bayrischen  Vorbehalt  die  EVO. 
als  Ausführungsvorschrift  zum  HGB.  für  das  Gebiet  des  Deutschen 
Reiches  außerhalb  Bayerns  und  der  König  von  Bayern  ebenfalls 
als  Ausführungsvorschrift  für  das  Gebiet  Bayerns  erlassen  wollen. 
Sondern  dieser  Versuch  muß  vernünftigerweise  annehmen,  daß 
der  Bundesrat  die  EVO.,  da  sie  nunmehr  Privatrechtsnorm  ist 
und  der  Bayrische  Vorbehalt  nicht  gilt,  für  das  ganze  Gebiet 
des  Reiches  erlassen  habe  Nun  hat  der  Bundesrat  zwar  tat- 
sächlich die  EVO.,  sowohl  die  von  1899  wie  die  von  1908,  auf 
Grund  von  Art.  45  der  RVerf.  erlassen  und  damit  indirekt  den 
Vorbehalt  Bayerns  anerkannt.  Auch  ist  in  Bayern  jedesmal  die 
vom  Bundesrat  beschlossene  EVO.  unter  kleinen,  die  privatrecht- 
lichen Vorschriften  nicht  berührenden  Aenderungen  besonders 
eingeführt  worden.  Allein,  wenn  der  Bundesrat  wirklich  zum 
Erlaß  der  EVO.  als  Ausführungsvorschrift  befugt  wäre,  so  könnte, 
da  ja  die  EVO.  im  Reichsgesetzblatte  publiziert  wurde,  ein  Be- 
denken aus  dem  tatsächlich  eingehaltenen  Verfahren  nicht  geltend 
gemacht  werden^). 

Die  Frage  ist  also,  ob  die  EVO.  im  Sinne  von  Art.  7  Ziff.  2 
der  RVerf.  eine  Ausführungsvorschrift  zum  HGB.  ist.  Art.  7 
Ziff.  2  lautet: 

„Der  Bundesrat  beschließt: 

1  

2.  über  die  zur  Ausführung  der  Reichsgesetze  erforderlichen 
allgemeinen  Verwaltungs Vorschriften  und  Einrichtungen,  sofern 
nicht  durch  Reichsgesetz  etwas  anderes  bestimmt  ist ; 

3  " 

Zunächst  gibt  es  einen  Sinn  von  Ausführungsvorschrift,  um 
den  es  sich  hier  nicht  handelt.    Es  kommt  vor,  daß  ein  Gesetz, 

auch  Labands  Widerspruch  gegen  die  Ausführungen  Hagenas  (Reichsstaats- 
recht Bd.  3  S.  124). 

1)  So  Harbueger  a.  a.  0. 

2)  Das  ist  auch  offenbar  die  Meinung  Haebuegers. 

3)  Der  Erlaß  der  bayrischen  EVO.  hätte  dann  bloß  eine  deklaratorische 
Bedeutung. 

4* 
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insbesondere  eine  Yerfassungsbestimmung,  ein  Gresetz  oder  vielleicht 
auch  eine  Verordnung  ankündigt,  und  dieses  Gresetz  oder  diese 
Verordnung  wird  dann  „in  Ausführung"  jener  Bestimmung  er- 
lassen. Bei  dieser  Art  von  Ausführung  ist  das  Gesetz  nur  der 
Anlaß  zu  der  Ausführungsvorschrift  Die  Befugnis  zum  Erlaß 
der  Verordnung  kann  nicht  auf  die  ankündigende  Stelle  gestützt 
werden,  wenn  nicht  zugleich  eine  Delegation  erteilt  wird.  In  diesem 
Sinne  wird  der  Ausdruck  „Ausführung"  auch  bei  den  von  den 
Einzelstaaten  erlassenen  sogen.  Ausführungsgesetzen  zum  BGB. 
gebraucht 

Wenn  von  einer  Vorschrift  gesagt  werden  soll,  daß  sie  zur 
Ausführung  eines  Beichsgesetzes  im  Sinne  des  Art.  7  Ziff.  2  er- 
forderlich sei,  muß  vielmehr  ein  gewisses  Abhängigkeitsverhältnis 
obwalten.  Die  Bedeutung  des  Art.  7  Ziff.  2  ist  sehr  streitig.  Die 
einen  unter  Führung  von  Laband  legen  den  Nachdruck  auf  das 
Wort  „Verwaltungsvorschriften"  und  sehen  die  Grenze  für  die 
dem  Bundesrat  in  dieser  Verfassungsbestimmung  gewährte  Ver- 
ordnungsgewalt darin,  daß  er  nur  zum  Erlaß  von  Verwaltungs- 
vorschriften, die  in  Gegensatz  zu  Rechtsvorschriften  ständen,  be- 
fugt sei.  Diese  Meinung  faßt  das  Wort  „Verwaltungsvorschrift" 
im  objektiven  Sinne.  Die  andere  Ansicht,  deren  Hauptvertreter 
Arndt  ist,  versteht  unter  Verwaltungsvorschriften  die  von  der  Ver- 
waltung ausgehenden  Vorschriften  Sie  gebraucht  das  Wort 
„Verwaltungsvorschriften"  im  subjektiven  Sinne.  Wenn  sie  auch 
die  Verordnungsgewalt  des  Bundesrats  dadurch  begrenzt,  daß  sie 
aus  dem  zu  interpretierenden  Begriff  „zur  Ausführung  erforderlich" 
das  Abhängigkeitsverhältnis  näher  bestimmt,  so  ließe  sich  doch 
gegen  diese  Ansicht  einwenden,  daß  der  Ausdruck  „Verwaltungs- 
vorschriften" dann  überhaupt  nichts  besage.  Denn  die  vom  Bundes- 
rate ausgehende  Vorschrift  muß  notwendigerweise  eine  Verwaltungs- 
vorschrift in  diesem  Sinne  sein  und  kann  keine  Gesetzesvorschrift 

1)  Vgl.  Hänel,  Staatsrecht  S.  279. 

2)  Das  BGB.  macht  im  Einführungsgesetz  gewisse  Vorbehalte  zu  Gunsten 
des  Laiidesrechts.  Die  Ausführungsgesetze  wurden  aus  Anlaß  des  Erscheinens 
des  BGB.s  erlassen,  weil  es  zweckmäßig  erschien,  die  vorbehaltenen  Materien 
teilweise  neu  zu  regeln  und  die  noch  geltenden  Bestimmungen  unter  Aus- 
scheidung der  durch  das  BGB.  außer  Kraft  gesetzten  Vorschriften  zusammen- 
zustellen. Nötig  war  ihr  Erlaß  nicht.  Noch  weniger  stützt  sich  ihre  Geltung 
auf  das  BGB.  Paschke  a.  a.  0.  behauptet,  daß  diese  Gesetze  wie  andere 
Ausführungsgesetze  erst  die  Anwendung  des  Hauptgesetzes  ermöglicht  hätten  (!). 

3)  Vgl.  auch  Hänel,  Staatsrecht  S.  278. 
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im  formellen  Sinne  sein.  Allein  der  Nachweis,  daß  der  Ausdruck 
„Yerwaltungsvorschrift"  im  Art.  7  Ziff.  2  im  subjektiven  Sinne  auf- 
zufassen sei,  ist  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  Art.  7  Ziff.  2 
von  Arndt  so  eingehend  und  überzeugend  geführt  v^^orden,  daß 
wir  uns  die  Wiederholung  aller  der  von  ihm  vorgebrachten  Gründe 
ersparen  können 

Der  Grrund  ist  im  wesentlichen  der,  daß  Art.  7  Ziff.  2  ent- 
nommen ist  aus  Art.  37  der  Verfassung  für  den  Norddeutschen 
Bund,  wo  es  hieß: 

„Der  Bundesrat  beschließt: 

1  

2.  über  die  zur  Ausführung  der  gemeinschaftlichen  Gesetz- 
gebung (Art.  35)  dienenden  Verwaltungsvorschriften  und  Einrich- 
tungen" 

Die  gemeinschaftliche  Gesetzgebung  in  Art.  35  war  die  Gesetz- 
gebung über  die  Zölle,  die  Zucker-,  Branntwein-,  Salz-,  Bier- 
und  Tabaksteuer  wie  über  die  Maßregeln,  welche  in  den  Zoll- 
ausschüssen zur  Sicherung  der  gemeinschaftlichen  Zollgrenze  er- 
forderlich sind  2).  In  der  Sprache  der  Zoll-  und  Steuergesetz- 
gebung des  Norddeutschen  Bundes  und  der  Zollvereinsverträge 
bedeutete  aber  der  Ausdruck  „Verwaltungsvorschrift"  zweifellos 
Vorschriften,  die  von  der  Verwaltung  ausgingen,  nicht  solche,  die 
sich  an  die  Verwaltung  richteten.  Es  handelte  sich  um  Vor- 
schriften, deren  üebertretung  mit  Strafe  bedroht  war,  also  um 
Gebote  und  Verbote  an  die  Untertanen  ^) 

Eine  Vorschrift  dient  nun  zur  Ausführung  eines  Gesetzes, 
dem  natürlichen  Sinne  nach,  wenn  sie  den  Willen  des  Gesetzes 
zur  Ausführung  bringt.  Sie  setzt  also  ein  Gesetz  voraus,  welches 
will,  daß  etwas  geschehe.  Die  Gleichstellung  von  dem  zur  Aus- 
führung erforderlichen  Verwaltungsvorschriften  und  den  zur  Aus- 
führung erforderlichen  Einrichtungen  im  Art.  7  Ziff.  2  ergibt  diesen 

1)  Verordnungsrecht  des  Deutschen  Reiches  S.  35  bis  57.  Eine  ausführ- 
liche, im  wesentlichen  übereinstimmende  Begründung  bei  Paschke  S.  27  ff., 
ferner  bei  Lahusen  a.  a.  0. 

2)  Aendt  a.  a.  0.  S.  35. 

3)  So  bestimmt  das  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  in  §  152:  „Die 
üebertretung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  sowie  der  infolge  derselben 
öffentlich  bekanntgemachten  Verwaltungs Vorschriften  wird,  sofern  keine  be- 
sondere Strafe  angedroht  ist,  mit  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  50  Talern 
geahndet". 

4)  Paschke  a.  a.  0.  S.  30. 
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Sinn  deutlich.  Nun  ist  es  eine  Eigentümlichkeit  des  Privatrechts, 
daß  es  sich  in  der  rechtssatzmäßigen  Regelung  der  Beziehungen 
der  einzelnen  Personen  zu  einander  erschöpft.  Zwar  sehen  auch 
Privatrechtsgesetze  gewisse  Einrichtungen  vor  und  regeln  die  Tätig- 
keit von  Behörden,  so  z.  B.  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  die  Tätig- 
keit des  Gemeindewaisenrates.  Die  in  den  Privatrechtsgesetzen 
enthaltenen  Regeln  über  die  Tätigkeit  von  Behörden  und  Beamten, 
soweit  damit  nicht  zugleich  Bechtswirkungen  für  die  Privatrechts- 
subjekte ausgesprochen  werden  (sogen.  Sollvorschriften  im  Gegen- 
satz zu  den  Mußvorschriften),  sind  öffentlich  -  rechtlicher  Natur. 
Daraus  folgt,  daß  es  für  das  Privatrecht  Ausführungsvorschriften 
in  dem  gewöhnlichen  Sinne  überhaupt  nicht  gibt. 

Man  hat  jedoch  auch  die  Möglichkeit  von  Ausführungsvor- 
schriften zu  Privatrechtsgesetzen  in  dem  besonderen  Sinne  ange- 
nommen ,  daß  Ausführungsvorschriften  solche  Vorschriften  sein 
sollen,  die  von  einem  Verordnungsorgan  zur  Ausfüllung  von  im 
Gesetze  vorhandenen  Lücken  auf  Grund  einer  Delegation  erlassen 
werden.  Wenn  aber  privatrechtliche  Ausführungsvorschriften  doch 
eine  Delegation  voraussetzen,  dann  ist  mit  der  Feststellung,  daß 
die  EVO.  eine  Ausführungsvorschrift  zum  HGB.  ist,  nichts  ge- 
wonnen. Denn  wir  haben  bereits  gesehen,  daß  weder  eine  aus- 
drückliche noch  eine  stillschweigende  Delegation  durch  das  HGB. 
irgend  einem  Organ  erteilt  ist  ^j. 

Großes  Gewicht  wird  von  den  Verteidigern  der  Gültigkeit  der 
neuen  EVO.  auf  die  Aeußerungen  gelegt,  die  bei  der  Beratung 
des  HGB.s  im  Reichstag  von  den  Abgeordneten  Bassermann  und 
Stadthagen  gemacht  worden  sind.  Beide  seien  davon  ausgegangen. 


1)  So  kommen  denn  sowohl  Laband  in  der  DJZ.  wie  Paschke  a.  a.  0. 
zu  dem  Resultat,  daß  die  Gültigkeit  der  neuen  EVO.  niclit  darauf  gestützt 
werden  könne,  daß  sie  Ausführungsvorschrift  zum  HGB.  sei.  Sie  betonen 
beide  mit  Recht  (Laband  a.  a.  0.  S.  510,  Paschke  a.  a.  0.  S.  46),  daß  aus 
dem  Offenlassen  einer  Lücke  durch  den  Gesetzgeber  noch  nicht  darauf  ge- 
schlossen werden  könne,  daß  die  Lücke  nach  seinem  Willen  durch  eine  Verord- 
nung ausgefüllt  werden  solle.  Denn  es  komme  nicht  selten  vor,  daß  die  Lücke 
durch  ein  ergänzendes  Gesetz  ausgefüllt  werden  solle.  Richtig  auch  HoENTiNa 
in  seiner  Dissertation  „Das  Recht  des  Bundesrats  zum  Erlaß  von  Verwaltungs- 
vorschriften"  S.  42,  43.  Dagegen  kommt  Knoke,  in  seiner  Dissertation  :  „Das 
Verordnungsrecht  des  Bundesrats  des  Deutschen  Reiches"  S.  59  zu  dem  Re- 
sultat, daß  die  EVO.  von  1899  als  Ausführungsverordnung  zum  HGB.  gültig 
sei  und  zwar,  obgleich  der  Bundesrat  sich  dabei  seiner  Zuständigkeit  nach 
Art.  7  Ziff.  2  der  RVerf.  nicht  einmal  bewußt  gewesen  sei  (S.  58). 


daß  die  EVO.  als  Rechtsnorm,  aber  weiterhin  als  Verordnung 
zu  erlassen  sei.  Der  Reichstag  habe  damit  sozusagen  anerkannt, 
daß  seine  Mitwirkung  bei  Erlaß  der  EVO.  nicht  erforderlich  sei. 
Ein  sich  lediglich  in  Aeußerungen  von  Abgeordneten  kundgebendes 
Anerkenntnis  des  Reichstages  kann  niemals  die  mangelnde  Befugnis 
des  Bundesrats  ersetzen.  Außerdem  beweisen  die  Aeußerungen 
der  beiden  Abgeordneten  nur,  daß  der  Reichstag  sich  darüber 
klar  war,  in  welcher  Weise  die  EVO.  erlassen  werden  sollte.  Von 
einem  Einverständnis  kann  auch  angesichts  der  Haltung  Stadt- 
hagens kaum  die  Rede  sein. 

§  6. 

Der  mangelnde  Wille  des  Bundesrats,  bezw.  des 
Königs  von  Bayern,  dieEVO.  alsPrivatrechts- 
normzuerlassen. 

Weiter  zeigt  auch  die  Betrachtung  des  Inhalts  der  EVO.,  daß 
sie  keine  Privatrechtsnorm  sein  will.  Nicht  in  Betracht  kommt, 
welche  Absicht  der  Bundesrat  bei  Erlaß  der  EVO.  sozusagen  inoffi- 
ziell gehabt  hat.  Nur  der  aus  der  EVO.  selbst  erkennbare  Wille  kann 
maßgebend  sein.  Die  Bearbeiter  der  EVO.  im  Reichseisenbahn- 
amt sind  allerdings  davon  ausgegangen,  daß  die  EVO.  nunmehr 
als  Rechtsverordnung  zu  erlassen  sei  i).  Hiermit  haben  sie  offen- 
bar nichts  anderes  gemeint  als  eine  Privatrechtsverordnung,  als 
eine  Privatrechtsnorm.  Allein,  daß  die  neue  EVO.  gegenüber  der 
alten  etwas  wesentlich  anderes  sei,  ist  in  der  EVO.  selbst  in  keiner 
Weise  zum  Ausdruck  gekommen 

1)  In  der  Begründung  des  Reichseisenbahnamtes  zum  Entwürfe  der  EVO. 
vom  23.  Dezember  1908  heißt  es  (Ausgabe  S.  215):  „Alle  diese  Umstände 
haben  dazu  geführt,  die  EVO.  einer  gründlichen  Durchsicht  zu  unterziehen, 
um  nunmehr  eine  Rechtsverordnung  zu  schaffen,  die  nach  Form  und  Inhalt 
den  fortgeschrittenen  Bedürfnissen  des  deutschen  Eisenbahnverkehrs  in  vollem 
Umfange  Rechnung  trägt".  Bei  Bearbeitung  der  am  1.  Januar  1900  in  Kraft 
getretenen  EVO.  vom  26.  Oktober  1899,  als  der  Streit  über  die  Gültigkeit 
und  die  rechtliche  Natur  der  neu  zu  erlassenden  EVO.  noch  nicht  entbrannt 
war,  hielt  man  es  wohl  noch  nicht  für  so  wichtig,  die  Eigenschaft  als  Rechts- 
verordnung zu  betonen. 

2)  In  der  Begründung  zum  Entwürfe  (vgl.  obige  Anmerkung)  heißt  es 
allerdings  unter  II  (Allgemeine  Bestimmungen) :  „Der  bisherige  §  1,  Pflichten 
der  Eisenbahnbediensteten,  ist  weggelassen,  weil  er  nur  Dienstvorschriften 
enthält,  die  nicht  in  eine  Rechtsverordnung  gehören.  Auch  die  polizeilichen 
Vorschriften  der  jetzigen  §§  2  und  5  sind  nicht  wieder  aufgenommen.  Sie 
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Diejenigen  Vorschriften,  welche  das  privatrechtliche  Verhält- 
nis zum  Publikum  betreffen,  insbesondere  also  die  Bestimmungen 
über  die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  sind  für  sich  betrachtet  der 
Beurteilung,  ob  sie  Rechtsnormen  sein  wollen,  unzugänglich.  Wenn 
es  z.B.  heißt  im  §  5:  „Die  Eisenbahn  haftet  für  ihre  Leute  und 
für  andere  Personen ,  deren  sie  sich  bei  der  Ausführung  der  Be- 
förderung bedient",  so  kann  diese  Vorschrift  ebensowohl  eine 
Vertragsnorm  wie  eine  Privatrechtsnorm  sein.  Ihr  Inhalt  und 
ihre  Fassung  bietet  nicht  den  geringsten  Anhalt  zur  Entscheidung 
der  Frage.  Andererseits  kann  der  Beweis  gegen  die  rechtliche 
Natur  als  Privatrechtsnorm  nicht  darauf  gestützt  werden,  daß  nach 
wie  vor  in  den  Frachtbriefen  auf  die  EVO.  verwiesen  wird  und 
zwar  nach  der  Vorschrift  der  EVO.  selbst  ^).  Es  kommt  häufig 
vor,  daß  auf  gesetzliche  Bestimmungen  bei  Abschluß  eines  Ver- 
trages zur  Aufklärung  des  Publikums  noch  besonders  verwiesen 
wird  ^). 

Entscheidend  für  den  in  der  EVO.  zum  Ausdruck  gekom- 
menen Willen  sind  die  Eingangsbestimmungen  und  zwar  §  2.  Er 
lautet: 

„1.  Ausführungsbestimmungen  können  von  der  Eisenbahn  mit 
Genehmigung  der  Landesaufsichtsbehörde  getroffen  werden. 

2.  Abweichungen  können  in  Berücksichtigung  besonderer  Ver- 
hältnisse von  der  Landesaufsichtsbehörde  nach  Zustimmung  des 
Reichseisenbahnamtes  für  einzelne  Bahnstrecken,  Stationen,  Fahr- 
zeuge, Züge  oder  Zuggattungen,  sowie  für  gewisse  Abfertigungs- 
arten  genehmigt  Averden. 

3.  Solche  Ausführungsbestimmungen  und  Abweichungen  be- 
dürfen zu  ihrer  Gültigkeit  der  Aufnahme  in  den  Tarif.  Auch  die 
Genehmigung  muß  aus  dem  Tarife  zu  ersehen  sein. 

4.  Vorläufige  oder  vorübergehende  Aenderungen  einzelner 

sollen  nicht  nur  für  Reisende  und  Verfrachter,  sondern  auch  für  jeden 
Dritten  gelten  und  gehören  deshalb  in  die  Betriebsordnung,  wo  sie  in  den 
§§  77  ff.  behandelt  sind".  Der  Entwurf  ist  mit  dieser  Aenderung  vom  Bundes- 
rate angenommen  worden.  Dies  bringt  aber  nicht  zum  Ausdruck,  daß  die 
EVO.  Privatrechtsnorm  geworden  ist.  Es  sind  eine  große  Anzahl  von  poli- 
zeilichen, also  öffentlich-rechtlichen  Vorschriften  in  der  EVO.  stehen  geblieben 
(vgl.  unten  §  8). 

1)  Vgl.  oben  S.  4  Anm.  3. 

2)  Vgl.  z.  B.  die  Frachtbriefe  der  Köln-Düsseldorfer  Rhein-Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft. Hier  ist  auf  die  Bestimmungen  des  Binnenschiffahrtsge- 
setzes vom  15.  Juni  1895  verwiesen. 
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Vorschriften  dieser  Ordnung  können,  sei  es  allgemein,  sei  es  nur 
für  bestimmte  Bahnstrecken  oder  Verkehrsbeziehungen,  vom  Reichs- 
eisenbahnamt im  Einverständnis  mit  den  beteiligten  Landes auf- 
sichtsbehörden  verfügt  werden.  Solche  Verfügungen  müssen  im 
E-eichsgesetzblatte  veröffentlicht,  auch  sollen  sie  im  Reichsanzeiger 
bekannt  gemacht  werden." 

Nehmen  wir  an,  die  EVO.  sei  eine  Privatrechtsnorm,  so  er- 
geben sich  folgende  zunächst  mindestens  auffallenden  Tatsachen: 
Erstens  daß  Ausführungsbestimmungen  und  Abweichungen  zu  einer 
Privatrechtsnorm  von  den  Eisenbahnen,  also  zum  Teil  privaten 
Gesellschaften  und  Einzelunternehmern,  erlassen  werden  können, 
zweitens  daß  vorläufige  oder  vorübergehende  Aenderungen  von  dem 
Reichseisenbahnamt,  also  einer  zum  Erlaß  von  Privatrechtsv  er- 
ordnungen  nicht  befugten  Reichsbehörde,  erlassen  werden  sollen. 
Die  Gültigkeit  der  vom  Reichseisenbahnamt  zu  verfügenden  Aende- 
rungen ist  demgemäß  bestritten  worden  und  zwar  von  Schrift- 
stellern, die  den  Bundesrat  zum  Erlaß  der  EVO.  als  einer  Privat- 
rechtsnorm für  befugt  halten.  So  behauptet  z.  B.  Reindl  die 
Ungültigkeit  mit  der  Ausführung,  daß  der  Bundesrat  zur  Sub- 
delegation der  ihm  durch  das  HGB.  erteilten  Gesetzgebungsbefugnis 
nicht  imstande  gewesen  sei  Setzen  wir  die  Ansicht,  daß  eine  Sub- 
delegation der  Gesetzgebungsbefugnis  nicht  zulässig  ist,  als  richtig 
voraus,  so  ist  dieses  Resultat  ein  notwendiges.  Denn  die  Deduktion 
Reindls  geht  von  der  unbestreitbaren  Voraussetzung  aus,  daß. 
wenn  die  Bestimmungen  der  EVO.  Privatrechtsnormen  sind,  auch 
die  vom  Reichseisenbahnamt  verfügten  Aenderungen  der  EVO. 
"diese  Natur  haben  müssen. 

Näher  gelegen  hätte  u.  E.  ein  Angriff  auf  die  Gültigkeit  der 
von  den  Eisenbahnen  selbst  festzusetzenden  Ausführungsbestim- 
mungen und  Abweichungen  zur  EVO.  Auch  diese  Bestimmungen 
müssen  ebenso  wie  die  vom  Reichseisenbahnamt  verfügten  Aende- 

1)  In  den  eisenbahnrechtlichen  Entscheidungen  Bd.  17  S.  76.  Ebenso 
Egee,  Kommentar  zur  EVO.  S.  8.  Rbindl  (S.  76)  sagt  bezüglich  der  Befug- 
nis des  Bundesrats :  „Rechts Verordnungen  können  gültig  erlassen  werden 
nur  auf  Grund  einer  durch  formelles  Gesetz  erfolgten  Delegation.  Diese 

Delegation  ist  nun  auch  in  dem  §  453  ff.  des  neuen  HGB.s  erteilt  worden  

Wer  nun  zur  Erlassung  der  EVO.  zuständig  sei,  ist  im  HGB.  und  im  Einf.- 
Ges.  hierzu  nicht  gesagt.  Daraus  folgt,  daß  die  Zuständigkeit  nur  dem  Bun- 
desrate zukommt."  Die  Unzulässigkeit  der  Uebertragung  des  Verordnungs- 
rechtes des  Bundesrates  an  das  Reichseisenbahnamt  wird  auch  von  Blindow, 
Gültigkeit,  S.  51  behauptet. 
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rungen  der  EVO.  Privatrechtsnormen  sein.  Die  Abweichungen 
ließen  sich  allenfalls  deuten  als  rechtsgeschäftliche  Erklärungen 
der  Eisenbahnverwaltungen  innerhalb  des  in  der  EVO.  enthaltenen 
jus  dispositivum  Allein  die  Ausführungsbestimmungen  können 
nur  als  Privatrechtsnormen,  welche  von  den  Eisenbahnen  ausgehen, 
erklärt  werden  ''^).  Sie  sollen  die  EVO.  ergänzen,  d.  h.  Lücken, 
die  die  EVO.  bewußter-  und  gewolltermaßen  gelassen  hat,  aus- 
füllen ^).  Nun  muß  doch  aber  billigerweise  bezweifelt  werden,  daß 
die  EVO.  den  Eisenbahnen  das  Recht  der  Autonomie  habe  bei- 
legen wollen,  schon  aus  dem  Grunde,  weil  hierzu  der  Gresetzgeber 
der  EVO.  doch  zweifellos  hätte  besonders  ermächtigt  werden  müssen 
und  auch  im  HGB.  selbst  hierüber  keine  Andeutung  gemacht  ist. 
Die  Bestimmungen  des  §  2  Abs.  1  und  2  erklären  sich  vielmehr 
leicht  und  einfach,  wenn  man  die  EVO.  in  ihrer  alten  Bedeutung, 
nämlich  als  eine  rechtsgeschäftliche  Norm  auffaßt. 

Die  fragliche  Bestimmung  ist  entstanden  aus  der  Bestimmung 
der  alten  EVO.,  wonach  Spezialbestimmungen  der  Eisenbahnen,  so- 
weit sie  die  EVO.  ergänzten,  mit  Genehmigung  der  Landesauf- 
sichtsbehörde ohne  weiteres  gültig  waren       Im  übrigen  konnten 

1)  Die  Denkschrift  (Hahn-Mugdan  S.  414)  sagt:  „Auch  die  in  den  ein- 
leitenden Vorschriften  der  EVO.  gewährte  Möglichkeit,  unter  besonderen 
Voraussetzungen  abweichende  Bestimmungen  zu  treffen,  bleibt  vorbehaltlich 
der  aus  den  zwingenden  Vorschriften  des  Entwurfs  (§  463,  jetzt  §  471)  sich 
ergebenden  Schranken  unberührt." 

2)  Blindow,  Gültigkeit,  sagt  S.  50:  „Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  alle 
diese  Anordnungen  der  einzelnen  Bahnverwaltungen  (Ausführungsbestim- 
mungen und  Abweichungen)  ebenfalls  Rechtsverordnungen  sein  sollen  

Sie  sind  eben  bloße  vertragsmäßige  Vorschriften  und  ändern  die  VO.  selbst  nicht 
ab."  Hierbei  bleibt  unklar,  wie  eine  Vorschrift  eine  vertragsmäßige  sein 
kann,  wenn  sie  auch  ohne  Unterwerfung  der  Parteien  bei  Vertragsabschluß 
gilt,  und  ferner,  inwiefern  Abweichungen  von  der  VO.  keine  Aenderungen 
derselben  sein  sollen. 

3)  Die  Begründung  des  Entwurfs  zur  EVO.  führt  übrigens  mehrfach  Fälle 
an,  daß  Sätze  aus  den  Tarifvorschriften  ihrer  Wichtigkeit  wegen  in  die 
EVO.  übernommen  worden  sind  (z.  B.  Ausgabe  S.  228  und  S.  229). 

4)  Vgl.  EVO.  vom  15.  November  1892  unter  I  (Eingangsbestimmungen). 
Diese  Bestimmung  geht  zurück  auf  eine  entsprechende  in  den  Reichsbetriebs- 
reglenients,  vergleiche  Eingangsbestimmungen  des  BR.  vom  10.  Juni  1870: 
„Spezialbestimmungen  einzelner  Eisenbahnverwaltungen  oder  Eisenbahnver- 
bände haben  neben  diesem  Reglement  nur  Geltung,  wenn  sie  in  die  bezüg- 
lichen Tarife  aufgenommen  sind,  mit  den  Festsetzungen  dieses  Reglements 
nicht  im  Widerspruch  stehen,  dieselben  vielmehr  nur  ergänzen  oder  wenn 
sie  dem  Publikum  günstigere  Bedingungen  gewähren."    Die  Voraussetzung 
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abweichende  Bestimmungen  für  Bahnen  untergeordneter  Bedeutung 
wie  auch  dort,  wo  dies  durch  die  Eigenart  der  Betriebsverhält- 
nisse bedingt  erschien,  von  der  Landesaufsichtsbehörde  mit  Zu- 
stimmung des  Beichseisenbahnamts  bewilligt  werden.  Die  alte 
EVO.  war  eine  rechtsgeschäftliche  Norm.  Sie  änderte  das  ius 
dispositivum  in  einzelnen  Punkten  ab.  Die  Spezialbestimmungen 
der  Einzelbahnen  waren  ergänzend,  soweit  sie  andere  Punkte  des 
ius  dispositivum  betrafen.  Bezogen  sie  sich  auf  Fragen,  in  denen 
bereits  die  EVO.  eine  Abänderung  des  ius  dispositivum  ausge- 
sprochen hatte,  so  handelte  es  sich  um  abweichende  Bestimmungen. 
Genau  so  lassen  sich  noch  jetzt  die  Ausführungsbestimmungen  und 
Abweichungen  der  einzelnen  Bahnen  erklären,  vorausgesetzt,  daß 
man  die  EVO.  nach  wie  vor  als  eine  rechtsgeschäftliche  Norm 
betrachtet. 

Die  Voraussetzung  unserer  Beweisführung,  daß  das  HGB. 
keinen  Anhalt  für  die  Annahme  bietet,  daß  der  Gesetzgeber  des 
HGB.s  die  einseitigen  Festsetzungen  der  Eisenbahnverwaltungen 
als  eine  Quelle  objektiven  Rechts  betrachtet  habe,  daß  er  m.  a.  W. 
den  Eisenbahnen  das  Recht  der  Autonomie  nicht  habe  verleihen 
wollen,  bedarf  eines  besonderen  Nachweises.  Es  ist  behauptet 
worden  daß  der  Gesetzgeber  des  HGB.s  im  §  473  den  Beförde- 
rungsbedingungen der  Kleinbahnen  die  Bedeutung  von  Sätzen  des 
objektiven  Rechts  beigelegt  habe,  daß  die  Beförderungsbedingungen 
der  Kleinbahnen  mithin  Rechtsnormen  geworden  seien  ^).  Die 
Schriftsteller,  welche  diese  Ansicht  vertreten,  würden  wohl  be- 
haupten, daß  der  Gesetzgeber  implicite  damit  auch  den  von  den 
der  EVO.  unterliegenden  Bahnen  festgesetzten  Bedingungen  Rechts- 
normqualität beigelegt  habe  ^J.    Nun  müssen  wir  wieder  an  die 

für  die  Gültigkeit  abweichender  Bestimmungen  war  hier  also,  daß  sie  dem 
Publikum  günstigere  Bedingungen  gewährten. 

1)  So  Pappenheim  a  a.  0.  S.  20,  Anm.  2.  Kaufmann  in  der  DJZ. 
a.  a.  0.  S.  186. 

2)  §  473  lautet:  „Bei  einer  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahn- 
unternehmung, welche  der  EVO.  nicht  unterliegt  (Kleinbahn),  sind  insoweit, 
als  in  den  §§  453,  459,  460,  462  bis  466  auf  die  Vorschriften  der  EVO.  ver- 
wiesen ist,  an  deren  Stelle  die  Beförderungsbedingungen  der  Bahnunter- 
nehmung maßgebend.  —  Den  Vorschriften  des  §  453  unterliegt  eine  solche 
Bahnunternehmung  nur  mit  der  Maßgabe,  daß  sie  die  Uebernahme  von 
Gütern  zur  Beförderung  auf  ihrer  Bahnstrecke  nicht  verweigern  darf" 

3)  Die  Denkschrift  geht  allerdings  bezüglich  der  tarifarischen  Bestim- 
mungen der  Eisenbahnen  gerade  davon  aus,  daß  sie  nicht  Rechtsnormen 
seien.    Sie  rechnet  sie  unter  die  im  §  471  Abs.  2  HGB.  genannten  Verein- 
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Spitze  unserer  Beweisführung  den  Satz  stellen,  daß  der  Gesetz- 
gebertrotz seiner  Allmacht  den  Beförderungsbedingungen  der  Eisen- 
bahnen die  Bechtsnormqualität  nicht  geben  kann,  ohne  zugleich 
die  Grundlage  für  den  rechtsgültigen  Erlaß  der  Beförderungs- 
bedingungen in  dieser  Bedeutung  zu  schaffen.  Diese  Forderung 
bereitet  den  erwähnten  Schriftstellern  keine  Schwierigkeit.  Die 
E-echtsnormqualität  der  Beförderungsbedingungen  wird  aus  der 
angeblichen  Tatsache  hergeleitet,  daß  im  §  473  die  Beförderungs- 
bedingungen der  Kleinbahnen  der  EVO.  gleichgestellt  seien,  und 
damit  ergebe  sich  die  Berechtigung  der  Bahnverwaltungen  zu 
ihrem  Erlaß  von  selbst  i). 

Die  behauptete  Gleichstellung  ist  aber  garnicht  vorhanden. 
Im  §  473  sind  gerade  diejenigen  beiden  §§,  auf  welche,  wie  wir 
oben  gesehen  haben,  die  Rechtsnormqualität  der  EVO.  allein  ge- 
stützt werden  kann,  nämlich  §  454  und  §  472  nicht  angeführt. 
Die  Beförderungsbedingungen  der  Kleinbahnen  sollen  also  nicht 
die  allgemeine  und  weite  Geltung  der  EVO.  haben,  daß  sie  auf 
das  Frachtgeschäft  der  Kleinbahnen  schlechthin  Anwendung  finden 
sollen,  noch  soll  die  Beförderung  von  Personen  auf  den  Klein- 
bahnen durch  deren  Beförderungsbedingungen  geregelt  werden, 
wie  es  der  §  472  des  HGB.s  für  die  anderen  Eisenbahnen  schlecht- 
hin vorschreibt.  Nach  §  473  sollen  die  Beförderungsbedingungen 
der  Kleinbahnen  vielmehr  nur  für  d  i  e  Einzelpunkte  in  Betracht 
kommen,  hinsichtlich  derer  die  EVO.  für  maßgebend  erklärt  worden 
ist  und  in  welchen  zum  größten  Teile  schon  das  alteHGB.  der  vertrag- 
lichen Festsetzung  Freiheit  gewährte  ^).  Die  Absicht  des  Gesetz- 
gebers ist  klar.  Eine  so  weittragende  Bedeutung,  wie  er  der  EVO. 
in  den  §§  454  und  472  gegeben  hat,  wollte  er  den  Beförderungs- 
bedingungen der  Kleinbahnen  nicht  beilegen,  weil  er  die  Zuver- 

barungen.  Hierin  soll  nach  der  Denkschrift  keine  Aenderung  liegen,  da 
auch  gegenwärtig  die  Eisenbahnen  verpflichtet  seien,  sich  in  ihren  Tarifbe- 
dingungen und  bei  den  im  einzelnen  Fall  getroffenen  Vereinbarungen  inner- 
halb der  ihnen  durch  die  EVO.  gezogenen  Grenzen  zu  halten  (Hahn- 
MUGDAN  S.  418). 

1)  Kaufmann  sagt  a.  a.  0. :  „Den  Bundesrat  muß  der  Gesetzgeber  ge- 
meint haben  als  Verordnungsorgan  ebenso  wie  man  sich  bezüglich  der  Be- 
förderungsbedingungen der  Kleinbahnen  deren  Verwaltung  denkt." 

2)  Die  Zulassung  von  vertraglichen  Bestimmungen  geschah  im  alten 
HGB.  zwar  nicht  durch  einen  Hinweis  auf  die  Reglements  oder  die  Beför- 
derungsbedingungen der  Eisenbahnen,  sondern  durch  die  stetig  wiederkehrende 
Wendung  „Es  kann  bedungen  werden  usw." 
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lässigkeit  und  Fähigkeit  des  Pestsetzungsorganes,  nämlich  der  ge- 
wöhnlich privaten  Verwaltung,  bezweifelte.  Die  Denkschrift  ergibt 
über  die  Absicht  des  Gesetzgebers  nichts.  Sie  sagt  bezüglich  der 
Beförderungsbedingungen  der  Kleinbahnen  nur  ^):  „Für  diejenigen 
Bahnunternehmungen,  welche  der  EVO.  nicht  unterliegen  (Klein- 
bahnen), sind  im  §  465  besondere  Bestimmungen  getroffen. "  Wenn 
nun  aber  der  Gesetzgeber  die  Beförderungsbedingungen  der  Klein- 
bahnen mit  der  EVO.  durchaus  nicht  auf  eine  Stufe  stellt,  so 
scheint  es  grundlos  und  willkürlich  zu  sein,  die  Beförderungs- 
bedingungen der  Kleinbahnen,  die  bislang  stets  als  rechtsgeschäft- 
liche Festsetzungen  angesehen  wurden  als  Normen  autonomen 
Rechtes  zu  betrachten.  Die  Annahme  verbietet  sich  um  so  mehr, 
als  die  Autonomie  eine  verhältnismäßig  seltene  Erscheinung  ist. 
Außerdem  ist  zu  erwägen,  daß  die  Autonomie  da,  wo  sie  noch 
gilt,  also  vor  allem  im  Familien-  und  Erbrecht  des  hohen  Adels  ge- 
rade dazu  bestimmt  ist,  die  Rechtsbeziehungen  von  Personen,  welche 
einem  bestimmten  Kreise  angehören,  untereinander  zu  regeln. 
Die  Autonomie  der  Kleinbahnen  würde  aber  die  Rechtsbeziehungen 
dieser  Bahnen  zu  jedem,  der  mit  ihnen  in  Verkehr  tritt,  betreffen. 

Wir  glauben  somit  aus  dem  §  2  der  EVO.  den  Nachweis  geführt 
zu  haben,  daß  sie  keine  Privatrechtsnorm  sein  will.  Bestätigt 
wird  unsere  Behauptung  noch  durch  einen  Blick  auf  den  weiteren 
Inhalt  der  EVO.  Die  Eigentümlichkeit,  daß  sie  zahlreiche  Vor- 
schriften des  HGB.s  mehr  oder  minder  wörtlich  wiederholt  ^),  ist 
in  jedem  Falle  bedauerlich,  ob  man  nun  die  EVO.  als  rechts- 
geschäftliche Norm  oder  als  gesetzliche  Norm  betrachtet.  Denn 
diese  von  der  Begründung  zum  Entwurf  bezeichneten  „Verein- 
fachungen" oder  „Verbesserungen"  der  gesetzlichen  Fassung  geben 
zu  vielen  Zweifeln  Anlaß  ^).   Aber  immerhin  läßt  sich  diese  Eigen- 

1)  Hahn-Mugdan  S.  414. 

2)  Das  Preußische  Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privatanschlußbahnen 
von  1892  enthält  keine  Vorschriften  über  die  Beförderungsbedingungen  im 
engeren  Sinne,  sondern  nur  über  die  Beförderungspreise,  welche  der  Ge- 
nehmigung der  zuständigen  Behörde  unterliegen  (vgl.  §  14  Abs.  1).  §  21 
Abs.  3  lautet:  „Ermäßigungen  der  Beförderungspreise,  welche  nicht  unter 
Erfüllung  der  gleichen  Bedingungen  jedermann  zugute  kommen,  sind  unzu- 
lässig." Es  bietet  sich  kein  Anhalt  dafür,  daß  das  Gesetz  in  den  Beförde- 
rungsbedingungen etwas  anderes  gesehen  habe  als  rechtsgeschäftliche  Fest- 
setzungen. 

3)  Vgl.  z.  B.  §  458  HGB.  und  §  5  EVO. 

4)  Egee,  Kommentar,  Vorwort  S.  IV. 
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tümlichkeit  der  EVO.  eher  erklären,  wenn  man  in  ihr  keine  Eechts- 
norm  erblickt.  Eine  Rechtsverordnung,  welche  die  vom  Gesetze 
offengelassenen  Lücken  ausfüllen  will,  muß  sich  innerhalb  der  ihr 
gesteckten  Grenzen  halten,  soll  nicht  eine  verwirrende  Duplizität 
der  Rechtsregeln  eintreten.  Dagegen  wird  bei  rechtsgeschäftlichen 
Festsetzungen  häufig  zur  größeren  Sicherheit  wiederholt,  was  bereits 
im  Gesetze  ausgesprochen  ist. 

Zweiter  Abschnitt: 
Die  wahre  rechtliche  Natur  der  ETO. 
§  7. 

Die  rechtliche  Natur  derjenigen  Bestimmungen 
der  EVO.,   die  das  privat  rechtliche  Verhältnis 

der  Eisenbahn  zum  Publikum  betreffen. 

Nachdem  wir  bis  jetzt  den  rein  negativen  Nachweis  geführt 
haben,  daß  die  EVO.  keine  Privatrechtsnorm  ist,  müssen  wir  positiv 
die  Frage  nach  ihrer  rechtlichen  Natur  beantworten. 

Wir  haben  bereits  darauf  hingewiesen,  daß  die  herrschende 
Meinung  Privatrechtsnorm  und  Vertragsnorm  unterscheidet  und 
mit  diesem  Gegensatz  auch  den  Unterschied  zwischen  der  alten 
und  der  neuen  EVO.  bezeichnen  will  ^).  Eine  Vertragsnorm 
ist  eine  solche,  die  durch  Zugrundelegung  seitens  der  Ver- 
tragsparteien Geltung  erlangt.  Wir  wollen  dartun,  daß  weder 
die  alte  noch  die  neue  EVO.  eine  Vertragsnorm  in  diesem  Sinne 
ist.  Sie  sind  beide  rechtsgeschäftliche  Normen,  ohne  Vertrags- 
normen zu  sein. 

Die  allgemeine  Bezeichnung  als  Vertragsnorm  ist  schon  aus 
dem  Grunde  unrichtig,  weil  die  EVO.  Bestimmungen  enthält,  die 
sich  überhaupt  nicht  auf  das  privatrechtliche  Verhältnis  zwischen 
Eisenbahn  und  Publikum  beziehen. 

Die  EVO.  enthält  Bestandteile  von  verschiedenster  Art,  über 
die  wir  einen  üeberblick  geben  müssen.  Zunächst  lassen  sich 
zwei  Gruppen  unterscheiden.  Einmal  gibt  es  Vorschriften,  die  das 
privatrechtliche  Verhältnis  der  Eisenbahnen  zu  dem  Pubhkum  be- 

1)  Laband,  Staatsrecht  4.  Auflage  S.  120.  121,  ähnlich  3.  Auflage  Bd.  2 
S.  117.  Vgl.  ferner  die  zitierte  Entsch.  des  ROHG.  Bd.  19  S.  184  ff.  Be- 
züglich der  ehemaligen  privaten  Betriebsreglements  vgl.  Goldschmidt,  Haf- 
tungspflicht S.  591. 
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treffen.  Sie  sollen  privatrechtliche  Rechte  und  Pflichten  der  Eisen- 
bahnen normieren,  und  zwar  kommt  hier  als  berechtigtes  und  ver- 
pflichtetes Subjekt  auf  Seiten  der  Eisenbahn  der  Einzelunternehmer 
oder  die  juristische  Person,  z.  B.  Aktiengesellschaft,  in  Betracht. 
Da  das  Verhältnis  der  Eisenbahn  zum  Publikum  vorwiegend  privat- 
rechtlich ist,  so  bilden  diese  Vorschriften  den  größten  und  wichtig- 
sten Teil  der  EVO.  Diese  Vorschriften  zerfallen  nun  wieder  in 
solche,  welche  die  Vertragswirkungen  regeln,  —  und  das  sind  von 
dieser  Gruppe  wieder  die  zahlreichsten,  da  ja  sowohl  der  Personen- 
wie  der  Gütertransport  auf  Grund  eines  Vertrages  erfolgt  und  die 
Vertragswirkungen  zu  den  wichtigsten  Beziehungen  des  privat- 
rechtlichen Verkehrs  zwischen  Eisenbahnen  und  Publikum  über- 
haupt gehören  —  und  solche,  welche  das  vorvertragliche  Verhält- 
nis, das  nur  ausnahmsweise  privatrechtlich  ist,  nämlich  die  privat- 
rechtlich gestaltete  Transportpflicht  im  Güterverkehr,  betreffen. 
Die  zweite  Hauptgruppe  von  Vorschriften  regelt  das  öffentlich- 
rechtliche Verhältnis  der  Eisenbahn  zum  Publikum.  Sie  zerfallen 
in  solche,  welche  die  Ausübung  der  Bahnpolizei  regeln,  welche 
also  Rechte  der  Eisenbahnen  gegenüber  dem  Publikum  normieren, 
und  solche,  welche  die  öffentlich-rechtlichen  Pflichten  der  Eisen- 
bahnen gegenüber  dem  Publikum  festsetzen.  Zu  diesen  Pflichten 
gehört  vor  allem  die  öffentlich-rechtlich  gestaltete  Transportpflicht 
im  Personenverkehr.  Die  polizeilichen  Vorschriften  haben  die  Eigen- 
tümlichkeit, daß  sie  Befugnisse  nicht  der  mit  juristischer  Persön- 
lichkeit ausgestatteten  Eisenbahnunternehmung  oder  des  Einzel- 
unternehmers normieren,  sondern  daß  diese  Befugnisse  nur  den  in 
der  Bau-  und  Betriebsordnung  näher  bestimmten  Bahnpolizei- 
beamten zustehen.  Subjekt  der  öffentlich-rechtlichen  Pflichten  der 
Eisenbahnen  ist  ebenfalls  nicht  schlechthin  das  privatrechtliche 
Rechts  Subjekt.  Noch  schwieriger  ist  die  Frage,  wer  den  Eisen- 
bahnen hinsichtlich  ihrer  öffentlich-rechtlichen  Pflichten  als  be- 
rechtigtes Subjekt  gegenübersteht^).  In  diesen  Eigentümlich- 
keiten liegt  eine  Verschiedenheit  gegenüber  der  ersten  Hauptgruppe 
von  Vorschriften. 


1)  Das  entsprechende  Recht  wäre  ein  öffentliches  subjektives  Recht.  Der 
Gegensatz  zwischen  einem  privatrechtlichen  und  einem  öffentlich-rechtlichen 
Anspruch  liegt  darin,  daß  die  Geltendmachung  des  Privatanspruches  in  das 
Belieben  desjenigen  gestellt  ist,  in  dessen  Interesse  die  Pflicht  statuiert  ist. 
Dagegen  liegt  ein  öffentlich-rechtlicher  Anspruch  dann  vor,  wenn  ein  staatliches 
Organ  das  Recht  und  die  Pflicht  hat,  von  Amtswegen  einzuschreiten  (Thoist, 
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Um  sagen  zu  können,  welche  Yorschriften  zu  der  ersten  Haupt- 
gruppe gehören,  ist  für  die  einzelnen  Verkehrsarten  zu  untersuchen, 
wo  das  Verhältnis  privatrechtlich  gestaltet  ist. 

Im  Güterverkehr  ist  privatrechtlich,  weil  es  sich  um  Vertrags- 
wirkungen handelt,  das  Verhältnis  zwischen  der  Eisenbahn  und 
dem  Absender,  der  bereits  mit  der  Eisenbahn  kontrahiert  hat. 
Aber  auch  das  Verhältnis,  das  wir  das  vorvertragliche  genannt 
haben,  nämlich  das  Verhältnis  der  Eisenbahn  zu  denjenigen,  die 
mit  ihr  einen  Gütertransportvertrag  abschließen  wollen,  ist,  wie 
oben  bereits  gesagt,  hier  privatrechtlich.  Zu  der  ersten  Haupt- 
gruppe von  Vorschriften  gehören  demnach  alle  im  Abschnitt  VIH 
der  EVO.  enthaltenen  (§  53  bis  §  100),  weil  der  Natur  des  Güter- 
verkehrs entsprechend  auf  das  öffentlich-rechtliche  Verhältnis 
bezügliche  Bestimmungen  fehlen.  Für  polizeiliche  Bestimmungen 
ist  im  Güterverkehr  wenig  Baum,  da  die  persönliche  Berührung 
des  Absenders  mit  der  Eisenbahn  nach  Abschluß  des  Fracht- 
vertrages endigt^). 

Privatrechtlich  gestaltet  war  das  vorvertragliche  Verhältnis 
bereits  im  alten  HGB.  durch  Art.  422  Abs.  4.  Das  neue  HGB. 
bestimmt  ebenso  im  §  453  Abs.  3:  „Eine  Zuwiderhandlung  gegen 
diese  Vorschriften  (die  Gütertransportpflicht)  begründet  den  An- 
spruch auf  Ersatz  des  daraus  entstehenden  Schadens."   Wenn  hier- 


Reclitsnorm  und  subjektives  Recht  S.  134).  Der  Ansx3ruc]i  des  an  der  öffentlich- 
rechtlichen  Pflicht  Interessierten  tritt  hinter  dem  Einschreiten  des  amtlichen 
Organes  zurück.  Die  aus  dem  Anspruch  entspringende  Beschwerde  hat  ge- 
wöhnlich nur  die  Bedeutung,  daß  sie  das  zum  Einschreiten  verpflichtete 
staatliche  Organ  hierzu  veranlaßt.  Diese  Veranlassung  oder  Anregung  kann 
aber,  wenn  die  Eisenbahn  ihre  öffentlich-rechtlichen  Pflichten  nicht  erfüllt, 
ebensogut  von  einem  Unbeteiligten  als  von  dem  in  seinen  Interessen  Ge- 
schädigten ausgehen.  Es  entspricht  deshalb  mehr  der  Natur  der  Sache, 
wenn  man  das  Publikum  als  Ganzes  sich  als  berechtigt  vorstellt.  Schott 
(in  Endemanns  Handbuch  S.  464)  behauptet  gerade  bezüglich  des  Eisenbahn- 
transportes, daß  die  Beschwerde  nur  einen  akademischen  Wert  habe,  die 
Interessen  des  Publikums  nur  durch  die  Gewährung  von  Klagen  wirksam 
geschützt  würden.  Dem  möchte  ich  nicht  beistimmen.  Der  privatrechtliche 
und  der  öffentlich-rechtliche  Schutz,  beide  haben  ihre  Vorteile  und  Nachteile. 
Ist  dem  Interessenten  durch  die  Klage  die  Möglichkeit  gegeben,  seinen  An- 
spruch mit  einer  gewissen  Sicherheit  und  Gründlichkeit  auf  eigene  Faust, 
aber  auch  auf  eigene  Kosten  zu  verfechten,  so  verhilft  die  öffentlich-rechtliche 
Gestaltung  dem  Interessenten  oft  schneller  und  billiger  zu  seinem  Recht. 

^)  üeber  vereinzelte  Ausnahmen,  welche  aber  die  öffentlich-rechtlichen 
Pflichten  der  Eisenbahn  betreffen,  vergleiche  Anmerkung  2  der  nächsten  Seite. 
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nach  demjenigen,  der  ein  Frachtgut  absenden  will,  auch  keine  Klage 
auf  Erfüllung,  d.h.  auf  Kontraktsschluß  gegeben  ist,  so  muß  trotzdem 
die  Transportpflicht  der  Eisenbahn  im  Güterverkehr  als  eine 
privatrechtliche  angesehen  werden,  da  ihre  Verletzung  einen  zivil- 
rechtlichen Schadensersatzanspruch  begründet.  In  den  voraus- 
gehenden Bestimmungen  des  §  453  wird  zweimal  auf  die  EYO. 
verwiesen.  Auf  das  privatrechtliche  Verhältnis  beziehen  sich  dem- 
nach auch  sämtliche  Vorschriften  im  Abschnitt  VIII  der  EVO., 
welche  die  im  HGB.  festgestellte  Transportpflicht  der  Eisenbahnen 
im  einzelnen  normieren,  also  z.  B.  die  §§  53  und  54,  zu  welchem 
letzteren  auch  die  Anlage  C  gehört  ^)  ^). 

Dasselbe  wie  vom  Abschnitt  VIII  gilt  im  wesentlichen  vom 
Abschnitt  VII,  der  von  der  Beförderung  von  lebenden  Tieren 
handelt  ^)  und  vom  Abschnitt  VI  (Beförderung  von  Leichen).  Nur 
ist  im  Abschnitt  VI  die  Annahmepflicht  der  Eisenbahn  eine  Öffent- 
lich-rechtliche, da  sie  nicht  im  HGB.  ausgesprochen  ist.  Die  Be- 
stimmung des  HGB.s  im  §  453  bezieht  sich  nur  auf  Frachtgut, 
worunter  die  Leichen  nicht  fallen       Die  Beförderungspflicht  der 


1)  Ferner  auch  die  den  Frachtbrief  betreffenden  §§  55  und  56.  Der  An- 
spruch auf  Ausstellung  eines  Frachtbriefes  mit  bestimmtem  Inhalt  ist  im  ge- 
wöhnlichen Frachtrecht  eine  Vertragswirkung  (§  426  HGrB.).  Dagegen  ge- 
hören die  §§  55  und  56  der  EVO.  dem  vorvertraglichen  Verhältnis  an,  da 
die  Bestimmungen  im  §  55  und  56  den  Sinn  haben,  daß,  wenn  die  Sendung 
nicht  mit  dem  vorgeschriebenen  Frachtbrief  begleitet  ist,  die  Eisenbahn 
eben  nicht  zum  Abschluß  des  Transportvertrages  verpflichtet  ist.  Vgl.  §  61 
EVO :  „Der  Frachtvertrag  ist  abgeschlossen,  sobald  die  Ab fertigungs stelle  das 
Gut  mit  dem  Frachtbriefe  zur  Beförderung  angenommen  hat.  Als  Zeichen 
der  Annahme  ist  dem  Frachtbrief  der  Tagesstempel  der  Abfertigungsstelle 
aufzudrücken. " 

2)  Nur  ganz  vereinzelt  sind  auch  im  Abschnitt  VIII  der  EVO.  Bestim- 
mungen enthalten,  die  sich  auf  das  öffentlich-rechtliche  Verhältnis  beziehen, 
z.  B.  §  55  Abs.  2  Satz  2:  „Alle  Güterabfertigungsstellen  sind  verpflichtet,  Fracht- 
briefe zu  den  im  Tarife  festzusetzenden  Preisen  zu  verkaufen."  Niemand 
wird  behaupten  wollen,  daß  hierdurch  ein  im  Klagewege  verfolgbarer  Anspruch 
auf  Verkauf  von  Frachtbriefformularen  gewährt  wird. 

3)  Egek,  Kommentar  S.  185:  „Der  Tierbeförderungsvertrag  ist  seiner 
juristischen  Natur  nach  lediglich  eine  besondere  Kategorie  des  Güterfrachtver- 
trages." 

4)  A.  M.  Egeb,  Kommentar  zur  EVO.  §  44.  Er  behauptet  (S.  172),  die 
Leiche  sei  zwar  an  sich  kein  Beförderungsgut  im  Sinne  des  HGB.s,  da  sie 
einen  Vermögenswert  nicht  habe,  sie  werde  aber  durch  die  in  der  EVO.  in 
§  44  Abs.  3  geforderte  Umhüllung  zu  einem  Beförderungsgut  und  der  über 
ihre  Beförderung  abgeschlossene  Vertrag  zum  Frachtvertrag.    Nach  Schott 
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Eisenbahnen  besteht  hier  vielmehr  nur  nach  §  44  EVO.,  welcher 
bestimmt :  „Leichen  sind  zur  Beförderung  auf  den  dem  Personen- 
verkehr dienenden  Zügen  anzunehmen  ..."  Das  Verhältnis  der 
Eisenbahn  zum  Publikum  im  Punkte  der  Leichenbeförderungspflicht 
ist  somit  öffentlich-rechtlich. 

Abschnitt  V  handelt  von  der  Beförderung  von  Expreßgut. 
Dieses  fällt  nicht  unter  den  Begriff  desjenigen  Frachtguts,  für 
welches  die  besonderen  Regeln  des  Abschnittes  VII  HGB.  gelten, 
und  die  Beurteilung  des  vertraglichen  Verhältnisses  geschieht  da- 
her nur  nach  den  Regeln  des  gemeinen  Frachtrechts.  Das  vor- 
vertragliche Verhältnis  ist  hier  öffentlich  -  rechtlich.  Die  EVO. 
statuiert  für  Expreßgut  die  Transportpflicht  im  §  40  Abs.  1: 
„Gegenstände,  die  sich  zur  Beförderung  im  Packwagen  eignen,  sind 
nach  näherer  Bestimmung  des  Tarifs  als  Expreßgut  anzunehmen  ^)." 

Der  Abschnitt  IV  (Beförderung  von  Reisegepäck)  gehört  mit 
dem  Abschnitt  III  (Beförderung  von  Personen)  zusammen,  da  die 
Beförderung  von  Reisegepäck  innerhalb  des  mit  dem  Reisenden 
geschlossenen  Personentran sportvertrages  geschieht.  Die  auf  die 
Beförderung  des  Reisegepäcks  bezügliche  Vertragsabrede  wird  erst 
nach  Abschluß  des  Personentransportvertrages  getroffen,  da  der 
Reisende  bei  Abfertigung  des  Gepäcks  die  Fahrkarte  vorlegen 
muß.  Die  Aufgabe  des  Gepäcks  erfolgt  auf  Grund  eines  be- 
sonderen Vertrages,  der  keine  bloße  Nebenabrede  zum  Haupt- 
vertrage ist.  Das  Gepäck  kann  sogar  erst  nach  Vollendung  eines 
Teiles  der  Reise  aufgegeben  werden.  Da  aber  der  betreffende  Reisende 
mit  der  Eisenbahn  bereits  im  Vertragsverhältnis  steht,  so  sind 
die  Bestimmungen,  die  das  vorvertragliche  Verhältnis  hinsichtlich 
der  Aufgabe  von  Reisegepäck  betreffen,  also  die  über  die  An- 
nahmepflicht der  Eisenbahn  (§§  30,  31,  32  EVO.)  Wirkungen 
des  Personentransportvertrages.  Die  Wirkungen  des  Vertrages 
über  die  Aufgabe  von  Reisegepäck  bestimmen  sich  nach  gemeinem 
Frachtrecht  und  der  EVO.  Vom  Abschnitt  VII  HGB.  findet  nur 
der  für  das  Reisegepäck  gegebene  §  465  Anwendung  2). 

(E.'s  Handbuch  S.  515  Anm.  13)  ist  die  Leiche  sogar  als  solche  Transport- 
gut im  Sinne  des  HGB.s. 

1)  Auf  das  Expreßgut  finden  auch  die  Regeln  über  das  Reisegepäck,  ins- 
besondere der  §  465  HGB.,  der  die  Haftung  der  Eisenbahn  für  Verluste  und 
Beschädigung  von  Reisegepäck  regelt,  keine  Anwendung  (Lehmann-Ring 
HGB.  Anm.  4  zu  §  465).  §  43  EVO.  bestimmt  jedoch,  daß  die  Bestimmungen, 
die  für  Reisegepäck  gelten,  für  anwendbar  erklärt  werden  können. 

2)  Unrichtig  daher  Egee  Kommentar  S.  114,  wenn  er  behauptet,  daß 
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Im  Personenverkehr  ist  das  Verhältnis  zwischen  Eisenbahn 
und  Reisenden  nach  Abschluß  des  Transportvertrags,  da  Vertrags- 
wirkung, privatrechtlich.  Der  Reisende  hat  daher  privatrechtliche 
Ansprüche  auf  alle  diejenigen  Einrichtungen,  welche  die  Eisenbahn 
nach  der  EVO.  zu  halten  verpflichtet  ist,  z.  B.  darauf,  daß  Warte- 
räume mindestens  1  Stunde  vor  Abfahrt  des  Zuges  zu  öffnen  sind 
(§  17),  daß  die  Züge  Nichtraucherabteile  haben  (§  18),  daß  auf 
größeren  Stationen  in  den  Warteräumen  zum  Einsteigen  abgerufen 
wird  (§  19)  usw.  Oeffentlich-rechtlich  gestaltet  ist  dagegen  das 
vorvertragliche  Verhältnis,  insbesondere  die  Transportpflicht  der 
Eisenbahn,  die  für  den  Personenverkehr  in  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen (Abschnitt  II)  ausgesprochen  ist  durch  §  3.  Dieser  §  ist 
allgemein  und  wiederholt  zugleich  die  Transportpflicht  für  den 
Güterverkehr.  Er  hat  also  somit  eine  doppelte  Natur,  indem  er 
sich  zugleich  auf  ein  öffentlich-rechtliches  Verhältnis  und  auf  ein 
privatrechtliches  Verhältnis  bezieht. 

Gegenstand  unseres  §  7  ist  die  Erörterung  der  rechtlichen 
Natur  derjenigen  Bestimmungen  der  EVO.,  die  das  privatrecht- 
liche Verhältnis  zwischen  Eisenbahn  und  Publikum  betreffen. 

Daß  diese  Bestimmungen  keine  Vertragsnormen  sind,  ergibt 
sich  zunächst  aus  logischen  Gründen  für  die  Bestimmungen  über 
das  vorvertragliche  Verhältnis.  Hier  kann  von  Vertragsnormen 
keine  Rede  sein,  weil  es  sich  garnicht  um  Vertragswirkungen 
handelt.  Die  Verpflichtung  der  Eisenbahn,  einen  Transportvertrag 
abzuschließen,  kann  nicht  schon  selbst  Wirkung  eines  Vertrages  sein. 

Dies  könnte  nur  mit  dem  Hinweis  darauf  verneint  werden, 
daß  die  Möglichkeit  bestehe,  einen  allgemeinen  zwischen  der  Eisen- 
bahn und  dem  Publikum  als  solchem  geschlossenen  Vertrag  an- 
zunehmen. Gegenstand  eines  solchen  Vertrages  wären  die  Trans- 
portpflicht der  Eisenbahn  und  die  sonstigen  dem  Abschluß  des 
einzelnen  Transportvertrages  vorausgehenden  Rechtsbeziehungen. 
Wir  bemerken,  daß  von  den  Schriftstellern,  welche  die  Bestim- 
mungen der  EVO.  schlechthin  als  Vertragsnormen  oder,  was  das- 
selbe ist,  als  Vertragsbedingungen  oder  Transportbedingungen  be- 
zeichnen, keiner  den  Versuch  macht,  die  Hinlängiichkeit  dieser 
Begriffe  durch  die  Konstruktion  eines  solchen  allgemeinen  Ver- 

der  Vertrag  über  das  Reisegej)äck  als  besondere  Art  des  Güterfrachtver- 
trages  den  Bestimmungen  der  §§  425  bis  473  HGB.  unterliege.  Es  finden 
auf  ihn  nur  die  Regeln  des  gemeinen  Frachtrechts  §  425  bis  §  452  HGB. 
Anwendung. 
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träges  zu  rechtfertigen.  Gerstner  bezeichnet  einmal  die  Bestim- 
mungen der  alten  EYO.  als  allgemeine  Vertragsbedingungen 
Es  hat  ihm  vielleicht  dabei  der  Gedanke  eines  solchen  allgemeinen 
Vertrages  vorgeschwebt.  Er  wählt  aber  den  Ausdruck  hauptsäch- 
lich, um  auch  bei  den  Bestimmungen  der  EVO.,  welche  das  öffent- 
lich-rechtliche Verhältnis  der  Eisenbahn  zum  Publikum  regeln, 
den  Charakter  von  Vertragsbedingungen  zu  retten.  Hierbei  ist 
es  der  Natur  der  Sache  nach  ganz  ausgeschlossen,  von  Vertrags- 
bedingungen zu  reden. 

Die  Konstruktion  des  allgemeinen  Vertrages  ist  juristisch  un- 
haltbar. Biermann  ^)  sucht  den  Nachweis  zu  führen,  daß  in  den 
Reglements  der  Eisenbahnen  eine  generelle  Offerte  an  das  Publi- 
kum zu  erblicken  sei,  Verträge  unter  den  in  den  Reglements  nor- 
mierten Bedingungen  abzuschließen,  und  erwähnt  dabei  daß  von 
französischen  Juristen  der  von  ihm  selbst  verworfene  Begriff  des 
allgemeinen  Vertrages  angenommen  worden  sei  im  Verhältnis  von 
Dampfschiffahrtsunternehmungen  und  anderen  Verkehrsanstalten 
zu  den  Benutzern,  um  die  Kontrahierungspflicht  dieser  Anstalten 
zu  begründen.  Unseres  Ermessens  ist  BiERMANN  nicht  einmal  der 
Nachweis  gelungen,  daß  in  den  Reglements  von  Eisenbahnunter- 
nehmungen und  anderen  Anstalten  eine  Offerte  zu  erblicken  sei. 
Biermann  hat  praktische  Gründe  im  Auge.  Die  generelle  Offerte 
kann  von  den  einzelnen  angenommen  werden,  ohne  daß  die  Eisen- 
bahn die  Offerte  besonders  wiederholen  muß.  Vi^enn  jemand  z.  B. 
unbemerkt  in  einen  Zug  einsteigt,  mit  dem  Willen,  zu  kontra- 
hieren, also  das  Fahrgeld  zu  zahlen,  so  tritt  hierdurch  nach  BiER- 
MANNs  Meinung  Perfektion  des  Vertrages  ein  ^).  Die  theoretischen 
Gründe,  auf  die  sich  Biermann  beruft,  sind  nicht  stichhaltig.  Er 
beruft  sich  auf  den  römisch  -  rechtlichen  iactus  missilium  als  auf 
eine  angebliche  Parallele.  Abgesehen  davon,  daß  es  sich  bei  diesem 
Rechtsinstitut  um  Tradition  an  eine  unbestimmte  Zahl  von  Per- 
sonen, also  ein  dingliches  Rechtsgeschäft  handelt,  und  daß  selbst  das 

1)  Eisenbahnbetriebsreglements  usw.  S.  193. 

2)  Rechtszwang  zum  Kontrahieren  in  Iherings  Jahrbüchern  Bd.  32, 
S.  308,  309. 

3)  A.  a.  0.  S.  317. 

4)  Von  einer  wirklichen  Annahme  seitens  des  Benutzers,  d.  h.  einer 
solchen,  die  der  anderen  Partei  zugegangen  ist,  kann  natürlich  hier  nicht 
die  Rede  sein,  weil  der  unbemerkt  Mitfahrende  den  Vertretern  der  Eisenbahn 
seine  Annahmeerklärung  nicht  zukommen  läßt.  Es  handelt  sich  vielmehr 
um  eine  Annahme  im  Sinne  von  §  151  BGB. 
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Vorhandensein  eines  dinglichen  Vertrages  bestritten  ist,  indem 
einige  in  dem  iactus  missilium  nur  eine  Dereliktion  mit  nach- 
folgender Okkupation  sehen,  ist  doch  hierbei  eine  Anzahl  gegen- 
wärtiger Personen  vorhanden,  geschieht  Offerte  und  Annahme  unter 
Anwesenden.  Dies  trifft  bei  der  Bekanntmachung  der  Betriebs- 
reglements und  ähnlicher  Reglements  nicht  zu 

Vorschriften,  die  das  vorvertragliche  Verhältnis  zwischen  der 
Eisenbahn  und  dem  Publikum  regeln,  enthält  nicht  etwa  erst  die 
neue  EVO.  in  Rücksicht  auf  die  bei  ihr  vom  neuen  HGB.  voraus- 
gesetzte Eigenschaft  einer  Rechtsnorm.  Schon  das  alte  HGB. 
ließ  zu,  daß  die  Betriebsreglements  der  Eisenbahnen  Bestimmungen 
für  das  vorvertragliche  Verhältnis  trafen.  An  die  Stelle  der  pri- 
vaten Betriebsreglements  traten  zwar  später  die  Reichsbetriebs- 
reglements, bezw.  die  Eisenbahnverkehrsordnungen.  Aber  gerade 
die  Tatsache,  daß  schon  die  privaten  Betriebsreglements  eine  vor- 
vertragliche Wirkung  nach  dem  Willen  des  Gesetzes  haben  sollten, 
beweist,  daß  ihnen  vom  Gesetze  eine  besondere  Wirksamkeit,  die 
von  der  von  Vertragsnormen  verschieden  war,  zugeschrieben  wurde. 

Das  alte  HGB.  bestimmte  im  Art.  422: 

„Eine  Eisenbahn,  welche  dem  Publikum  zur  Benutzung  für 
den  Güterverkehr  eröffnet  ist,  kann  die  bei  ihr  nachgesuchte  Ein- 
gehung eines  Frachtgeschäftes  für  ihre  Bahnstrecke  nicht  ver- 
weigern, insofern  1.  die  Güter  an  sich  oder  vermöge  ihrer  Ver- 
packung, nach  den  Reglements  und  im  Falle  die  letzteren 
fehlen  oder  keinen  Anhalt  gewähren,  nach  den  Einrichtungen  und 

der  Benutzungsweise  der  Bahn  zum  Transport  sich  eignen,  2  

3  "    Die  Reglements  konnten  also  bestimmen,  welche 

Güter  zur  Beförderung  anzunehmen  seien  oder  nicht.  Das  HGB. 
gewährte  den  Reglements  insoweit  Wirksamkeit.  In  analoger  An- 
wendung der  Bestimmung  in  Art.  422  HGB.  konnten  über  die 
gesetzlich  ausgesprochene  Transportpflicht  noch  weitere  Einzel- 
bestimmungen getroffen  werden,  z.  B.  über  die  Stunden,  zu  welchen 
Güter  abgefertigt  werden,  darüber,  ob  Sonntags  Güter  ange- 
nommen werden,  usw.  Niemand  hat  vor  Erlaß  des  neuen  HGB.s 
daran  gedacht,  diesen  Bestimmungen  der  Reglements  und  Tarife 
deshalb  den  Charakter  von  Rechtsnormen  zuzusprechen,  weil  sie 
jedenfalls  durch  Bezugnahme  bei  Abschluß  des  einzelnen  Vertrages 
Gültigkeit  nicht  erlangen  konnten.    Es  waren  eben  Erklärungen 

1)  BiEEMANN  selbst  mildert  die  Konsequenzen  seiner  Ansicht  und  muß 
sie  mildern,  insofern  er  die  Möglichkeit  des  Widerrufs  der  Offerte  annimmt 
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der  Eisenbahnverwaltungen,  und  da  sie  sich  auf  die  privatrechtlich 
gestaltete  Gütertransportpflicht  bezogen,  privatrechtliche  Willens- 
erklärungen. Ihre  Eigentümlichkeit  bestand  darin,  daß,  wenn 
jemand  im  einzelnen  Falle  von  der  Eisenbahn  den  Abschluß  eines 
Frachtvertrages  verlangte,  die  Eisenbahn  an  diese  Erklärungen 
gebunden  war.  Nur  auf  demselben  Wege,  auf  dem  die  Reglements 
zustande  kamen,  dem  der  öffentlichen  Bekanntmachung,  konnten 
die  Reglements  widerrufen  werden.  Daß  eine  öffentlich  bekannt 
gemachte,  an  eine  unbestimmte  Zahl  von  Personen  gerichtete 
Willenserklärung  Rechtsfolgen  hat,  ist  eine  dem  Privatrecht  keines- 
wegs unbekannte  Erscheinung.  Man  vergleiche  die  Vollmachts- 
erteilung durch  öffentliche  Bekanntmachung  (§  171  BGB.),  die 
Ablehnungspflicht  desjenigen,  der  sich  zur  Besorgung  gewisser 
Geschäfte  öffentlich  erboten  hat  (§  663  BGB.),  und  die  Auslobung 
(§  657  BGB.) 

Staub  allein  berücksichtigte  schon  bei  der  alten  EVO.,  daß 
ihre  Bestimmungen  auch  die  Transportpflicht  der  Eisenbahnen, 
nicht  bloß  die  Vertrags  Wirkungen  betrafen  ^). 

Die  Tatsache,  daß  den  Reglementsbestimmungen,  welche  sich 
auf  das  vorvertragliche  Verhältnis  bezogen,  eine  selbständige  Wirk- 
samkeit zukommt,  begründet  bereits  die  Vermutung,  daß  von  den 
die  Vertragswirkungen  regelnden  Bestimmungen  das  Gleiche  gilt 
und  gelten  muß. 

Weiter  ergibt  sich  aber  die  Möglichkeit,  daß  einseitige  Willens- 
erklärungen selbst  Vertragswirkungen  normieren  können,  auch  aus 
allgemeinen  Erwägungen. 

Gewiß,  wenn  die  Annahme  eines  Vertrages  beim  Transport- 
geschäft der  Eisenbahn  überhaupt  noch  einen  Sinn  haben  soll,  so 

1)  Er  sagt  (Kommentar  zum  alten  HGB.  S.  1060):  „Die  Reichsreglements 
sind  nicht  Gesetz,  auch  kann  man  nicht  ohne  weiteres  sagen,  daß  sie  lex 
contractus  sind,  vielmehr  erklärt  die  Verwaltung  durch  ihre  Veröffentlichung 
zunächst,  was  lex  contractus  sein  solle,  falls  ein  Vertrag  zu  Stande  kommt. 
Die  Publikation  der  Reglements  hat  daher  nur  dieselbe  Bedeutung  wie  die 
Ankündigung  von  Waren,  die  Versendung  von  Preislisten,  nur  mit  dem 
Unterschied,  daß  durch  dieselben  gegen  die  Verwaltung  eine  öffentlich-recht- 
liche und  unter  Umständen  sogar  privatrechtliche  Verpflichtung  zum  Ver- 
tragsabschluß unter  den  proponierten  Bedingungen  bezw.  zum  Schadenser- 
satze begründet  wird."  Staub  handelt  hier  zwar  von  den  Reichsreglements, 
nicht  von  privaten  Reglements,  er  faßt  aber  nicht  ihre  Publikation  von 
Reichswegen  und  die  obligatorische  Natur  ihrer  Normen  gegenüber  den 
Eisenbahnen  ins  Auge,  sondern  er  untersucht  ihre  Bedeutung  nur  in  dem 
Sinne,  als  wenn  sie  von  den  Eisenbahnen  selbst  publiziert  wären. 


—    71  — 


muß  daran  festgehalten  werden,  daß  er  zustandekommt  durch  eine 
übereinstimmende  Willenserklärung  des  Reisenden,  beziehungsweise 
Absenders  und  des  zum  Kontraktschluß  bevollmächtigten  Eisen- 
bahnbeamten. Dieser  Vertrag  muß  wie  jeder  andere  Vertrag  und 
jedes  andere  Rechtsgeschäft  durch  die  übereinstimmende  Willens- 
erklärung ein  gewisses  Gepräge,  einen  gewissen  Inhalt  bekommen. 
Den  Inhalt  bekommt  der  Vertrag  teilweise  durch  ausdrückliche 
Erklärungen  der  Parteien,  z.  B.  im  Personenverkehr  durch  Erklä- 
rung über  das  Reiseziel,  über  die  Wagenklasse,  die  der  Reisende 
benutzen  will,  usw.  Zum  größeren  Teil  bestimmen  die  Umstände 
und  die  daraus  zu  entnehmenden  stillschweigenden  Willenserklä- 
rungen der  Parteien  den  Inhalt  des  Vertrages.  Z.  B.  die  Tat- 
sache, daß  der  Reisende  eine  Personenfahrkarte  kurz  vor  Abfahrt 
eines  Schnellzuges  verlangt,  ergibt,  daß  von  der  Eisenbahn  als 
Gegenleistung  die  Beförderung  mit  diesem  Zuge  gefordert  wird. 
Dies  gilt  von  allen  naturalia  negotii. 

Die  Umstände  lassen  aber  im  Stich  bezüglich  der  accidentalia 
negotii,  insbesondere  bezüglich  der  die  Schadensersatzpflicht  be- 
treffenden Nebenabreden.  Hier  müssen  ausdrückliche  Erklärungen 
verlangt  werden.  Durch  stillschweigende  Erklärungen  kann  eine 
solche  Nebenabrede  besonders  bei  Verkehrsanstalten,  die  täglich 
Tausende  von  Verträgen  abschließen,  nur  in  seltenen  Fällen  ge- 
troffen werden.  Soweit  hier  nun  keine  ausdrücklichen  Erklärungen 
abgegeben  werden,  gelten  die  vom  objektiven  Recht  aufgestellten 
Regeln,  allerdings  mit  einem  großen  Unterschiede.  Die  Regeln 
des  zwingenden  Rechts  gelten  auch  trotz  entgegenstehender  Ver- 
einbarungen. Dagegen  sind  die  Regeln  des  dispositiven  Rechts 
in  gewisser  Weise  von  den  Parteien  selbst  gewollt.  Selbst  gewollt 
sind  sie  insofern,  als  die  Parteien  sie  nicht  abgeändert  haben.  Die 
Kenntnis  der  Parteien  braucht  sich  dabei  nicht  auf  das  Vorhanden- 
sein der  Regeln  des  dispositiven  Rechts  zu  erstrecken. 

Der  ursprüngliche  Weg,  auf  dem  die  Privatautonomie  sich 
Geltung  verschafft,  auf  dem  Vertragsregeln  aufgestellt  werden,  ist 
der,  daß  bei  mündlichem  Abschluß  des  Vertrages  jeder  einzelne 
durch  Vertragsabschluß  zu  regelnde  Punkt  besonders  erwähnt  und 
besprochen  wird.  Auch  die  Schriftlichkeit  des  Vertrages  hat  ur- 
sprünglich den  Sinn,  daß  die  Partei  alle  Worte  selbst  schreibt 
und  so  selbstverständlich  in  Kenntnis  aller  Vertragsbestimmungen 
kontrahiert.  Wie  nun  aber  überall  beim  schriftlichen  Vertrag  es 
für  ausreichend  erachtet  wird,  wenn   er  von  der  Partei  unter- 
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schrieben  wird  und  dann  die  unterschriebenen  Erklärungen  die 
Partei  auch  binden,  wenn  sie  sie  gar  nicht  gelesen  hat  und  auch 
sonst  keine  Kenntnis  von  ihnen  hat,  so  muß  beim  mündlichen 
Vertragsabschluß  es  für  zulässig  angesehen  werden,  daß  die  Par- 
teien sich  einer  anderswo  festgestellten  Gruppe  von  Regeln  unter- 
werfen, mögen  die  Regeln  den  Parteien  bekannt  sein  oder  nicht. 
Damit  ist  hinsichtlich  der  Geltungsvoraussetzungen  der  wesentliche 
Unterschied  zwischen  dispositivem  Recht  und  zwischen  lex  contractus 
beinahe  ausgeglichen. 

Die  Annahme,  daß  die  Regeln  der  in  bezug  genommenen 
Vorschrift  als  vereinbart  anzusehen  sind,  ist  nur  eine  Fiktion. 
Der  wahre  Grund  ist  aus  dem  sich  auf  das  Rechtsbewußtsein  des 
Volkes  stützenden  Verschuldensprinzip  herzuleiten.  Dieses  fordert, 
daß  man  Vertragsbestimmungen,  die  man  nicht  kannte,  aber  bei 
Anwendung  von  Sorgfalt  hätte  kennen  können,  gegen  sich  gelten 
lassen  muß.  ^)  In  der  Tat  bestand  über  die  Anwendbarkeit  von  in 
bezug  genommenen  Bestimmungen  kein  Streit,  wenn  die  Bezug- 
nahme auf  die  Reglements  ausdrücklich  geschah.  Eine  ausdrück- 
liche Bezugnahme  erfolgte  im  Güterverkehr  durch  den  Vermerk 
im  Erachtbrief  ^).  Dagegen  mußte  die  Anwendbarkeit  zweifel- 
haft erscheinen,  wo  eine  ausdrückliche  Bezugnahme  nicht  statt- 
fand. Dies  war  im  Personenverkehr,  wenigstens  nach  dem  später 
für  die  Fahrkarten  allgemein  zur  Anwendung  gekommenen  Ed- 
monsonschen  System  ^)  der  Fall.    Hier  wäre  man  entschieden  zu 


1)  Richtig  daher  Gerstner  a.  a.  0.  S.  183  Anm.  43:  „Die  Worte  „und 
ihm  bekannten"  sind  in  dem  jetzt  vorgeschriebenen  Frachtbriefformular  weg- 
gefallen, was  aber  an  der  Sache  nichts  ändert.  Wer  sich  auf  eine  Bestim- 
mung, auch  wenn  sie  ihm  gegenüber  an  sich  keine  bindende  Kraft  besitzen 
würde,  ausdrücklich  beruft,  der  muß  sie  auch  kennen  oder  die  Folgen  tragen, 
wenn  er  sie  nicht  kennt." 

2)  Selbst  der  Hinweis  auf  ein  noch  gar  nicht  publiziertes  Reglement 
wurde  als  eine  gültige  Vereinbarung  angesehen.  Vgl.  Entsch.  des  ROHG. 
vom  7.  November  1873  bei  Puchelt,  Kommentar  Anm.  4  zu  Art.  423  des 
AHGB. 

3)  Vgl.  Goldschmidt,  Haftungspflicht  S.  597,  Koch,  Deutschlands  Eiseu- 
bahnen  Teil  I  S.  144  Anm.  4.  Es  bestand  darin,  daß  auf  den  Personenfahr- 
karten wie  noch  jetzt  nur  Abgangs-  und  Bestimmungsort,  Preis  und  Fahr- 
nummer angegeben  waren.  In  der  ersten  Zeit  des  Eisenbahnwesens  wurde 
auf  die  Personenfahrkarten  ebenso  wie  auf  die  Gepäckscheine  der  Vermerk 
gesetzt,  daß  die  Beförderung  nach  den  Bestimmungen  des  Reglements  er- 
folge. Mit  Recht  hat  übrigens  Goldschmidt  (a.  a.  0.  S.  597)  Zweifel,  ob  in 
der  vorbehaltslosen  Annahme  solcher  Fahrkarten  und  Gepäckscheine  eine  still- 


weit  gegangen,  wenn  man  ein  Verschulden  des  Reisenden  schon 
darin  erblickt  hätte,  daß  er  sich  nicht  mit  den  irgend  einmal  und 
in  irgend  einer  Form  bekannt  gemachten  Reglementsbestimmungen 
vertraut  machte.  Und  deshalb  verlangte  man,  wenigstens  nach 
der  richtigen  Meinung,  ein  weiteres  Verschulden  des  Kontrahenten. 
Um  sagen  zu  können,  daß  er  die  Reglementsbestimmungen,  wenn 
nicht  kannte,  so  doch  kennen  mußte,  forderte  man,  daß  seitens 
der  Verwaltung  eine  sehr  weitgehende  Publikation  der  Reglements 
erfolgte.  Man  hielt  die  öffentliche  Bekanntmachung  in  einer  Zei- 
tung nicht  für  ausreichend,  sondern  man  verlangte  mehr,  etwa 
daß  die  Reglementsbestimmungen  an  dem  Fahrkartenschalter  oder 
in  den  Wartesälen  in  deutlich  sichtbarer  Schrift  aushingen  ^).  Der 
Staat  konnte  den  Eisenbahnen  einen  bestimmten  Publikationsmodus 
vorschreiben.  Aber  damit  war  die  Frage  der  privatrechtlichen 
Wirksamkeit  nicht  entschieden.  Der  Richter  mußte  vielmehr 
prüfen,  ob  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  anzunehmen 
war,  daß  der  Reisende  die  Bestimmungen  kannte  oder  kennen 
mußte. 

Die  geschilderte  Rechtsauffassung  war  unzureichend.  Einmal 
war  das  Hineintragen  des  Verschuldensprinzipes  bei  Beurteilung 
der  Frage,  was  als  vereinbart  anzusehen  ist,  nur  ein  Notbehelf. 
Die  Rechtssicherheit  mußte  darunter  leiden,  daß  naturgemäß  be- 
züglich des  Kennenmüssens  von  den  Richtern  verschieden  strenge 
Anforderungen  gestellt  wurden.  Und  wenn  einige  Schriftsteller 
der  Ansicht  waren,  daß  die  öffentliche  Bekanntmachung  in  irgend 
einer  Form  genüge  (so  KoCH,  Deutschlands  Eisenbahnen  I,  S.  145), 
so  war  durch  diesen  Streit  ein  höchst  unsicherer  Rechtszustand 
herbeigeführt,  da  ein  so  bedeutender  handelsrechtlicher  Schrift- 
steller wie  Goldschmidt  anderer  Meinung  war.  Da  war  es  nun 
in  der  juristischen  Konstruktion  ein  Schritt  weiter,  praktisch  aber 
nur  insoweit  eine  Neuerung,  als  an  Stelle  eines  unsicheren  Rechts- 
zustandes ein  sicherer  gesetzt  wurde,  wenn  man  die  Reglements 
und  Tarife  der  Eisenbahnen  als  Willenserklärungen  ansah,  die  im 
voraus  den  abzuschließenden  Verträgen  einen  bestimmten  Inhalt 
zu  geben  vermögen.  Gewiß  wird  hier  sofort  die  Frage  laut,  in 
welcher  Form  diese  Erklärungen  veröffentlicht  werden  müssen.  Fehlt 

schweigende  Einigung  über  die  Reglementsvorschriften  liege,  weil  sie  regel- 
mäßig den  Reisenden  erst  nach  Perfektion  des  Transportvertrages  ausge- 
händigt würden. 

1)  Goldschmidt  a.  a.  0.  S.  595  ff. 
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es  hierüber  an  gesetzlichen  Bestimmungen,  so  wird  der  Richter 
nach  wie  vor  die  Voraussetzungen  der  öffentlichen  Bekanntmachung 
und  damit  des  gültigen  Zustandekommens  dieser  Erklärungen  über- 
haupt wiederum  danach  zu  beurteilen  haben,  ob  die  öffentliche 
Bekanntmachung  so  weit  gegangen  ist,  daß  das  Kennen  dem  Kennen- 
müssen gleichgestellt  werden  kann.  Und  dann  wäre  der  praktische 
Erfolg  gleich  Null.  So  klagt  Pappenheim  (a.  a.  0.  S.  23)  dar- 
über, daß  hinsichtlich  der  Beförderungsbedingungen  der  Klein- 
bahnen, die  nunmehr  selbst  abändernd  in  das  Reichsprivatrecht 
des  Eisenbahntransportes  sollten  eingreifen  können,  es  an  jeder 
Garantie  dafür  fehle,  daß  ihre  Veröffentlichung  in  einer  Weise 
erfolge,  wie  sie  mit  Rücksicht  auf  jene  Wirkung  geboten  erscheine. 
Allein  man  kann  die  Prüfung  der  Geeignetheit  der  Bekanntmachung 
der  Reglements  von  ihrer  Wirksamkeit  trennen.  Es  ist  nämlich 
mit  der  Auffassung  der  Reglements  und  Tarife  als  einer  selb- 
ständigen Willenserklärung  sehr  wohl  vereinbar,  daß  das  Privat- 
rechtsgesetz hinsichtlich  der  Publikationserfordernisse  auf  das 
öffentliche  Recht  verweist,  und  andererseits  bietet  sich  für  die 
Bildung  von  Gewohnheitsrecht  hier  ein  geeignetes  Feld. 

Die  veränderte  Auffassung  muß  schon  für  das  Recht  des  alten 
HGB.s  angenommen  w^erden.  Sie  ist  aber  zugleich  die  Lösung 
für  die  Bedeutung  der  EVO.  im  Rahmen  des  neuen  HGB.s. 
Dieses  muß  sie  bezüglich  der  Beförderungsbedingungen  der 
Kleinbahnen  notwendig  haben,  weil,  wie  wir  gesehen  haben, 
diese  keine  Rechtsnormen  sein  sollen.  Das  läßt  einen  Schluß 
auf  die  Spezialbestimmungen  der  Eisenbahnen  zu.  Das  HGB. 
erkennt  aber  auch  ausdrücklich  die  in  den  Tarifen  der  Eisen- 
bahnen enthaltenen  Normen  als  selbständige  Normen  an.  Beweis 
ist  §  461  HGB.,  welcher  bestimmt:  „Die  Eisenbahnen  können  in 
besonderen  Bedingungen  (Ausnahmetarifen)  einen  im  Falle  des 
Verlustes  oder  der  Beschädigung  zu  erstattenden  Höchstbetrag 
festsetzen  usw." 

Die  geschilderte  Entwicklung  erscheint  uns  ganz  geläufig  hin- 
sichtlich der  Tarife  im  eigentlichen  (engeren)  Sinne.  Man  hält  es 
für  selbstverständlich,  daß,  wenn  die  Fracht  nach  Ausführung  des 
Transportes  erhoben  wird,  die  von  der  Eisenbahn  im  voraus  fest- 
gesetzten Tarife  zur  Anwendung  kommen,  auch  wenn  der  Ab- 
sender sich  diesen  im  Frachtbrief  nicht  besonders  unterworfen 
haben  sollte  und  auch  sonst  keinerlei  Kenntnis  davon  gehabt 
haben  sollte.    Genau  dasselbe  gilt  aber  von  reglementarischen 
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Bestimmungen  (Tarifen  im  weiteren  Sinne  oder  Taxen  im  weiteren 
Sinne). 

In  solchen  Vorschriften,  welche  keine  Rechtsnormen  sind, 
aber  doch,  ohne  von  den  Parteien  vereinbart  zu  sein,  Yertrags- 
wirkungen  regeln,  möchten  wir  die  eigentümlichen  Normen  er- 
blicken, welche  Taxen  genannt  werden.  Im  engeren  Sinne  be- 
zeichnet dieser  Begriff  allerdings  nur  Geldleistungen,  z.  B.  die  Ver- 
gütung beim  Mäklervertrag ,  Dienstvertrag,  Werkvertrag  usw.  ^). 
Allein  im  weiteren  Sinne  können  auch  Vorschriften  über  Haft- 
pflicht usw.  unter  diesen  Begriff  gebracht  werden.  Insbesondere 
stehen  im  Eisenbahnfrachtverkehr  die  Vorschriften  über  die  Höhe 
der  Fracht  mit  denen  über  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  in  einem 
gewissen  Zusammenhange  Die  Taxen  brauchen  nicht  notwen- 
dig einseitige  Festsetzungen  des  einen  Vertragsteiles  zu  sein,  wie 
es  bei  den  privaten  Betriebsreglements  der  Fall  war.  Auch  von 
dritten  Personen  oder  staatlichen  Organen  können  sie  ausgehen. 
Die  Taxen  können  sich  zwar  nur  im  Gebiete  des  ius  dispositivum 
bewegen,  sie  können  aber  selbst  wiederum  zwingende  oder  ab- 
änderbare Normen  sein.  Abänderbare  Taxen  waren  die  Betriebs- 
reglements ^).  Ging  nur  die  Vollmacht  des  Abschlußbeamten  weit 
genug,  so  konnte  er  mit  dem  Reisenden  gültig  eine  im  Wider- 
spruch zu  dem  Reglement  stehende  Vereinbarung  treffen.  Zwingende 
Taxen  gehören  dem  öffentlichen  Recht  an  Zu  ihnen  gehört 
die  EVO. 

Sie  ist  nicht  mehr  von  den  Eisenbahnen  selbst  erlassen,  son- 
dern von  einem  staatlichen  Organ  und  zwar  gleichsam  vom  Bundes- 
rat, bezw.  König  von  Bayern  in  Vertretung  der  Eisenbahnverwal- 
tungen. Ihre  zwingende  Natur  äußert  sich  gegenüber  den  Staats- 
bahnen der  Bundesstaaten  und  gegenüber  den  Privateisenbahnen. 
In  beiden  Richtungen  ist  die  Zwangsnatur  ein  Ausfluß  des  auf 
das  Reich  übergegangenen  Eisenbahnhoheitsrechtes.  Die  zwingende 
Natur  der  EVO.  ist  im  §  471  Abs.  2  HGB.  noch  besonders  aus- 

1)  Vgl.  BGB.  §§  653,  612,  632. 

2)  Vgl.  §  461  HGB. 

ö)  Zu  ilinen  gehören  auch  die  ärztlichen  Taxen,  z.  B.  die  Preußische  Ge- 
bührenordnung für  approbierte  Aerzte  und  Zahnärzte  vom  15.  Mai  1896. 
§  1  lautet:  „Den  approbierten  Aerzten  und  Zahnärzten  der  Gewerbeordnung 
stehen  für  ihre  berufsmäßigen  Leistungen  in  streitigen  Fällen  mangels  einer 
Vereinbarung  Gebühren  nach  Maßgabe  der  nachstehenden  Bestimmungen  zu." 
Vgl.  dazu  §  80  der  Gewerbeordnung. 

4)  Anderer  Meinung  Entsch.  des  RG.  in  Zivilsachen  Bd.  68  S.  199. 
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gesprochen.  Die  EVO.  ist  also  sozusagen  in  zwangsweiser  Ver- 
tretung der  Eisenbahnverwaltungen  erlassen  worden. 

Die  Verweisungen  des  HGB.s  auf  die  EVO.  sind  also  in 
Wirklichkeit  Verweisungen  auf  eine  Taxe.  Da  die  Taxen  ohne 
Vereinbarung  wirksam  werden,  ist  wenigstens  eine  Teilabsicht  der 
Denkschrift  verwirklicht  worden,  die  in  den  Worten  ausgedrückt 
ist  ^):  „Unter  diesen  Umständen  erscheint  es  einfacher,  die  Haftung 
der  Eisenbahnen  derart  zu  regeln,  daß  die  betreffenden  Vorschriften 
unmittelbar,  d.  h.  ohne  den  Umweg  einer  Aufnahme  in  den  Fracht- 
vertrag zur  Anwendung  kommen."  Die  Notwendigkeit  jedesmaliger 
vertraglicher  Vereinbarung  ist  in  der  Tat  eliminiert  worden. 

Ein  in  jeder  Richtung  passendes,  ausgezeichnetes  Analogon 
zu  den  Verweisungen  des  HGB.s  ist  §  50  des  Postgesetzes 
vom  28.  Oktober  1871.  Er  bestimmt  im  Absatz  1 :  „Durch 
ein  von  dem  Reichskanzler  zu  erlassendes  Reglement,  welches 
mittels  der  für  die  Publikation  amtlicher  Bekanntmachungen 
bestimmten  Blätter  zu  veröffentlichen  ist,  werden  die  weiteren  bei 
Benutzung  der  Postanstalt  zu  beobachtenden  Vorschriften  ge- 
troffen." Im  Absatz  2  heißt  es:  „Diese  Vorschriften  gelten  als 
Bestandteil  des  Vertrages  zwischen  der  Postanstalt  und  dem  Ab- 
sender, bezw.  Reisenden."  Im  Absatz  3  wird  endlich  bestimmt, 
welche  Gegenstände  dieses  Reglement  regeln  muß.  In  Ausführung 
des  §  50  ist  die  sogen.  Postordnung  erlassen,  zuletzt  vom  20.  März 
1900  Daß  es  sich  auch  bei  der  Benutzung  der  Post  noch  um 
Abschluß  von  privatrechtlichen  Verträgen  handelt,  haben  wir  oben 
gezeigt  Daß  die  Bestimmungen  der  Postordnung  nicht  erst  auf 
Grund  einer  Vereinbarung,  die  ja  hier  ebenso  wie  beim  Eisenbahn- 
transportgeschäft im  einzelnen  Falle  jedesmal  geschehen  müßte, 
nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  wirksam  werden  sollen,  ergibt 
sich  klar  aus  der  Bestimmung  des  Abs.  2,  welcher  bestimmt,  daß 
die  Vorschriften  der  Postordnung  als  Bestandteil  des  Vertrages 
gelten.  Sie  sollen  also  nicht  kraft  des  Parteiwillens  zur  An- 
wendung kommen,  sondern  kraft  des  Willens  des  Postgesetzes. 
Der  Gesetzgeber  stellt  eine  Fiktion  auf,  die  dahin  geht,  daß  an- 
zunehmen ist,  die  Parteien  hätten  die  Bestimmungen  der  Post- 
ordnung ihrem  Vertrage  zugrunde  gelegt.    Das  heißt  aber  nichts 


1)  Materialien  S.  129. 

2)  Die  PO.  wird  übrigens  im  Zentralbl.  für  d.  D.  R.  publiziert. 

3)  Ebenso  Mandry,  Ziviire cbtlicher  Inhalt  der  Reichsgesetze  S.  490. 
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anderes  als,  daß  die  Bestimmungen  der  Postordnung  ex  lege  Ver- 
tragsbestandteile sind.  Auch  hier  wäre  es  unrichtig,  die  Yertrags- 
natur,  d.  h.  die  privatrechtliche  Wirksamkeit  den  Bestimmungen 
der  Postordnung  erst  durch  Vereinbarung  im  einzelnen  Falle  zu- 
kommen zu  lassen,  und  zwar  deshalb,  weil  die  Bestimmungen  der 
Postordnung  ja  gerade  ius  cogens  für  beide  Teile  sein  sollen 
Wäre  auch  hier  der  Gesetzgeber  davon  ausgegangen,  daß  es  nur 
die  Möglichkeit:  „Vertragsnorm  oder  Eechtsnorm"  gibt,  so  hätte 
es  ihm  genügen  können,  daß  er  im  §  50  Abs.  1  die  Befugnis,  die 
Postordnung  zu  erlassen,  dem  Reichskanzler  und  für  gewisse  Gegen- 
stände (im  Abs.  4  der  Postordnung)  dem  Bundesrat  delegierte. 
Auf  Grund  der  Delegation  hätten  diese  die  PO.  als  Rechtsver- 
ordnung im  LABANDschen  Sinne,  als  „Privatrechtsnorm"  erlassen 
können.  Es  hätte  dann  noch  gesagt  werden  können,  daß  die  Be- 
stimmungen der  Postordnung  Bestandteile  des  zwischen  der  Post 
und  dem  Absender,  bezw.  Reisenden  abgeschlossenen  Vertrages 
sind,  in  dem  Sinne,  daß  sie  die  Vertragswirkungen  regeln,  aller- 
dings in  überflüssiger  Weise,  denn  das  versteht  sich  für  das  ob- 
jektive Recht  von  selbst,  aber  es  wäre  widersinnig  gewesen,  zu 
sagen,  daß  sie  als  Bestandteil  des  Vertrages  gelten  sollen. 

Der  Gesetzgeber  des  Postgesetzes  hat  mit  glücklicher  Wahl 
des  Ausdrucks  die  Taxennatur  der  Postordnung  betont.  Er  spricht 
den  Vorschriften  unmittelbare  privatrechtliche  Wirksamkeit  zu  ^). 
Er  hat  damit  an  der  öffentlich-rechtlichen  Natur  der  Postordnung 


1)  Mandey  a.  a.  0.  sagt  S.  489  :  „Die  Postordnungen  haben  keine  andere 
Bedeutung  als  die  angeführten  Reglements  (Betriebsreglements). "  Sie  sind 
also  nach  Ansicht  von  Mandey  Vertragsnorm,  da  die  Betriebsreglements 
nach  seiner  Meinung  (S.  488)  privatrechtliche  Bedeutung  erst  dadurch  er- 
halten, daß  auf  Grund  derselben  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Verein- 
barungen entstehen  können.  Mandey  übersieht  die  selbständige  Wirksam- 
keit tarif arischer  Bestimmungen.  Trotzdem  sagt  er  S. 491:  „Die  Vorschriften 
der  PO.  gelten  auf  Grund  des  Abs.  2  auch,  wenn  der  Mitkontrahent  mit 
solchen  nicht  bekannt  gewesen  sein  sollte."  Wie  das  möglich  ist,  erklärt 
Mandey  nicht. 

2)  Aendt,  Reichsverordnungsrecht  S.  117  sagt:  „Das  Haus  Thum  und 
Taxis  hatte  zwar  den  Besitz  von  Postanstalten,  aber  nicht  das  Recht,  mit 
Rechtswirksamkeit  anzuordnen,  daß  seine  Reglements  (unter  Abänderung  des 
sonst  geltenden  Rechts)  als  Bestandteil  des  Vertrages  erachtet  werden  müs- 
sen." Er  wird  aber  doch  wohl  nicht  bestreiten  wollen,  daß  ein  Gesetz  diese 
Reglements,  ebenso  wie  §  473  HGB.  die  Beförderungsbedingungen  der  Klein- 
bahnen, für  unmittelbar  anwendbar  hätte  erklären  können  durch  eine  dem 
§  50  des  PG.  entsprechende  Vorschrift. 
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niclits  geändert  und  konnte  daran  nichts  ändern.    Eine  solche  j 
Aenderung  wäre  auch  dem  einheitlichen  Charakter  der  Postord-  j 
nung  schädlich  gewesen.    Denn  sie  enthält  ebenso  wie  die  EVO. 
auch  Bestimmungen,  welche  die  öffentlich-rechtliche  Transport-  i 
pflicht  der  Post  regeln  (vergl.  z.  B.  §  50  Abs.  3  Ziff.  1 :  „Die  Be- 
dingungen für  die  Annahme  aller  behufs  der  Beförderung  durch 
die  Post  eingelieferten  Gegenstände",  weiter  Ziff.  5),  ferner  Be-  j 
Stimmungen  polizeilicher  Natur  (vergl.  z.  B.  Ziff.  10   des  §  50:  ] 
„Anordnungen  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung,  der  Sicherheit  ^ 
und  des  Anstandes  auf  den  Posten,  in  den  Postlokalen  und  Pas- 
sagierstuben" 1).    Nach  Labands  Meinung  ^)  hatte  die  alte  EVO.  ! 
dem  HGB.  gegenüber  dieselbe  Bedeutung  wie  die  Postordnung  \ 
gegenüber  dem  Postgesetz.   Wir  glauben  dargetan  zu  haben,  daß  j 
sowohl  die  alte  EVO.  wie  die  neue  EVO.  diese  Bedeutung  haben.  | 
Wir  kommen  zu   dem  Ergebnis,    daß  die  Taxennatur  der  j 
EVO.  durch  das  neue  HGB.  nicht  verändert  worden  ist.    Dies  ; 
hat  zur  Folge,  daß  den  Verweisungen  des  HGB.s  eine  gewisse 
Einschränkung  gegeben  werden  muß.    Der  §  454  in  seiner  All-  i 
gemeinheit  ist  gegenstandslos.   Die  Privatrechtsverordnung,  die  er  j 

voraussetzt,  existiert  nicht.    Es  wäre  auch  das  erste  Mal,  daß  \ 

i 

einer  Privatrechtsverordnung  durch  eine  so  allgemeine  Beziehung,  j 
wie  sie  im  §  454  aufgestellt  wird,  ihre  Grenzen  gesetzt  würden.  j 
Dasselbe  gilt  vom  §  472  HGB.  Daraus  folgt  aber  nicht,  daß  in  i 
bezug  auf  die  Personenbeförderung  die  tarifarischen  Bestimmungen  ; 

1)  Es  ist  erklärlich,  daß  die  Bedeutung  des  §  50  des  PG.  der  Interpre- 
tation große  Schwierigkeiten  bereitet,  und  dabei  die  verschiedenartigsten  j 
Meinungen  zu  Tage  treten:  So  sagt  Dambach-Geimm  Kommentar  zum  PG. 

in  Anm.  2  zum  §  50,  daß  nur  die  polizeilichen  Vorschriften  der  Postordnung  ] 

wirkliche  Rechtsnormen  seien,  bezüglich  der  übrigen  Bestimmungen  aber  die  ^ 

Postordnung  nicht  wie  ein  Gesetz,  sondern  wie  ein  Vertrag  auszulegen  sei,  und  ■ 

daß  überhaupt  bei  der  ganzen  Handhabnug  der  Postordnung  nicht  die  strengen  ; 

Grundsätze  der  Anwendung  eines  Gesetzes,  sondern  die  freieren  Prinzipien  ■ 

der  Erfüllung  eines  Vertrages  maßgebend   seien.    Schott  in  Endemanns  ' 

Handbuch  S.  533  bezeichnet  mit  Recht  die  Bestimmung  des  §  50  Abs.  2  i 
als  unmöglich,  insofern  sie  eine  Reihe  von  Vorschriften  enthalte,  welche  vor 

Abschluß  des  Vertrages  Anwendung  finden,  und  solche,  welche  polizeilicher  1 
Natur  sind.    Wenn  aber  Schott  die  Bestimmungen  des  Abs.  2  als  in  sich 
widersprechend  bezeichnet,  weil  das  Gesetz  die  Normen,  die   nach  seinem 

Willen  zur  Anwendung  kommen  sollen,  nicht  gleichzeitig  als  Vertragsnormen  « 

bezeichnen  könne,  so  ist   das  unzutreffend.     Denn  §  50  sagt  nicht,  daß  ^ 

sie  Vertragsnormen  seien,   sondern  daß  sie  als  Vertragsnormen  gelten  j 

sollen.    Er  stellt,  wie  im  Text  gesagt,  nur  eine  Fiktion  auf.  ] 

2)  Staatsrecht  Bd.  3  S.  120.  ! 
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der  Eisenbahnen  und  die  Bestimmungen  der  EVO.  nicht  die  oben 
geschilderte  selbständige  Bedeutung  hätten.  Vielmehr  muß  sie 
ihnen  zugesprochen  werden  ebenso  wie  den  den  Frachtverkehr 
betreffenden  Bestimmungen,  welche  nicht  durch  die  Spezialver- 
weisungen  im  HGB.  gedeckt  sind.  Aber  für  beide  muß  wieder 
die  Einschränkung  gemacht  werden,  daß  sie  nur  für  das  ursprüng- 
liche Gebiet  der  Taxen  und  Tarife  Geltung  haben,  das  ist  das 
Gebiet  von  Vertragsbedingungen.  Daß  tarifarische  Bestimmungen 
auch  das  vor  vertragliche  Verhältnis  regeln,  muß  eine  Ausnahme 
bleiben  und  kann  nur  da  zugelassen  werden,  wo  das  Gesetz  es 
für  einen  einzelnen  Punkt  gestattet.  Eben  deswegen  ist  es  auch 
ganz  und  gar  ausgeschlossen,  daß  die  Transportpflicht  der  Eisen- 
bahnen im  Personenverkehr  als  vom  HGB.  gegeben  angesehen 
wird.  Die  herrschende  Meinung,  welche  die  EVO.  als  eine  gül- 
tige Privatrechtsverordnung  ansieht,  müßte  so  konsequent  sein  und 
die  Statuierung  der  Personentransportp flicht  in  der  EVO.  für  gleich- 
bedeutend mit  der  Statuierung  im  HGB.  erachten.  Denn  nach 
ihr  ist  ja  die  EVO.  an  Gesetzesstelle.  Aber  bezeichnenderweise  ist 
man  mit  der  Regelung  der  Personentransportpflicht  in  der  EVO. 
sehr  unzufrieden  und  verlangt  Regelung  auf  gesetzlichem  Wege^). 

§  8. 

Die   Vorschriften    der   EVO.,    welche  sich  auf 
das  öffentlich-rechtliche  Verhältnis  zwischen 
Eisenbahn  und  Publikum  beziehen. 

Es  ist  bestritten,  daß  die  EVO.  Vorschriften  enthalte,  die 
sich  auf  das  öffentlich-rechtliche  Verhältnis  zum  Publikum  be- 
ziehen, insbesondere  polizeiliche  Vorschriften.  Diejenigen,  welche 
es  bestreiten,  wollen  die  einheitliche  Natur  der  EVO.  damit  wah- 
ren. Sie  stellen  den  Satz  auf,  daß  die  EVO.  nur  staatlich  fest- 
gesetzte Transportbedingungen  enthalte  Erfreulicherweise  er- 
kennen jedoch  die  meisten  Schriftsteller  das  Gegenteil  an  ^). 

1)  Vgl.  Egbe,  Personenbeförderungsverfcrag  S.  109. 

2)  So  SoHUNCK  in  Egbrs  Abhandlungen  S.  108. 

3)  Aendt  Verordnungsrecht  des  Deutsches  Reiches  S.  112.  Schott  in 
Endemanns  Handbuch  S.  524.  Uleich  Eisenbahnbetriebsreglements  in 
Stengels  Wörterbuch  S.  335.  Ferner  Aendt  in  Biekmeyees  Rechtsenzyklo- 
pädie S.  908  und  909.  Auch  die  Denkschrift  zum  Entwurf  des  neuen  HGB.s 
(Materialien  S.  130)  erkennt  an,  daß  es  sich  bei  den  Vorschriften  über  die 
Personenbeförderung  zum  großen  Teil  um  Bestimmungen  handelt,  die  auf 
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Wir  haben  bereits  bezüglich  der  ersten  Gruppe  der  zu  be- 
sprechenden Vorschriften  daraufhingewiesen,  daß  das  vorvertrag- 
liche Verhältnis  zwischen  Eisenbahn  und  Publikum  im  Personen- 
verkehr und  auch  noch  in  einigen  anderen  Verkehrsarten  öffent- 
lich-rechtlich ist.  Der  Komplex  dieser  ersten  Gruppe  von  Vor- 
schriften erschöpft  sich  aber  nicht  in  den  Bestimmungen  über  die 
Kontrahierungspflicht  der  Eisenbahnen.  Sie  sind  auch  öffentlich- 
rechtlich verpflichtet,  alle  diejenigen  Einrichtungen  zu  halten,  die 
den  Abschluß  von  Transportverträgen  vorbereiten.  Hierher  gehört 
z.  B.  §  10,  welcher  die  Pflicht,  Fahrpläne  auszuhängen,  ausspricht, 
§  14,  welcher  bestimmt,  zu  welchen  Zeiten  das  Publikum  den  Ver- 
kauf von  Fahrkarten  beanspruchen  kann,  §  15,  welcher  die  Voraus- 
bestellung von  Abteilen  zuläßt. 

Besonders  bestritten  ist,  daß  die  EVO.  auch  öffentliche  Rechte 
der  Eisenbahnen  normiert.  Vor  allem  sucht  ScHüNCK  den  Nach- 
weis zu  führen  ^),  daß  die  Ausübung  der  Bahnpolizei,  auch  soweit 
sie  sich  gegen  das  reisende  Publikum  richtet,  nur  in  der  Eisen- 
bahn-Bau- und  Betriebs-Ordnung  geregelt  sei.  Der  §  82  der  BBO. 
vom  4.  November  1904  lautet:  „Wer  den  Bestimmungen  der  §§  77 
bis  81  zuwiderhandelt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  100  Mark  be- 
straft, wenn  nicht  nach  den  allgemeinen  Straf  bestimmun  gen  eine 
höhere  Strafe  verwirkt  ist  (Abs.  1).  Die  gleiche  Strafe  trifft  den,  der 
den  Bestimmungen  der  Verkehrsordnung  über  die  von  der  Mitnahme 
in  Personenwagen  ausgeschlossenen  Gegenstände  zuwiderhandelt 
(Abs.  2)"  2).  Der  §  78  hat  das  Betreten  der  Bahnanlagen  zum  Gegen- 
stande, §  79  das  üeberschreiten  der  Bahn,  §  80  Bahnbeschädigungen 
und  Betriebsstörungen.  §  81  lautet:  „Die  Reisenden  dürfen  nur  an 
der  dazu  bestimmten  Seite  der  Züge  ein-  und  aussteigen.  —  So- 
lange ein  Zug  sich  in  Bewegung  befindet,  ist  das  Oeffnen  der 
Wagentüren,  das  Ein-  und  Aussteigen,  der  Versuch  oder  die  Hilfe- 
leistung dazu,  das  Betreten  der  Trittbretter  und  Plattformen,  so- 
weit der  Aufenthalt  hier  nicht  ausdrücklich  gestattet  ist,  verboten. 
—  Es  ist  untersagt,  Gegenstände  aus  dem  Wagen  zu  werfen,  durch 

der  Grenze  zwischen  dem  privatrechtlichen  und  polizeilichen  Gebiete  liegen. 
Vgl.  auch  Entsch.  des  RG.  in  Strafsachen  Bd.  10  S.  325  über  §  21  Ziflf.  5 
(jetzt  §16)  der  EVO.  von  1892:  „Aussetzung  ist  Ausübung  der  Bahnpolizei." 

1)  A.  a.  0. 

2)  Die  Rechtsgültigkeit  der  Strafandrohung  in  §  82  ist  bekanntlich  von 
vielen  Seiten  bestritten  worden.  Es  ist  nicht  unsere  Sache,  diese  Frage  zu 
entscheiden.  Vgl.  insbesondere  die  dieses  Thema  behandelnde  Bonner  Dis- 
sertation von  Schollen  (1897). 
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die  ein  Mensch  verletzt  oder  eine  Sache  beschädigt  werden  könnte." 
Der  wichtigste  ist  §  77:  „Die  Reisenden  und  das  sonstige  PubH- 
kum  haben  den  allgemeinen  Anordnungen,  die  von  der  Bahnver- 
waltung zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  innerhalb  des  Bahn- 
gebietes und  im  Bahnverkehr  getroffen  werden,  nachzukommen  und 
den  dienstlichen  Anordnungen  der  in  Uniform  befindlichen  oder 
mit  einem  Dienstabzeichen  oder  einem  sonstigen  Ausweis  über 
ihre  amtliche  Eigenschaft  versehenen  Bahnpolizeibeamten  Folge  zu 
leisten."  Zu  erwähnen  ist  noch  §  83:  „Ein  Abdruck  der  §§  75 
(betrifft  die  Ausübung  der  Bahnpolizei)  und  77  bis  82  dieser  Ord- 
nung sowie  der  Bestimmungen  der  Verkehrsordnung  über  die  von 
der  Mitnahme  in  Personenwagen  ausgeschlossenen  Gegenstände 
ist  in  jedem  Warteraum  auszuhängen." 

Daraus,  daß  im  Absatz  2  des  §  82  nur  eine  bestimmte  Gruppe 
aus  den  Vorschriften  der  EVO.  unter  Strafe  gestellt  ist  und  im 
§  81  die  unter  das  mit  Strafe  bedrohte  Gebot  fallenden  Hand- 
lungen der  Reisenden  besonders  aufgezählt  sind,  schließt  SCHUNCK, 
daß  ein  Zuwiderhandeln  gegen  die  Vorschriften  der  EVO.  im  all- 
gemeinen, also  gegen  andere  als  die  im  Abs.  2  §  82  BBO.  in  Bezug 
genommenen  Bestimmungen,  keine  der  nach  §  82  strafbaren  Hand- 
lungen darstelle.  Schunck  findet  in  den  Bestimmungen  des  §  29 
EVO.,  der  das  in  Bezug  genommene  Verbot  der  Mitnahme  ge- 
wisser Gegenstände  enthält,  auch  kein  Hindernis,  sämtliche  Be- 
stimmungen der  EVO.  als  Vertragsbedingungen  zu  bezeichnen. 
Denn  er  meint,  das  Verbot  der  Mitnahme  dieser  Gegenstände  sei 
an  sich  nur  eine  Vertragsbedingung;  in  der  BBO.  wäre  das  Ver- 
bot wiederholt  und  zugleich  unter  Strafe  gestellt. 

Wenn  wir  die  speziellen  Verbote  der  BBO.  (§  79  §  80  §  81) 
betrachten,  so  erkennen  wir,  daß  es  sich  hier  um  sicherheitspoli- 
zeiliche Verbote  handelt.  Gewisse  Vorschriften  der  EVO.  sind 
mit  diesen  völlig  gleichartig  und  müssen  deshalb  ebenfalls  als  sicher- 
heitspolizeiliche Vorschriften  betrachtet  werden.  Die  Natur  der 
von  der  Mitnahme  nach  §  29  EVO.  ausgeschlossenen  Gegenstände 
zeigt,  daß  es  sich  zunächst  hier  zweifellos  um  solche  Vorschriften 
handelt.  Aber  auch  andere  Bestimmungen  der  EVO.  gehören  dazu,  z. 
B.  §  24  (Verfahren  auf  Zwischenstationen,  Anhalten  auf  freier  Bahn). 

Er  lautet:  „1   2.  Wird  ausnahmsweise  außerhalb  einer 

Station  längere  Zeit  angehalten,  so  dürfen  die  Reisenden  nur  mit 
ausdrücklicher  Bewilligung  des  Zugführers  aussteigen.  Sie  müssen 
sich  sofort  von  dem  Bahngeleise  entfernen  und  auf  das  erste 

6 
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Zeiclaen  des  Zugführers  ihre  Plätze  wieder  einnehmen."  Diese 
Bestimmung  könnte  ebensogut  in  der  BBO.  stehen.  Sie  ist  offen- 
bar eine  Erläuterung  zu  den  Vorschriften  in  §  81  der  BBO.  über 
das  Ein-  und  Aussteigen  der  Beisenden.  Es  wäre  eine  jeden 
inneren  Grundes  entbehrende  Unterscheidung,  wollte  man  das  im 
§  81  BBO.  enthaltene  Verbot  einzusteigen,  solange  sich  der  Zug 
in  Bewegung  befindet,  als  ein  polizeiliches,  die  nach  §  24  EVO. be- 
stehende Pflicht,  beim  Halten  auf  freier  Strecke  nicht  ohne  ausdrück- 
liche Erlaubnis  des  Zugführers  auszusteigen,  als  eine  vertragliche 
hinstellen.  Versuche,  die  einheitliche  Natur  der  EVO.,  sei  es  als 
einer  lex  contractus,  sei  es  als  eines  Privatrechtsgesetzes  zu  retten, 
beruhen  auf  einer  völligen  Verkennung  des  Zweckes  dieser  Vor- 
schriften. Alle  Vorschriften  der  EVO.,  welche  dem  polizeilichen 
Zwecke  dienen,  eine  Gefährdung  des  Lebens  und  der  Gesundheit 
der  Reisenden  und  Eisenbahnbeamten  sowie  des  mit  der  Eisenbahn 
in  Berührung  kommenden  Publikums  zu  verhüten,  sind  polizeiliche. 

Aber  die  Eisenbahnpolizei  ist  nicht  nur  Sicherheitspolizei.  Sie 
dient  auch  dem  besonderen  wirtschaftlichen  Zwecke  der  Eisen- 
bahnen, eine  glatte  Abwickelung  des  Verkehrs  herbeizuführen. 
Dementsprechend  gibt  es  in  der  EVO.  verkehrsordnungspolizei- 
liche  Vorschriften.  Während  die  EVO.  nur  ausnahmsweise 
Vorschriften  sicherheitspolizeilicher  Natur  enthält,  finden  sich 
solche  der  zweiten  Art  in  großer  Zahl.  Nach  diesem  Gesichts- 
punkte scheiden  sich  im  allgemeinen  die  polizeilichen  Vorschriften 
der  EVO.  und  der  BBO.  Unter  die  verkehrsordnungspolizeilichen 
Vorschriften  sind  zu  rechnen  z.  B.  die  §§  16,  18,  19  Abs.  2,  22 
und  27.  Hierher  gehört  auch  §  28,  der  die  Mitnahme  von  Hand- 
gepäck in  die  Personenwagen  regelt.  Er  gibt  an,  welche  Gepäck- 
stücke als  Handgepäck  zuzulassen  sind,  und  spricht  damit  indirekt 
das  Verbot  aus,  andere  Gegenstände  mitzunehmen.  Er  steht  im 
Gegensatz  zu  dem  oben  behandelten  §  29,  nach  welchem  gefähr- 
liche Gegenstände  ausgeschlossen  sind,  insbesondere  geladene  Schuß- 
waffen, ferner  explosionsgefährliche,  leicht  entzündliche,  ätzende, 
übelriechende  Stoffe  und  dergleichen.  Das  Zuwiderhandeln  gegen 
die  Bestimmungen  des  §  28  ist  im  §  82  BBO.  nicht  unter  Strafe 
gestellt.  Die  Gleichheit  des  Ausdrucks  „von  der  Mitnahme  aus- 
geschlossene Gegenstände"  in  §  29  EVO.  und  §  82  BBO.  zeigt, 
daß  der  §  82  BBO.  nur  §  29  EVO.  mit  dem  Strafgebot  decken 
wilL  Das  bringt  auch  die  EVO.  selbst  zum  Ausdruck,  indem  sie 
nur  im  §  29,  nicht  dagegen  im  §  28,  auf  die  Verwirkung  der 


! 
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bahnpolizeilich  festgesetzten  Strafe  hinweist.    Dies  ist  ein  Beweis  ' 

dafür,  daß  sowohl  die  EVO.  wie  BBO.  selbst  den  sicherheits-  ' 
polizeilichen  und  den  verkehrsordnungspolizeilichen  Gesichtspunkt 
trennen. 

Aus  dem  einfachen  Unterschiede  zwischen  sicherheitspolizei- 
lichen und  verkehrsordnungspolizeilichen  Vorschriften  ergibt  sich  i 
auch  die  richtige  Einschränkung  für  die  Strafbarkeit  des  ün-  j 
gehorsams.    Die  durch  §  77  BBO.  ausgesprochene  Gehorsams- 
pflicht scheint  soweit  zu  reichen,  daß  den  allgemeinen  Anordnungen  ' 
der  Bahnverwaltung  und  den  dienstlichen  Anordnungen  der  Bahn-  i 
polizeibeamten  Folge  zu  leisten  ist,  auch  wenn  es  sich  nur  um 
verkehrsordnungspolizeiliche  Maßregeln  handelt.    Als  solche  ver- 
kehrsordnungspoiizeiliche  allgemeinen  Anordnungen  müßten  natür- 
lich auch  die  verkehrsordnungspolizeilichen  Vorschriften  der  EVO.  \ 
selbst  gelten.    Wir  wollen  nicht  bestreiten,  daß  die  im  §  77  aus-  i 
gesprochene  Gehorsamspflicht  des  Publikums  nicht  durch  den  sicher- 
heitspolizeilichen Zweck  bedingt  ist.    Zum  mindesten  muß  analog 
eine  Gehorsamspflicht  auch  in  anderer  Richtung  angenommen 
werden.     Aber  die  Strafbarkeit  nach  §  82  kann  nicht  soweit  | 
reichen.    Dies  muß  aus  dem  besonderen  Hinweis  auf  die  Bestim- 
mungen der  EVO.  über  die  von  der  Mitnahme  ausgeschlossenen  ; 
Gegenstände  in  §  82  BBO.  geschlossen  werden.    Insofern  ist  die  i 
Benutzung  dieser  Stelle   als  argumentum  e  contrario ,  wie  sie  ) 
SCHüNCK  durchführt,  richtig       Nur  muß  die  Strafbarkeit  auf  j 
die  wenigen  ebenfalls  sicherheitspolizeilichen  Vorschriften  der  EVO.  | 
ausgedehnt  werden.    Dies  ist  keine  unzulässige  Strafbarkeit  per  | 
analogiam.    Denn  sie  folgt  aus  §  77  BBO.    Strafbar  wäre  also  j 
z.  B.  auch  ein  Zuwiderhandeln  gegen  §  24  Abs.  2  EVO.   Würde  i 
man  dieses  mit  ScHUNCK  verneinen,  so  käme  man  zu  dem  unver-  j 
nünftigen  Ergebnis,  daß  das  Aussteigen  auf  freier  Fahrt  ohne  aus-  ' 
drückliche  Erlaubnis  des  Zugführers  an  sich  nicht  strafbar  wäre,  ; 
sofort  aber  strafbar  würde,  wenn  es  durch  eine  allgemeine  An-  | 
Ordnung  der  Bahn  Verwaltung  im  Sinne  des  §  77  BBO.,  die  in  der  I 
bloßen  Veröffentlichung  der  EVO.  schon  zu  finden  wäre,  verboten  j 
würde.  Die  alleinige  Erwähnung  der  Bestimmungen  der  Verkehrs-  j 
Ordnung  über  die  von  der  Mitnahme  in  Personenwagen  ausge-  ; 
schlossenen  Gegenstände  in  §  82  BBO.  kann  somit  nicht  als  glück-  j 
lieh  bezeichnet  werden.     Dasselbe  gilt   von  der  Beschränkung  | 

 .  ! 

1)  Dasselbe  Argument  wird  gebraucht  von  „K."  in  der  Zeitung  des  ' 
Vereins  Deutscher  Eisenbabnverwaltungen  1910,  S.  98. 
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der  im  §  83  BBO.  bezüglich  der  EVO.  ausgesprochenen  Publi-  \ 

kationsp flicht  auf  diese  Bestimmungen.  : 

Ein  Verstoß  gegen  verkehrsordnungspolizeiliche  Vorschriften,  j 

auch  solche  der  EVO.,  kann  nicht  als  strafbar  erachtet  werden.  ) 

Die  gegenteilige  Meinung  würde  zu  unannehmbaren  Konsequenzen  j 

führen.    Man  denke  sich:  Die  Eisenbahnverwaltung  trifft  die  all-  < 
gemeine  Anordnung,  daß  man  von  einer  bestimmten  Seite  an  den 
Fahrkartenschalter  herantreten  soll,  durch  die  üebertretung  sollte 
die  Strafe  des  §  82  verwirkt  sein?    Oder  der  Portier  gibt,  da 

gerade  einer  von  mehreren  Schaltern  frei  ist,  mir  die  Anweisung,  i 
dort  meine  Fahrkarte  zu  kaufen,  ich  folge  seinem  Befehl  nicht  und 

sollte  die  Strafe  verwirkt  haben?  Die  Konsequenz  würde  u.  a.  auch  1 

sein,  daß  der  Portier  befugt  wäre,  mich  wegen  dieses  Ungehorsams  \ 

nach  §  75  BBO.  unter  gewissen  weiteren  Voraussetzungen  vorläufig  ; 
festzunehmen. 

Die  Durchführung  der  Vorschriften,  welche  dem  bloßen  Ord- 
nungszwecke dienen,  ist  trotz  der  Straflosigkeit  der  üebertretung 
erzwingbar.  Zunächst  kommt  in  Betracht,  daß  die  Eisenbahn-  ■ 
beamten  befugt  sind,  sich  mit  Gewalt  Gehorsam  zu  verschaffen.  | 
Widerstand  gegen  sie  ist  Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt  (StGB.  j 
§  113).  Ferner  raachen  sich  Personen^  die  sich  auf  den  Bahn-  , 
höfen  oder  in  den  Fahrzeugen  der  Eisenbahn  befinden  und  auf  i 
Aufforderung  hin  sich  nicht  entfernen,  des  Hausfriedensbruchs  ^ 
(§  123  StGB.)  schuldig.  Nach  §  123  StGB,  macht  sich  nur  der  ; 
des  Hausfriedensbruchs  schuldig,  der  sich  nicht  entfernt,  obwohl  \ 
er  ohne  Befugnis  in  dem  fremden  Besitztum  verweilt.  Die  Befugnis,  ; 
zu  verweilen,  steht  im  allgemeinen  demjenigen  zu,  der  durch  Ver-  \ 
trag  das  Recht  dazu  erlangt  hat.  Wenn  der  Reisende  die  vor- 
geschriebene Ordnung  nicht  beobachtet,  so  liegt  eine  Vertrags-  j 
Verletzung  seinerseits  vor,  sie  gibt  aber  dem  anderen  Teil  nicht  \ 
ohne  weiteres  das  Recht,  den  Vertrag  aufzuheben.  Die  Berufung  j 
auf  den  Vertrag  wird  jedoch  dem  Reisenden  dadurch  abgeschnitten,  j 
daß  die  EVO.  in  §  11  Abs.  1  ausspricht,  daß  Personen,  die  die  vor-  j 
geschriebene  Ordnung  nicht  beachten  oder  sich  den  Anordnungen  \ 
der  Bediensteten  nicht  fügen,  von  der  Beförderung  ausgeschlossen  i 
werden  können.  Der  Ausschluß  von  der  Fahrt  kann  auch  auf  ! 
einer  Zwischenstation  erfolgen  und  heißt  dann  Aussetzung.  Hier- 
durch ist  ein  wichtiges  Zwangsmittel  zur  Durchführung  der  Ver-  : 
kehrsordnungspolizei  gegeben.  \ 
Bloß  durch  die  Aussetzung  ist  auch  die  auf  Grund  des  §  16  j 

1 


EVO.  zu  leistende  Zahlung  erzwingbar,  wenn  es  sich  nur  um  einen 
sogen,  blinden  Passagier  handelt,  d.  h.  um  einen  Reisenden,  der 
keinen  Beförderungsvertrag  mit  der  Eisenbahn  abgeschlossen  hat. 
§16  bestimmt: 

„(Abs.  2.)  Ein  Reisender,  der  keine  gültige  Fahrkarte  vor- 
weisen kann,  hat  für  die  von  ihm  zurückgelegte  Strecke,  wenn 
aber  die  Zugangsstation  nicht  sofort  unzweifelhaft  nachgewiesen 
wird,  für  die  ganze  vom  Zuge  zurückgelegte  Strecke  das  Doppelte 
des  Fahrpreises,  mindestens  jedoch  6  Mark  zu  entrichten  

(Abs.  3.)  Der  Reisende,  der  die  sofortige  Zahlung  verweigert, 
kann  ausgesetzt  werden  

(Abs.  4.)  Auf  Stationen  mit  Bahnsteigsperre  haben  Personen, 
die  nicht  im  Besitze  einer  gültigen  Fahrkarte  sind,  vor  Betreten 
der  abgesperrten  Teile  der  Station  eine  Bahnsteigkarte  zu  lösen. 
Die  Karte  ist  beim  Eintritt  vorzuzeigen  und  beim  Verlassen  der 
abgesperrten  Teile  abzugeben.  Wer  ohne  gültigen  Ausweis  die 
abgesperrten  Teile  einer  Station  betritt,  hat  eine  Mark  zu  zahlen. 

(Abs.  5.)  Wer  ohne  die  Absicht  mitzureisen  in  einem  zur 
Abfahrt  bereit  stehenden  Zuge  Platz  nimmt,  hat  6  Mark  zu  ent- 
richten." 

Im  allgemeinen  ist  man  sich  darüber  einig,  daß  es  sich  hier 
nicht  um  eine  Strafbestimmung  handelt,  sondern  um  einen  privat- 
rechtlichen Anspruch  des  Fiskus,  der  im  Wege  des  Zivilprozesses 
geltend  gemacht  werden  muß.  Auf  diesem  Standpunkte  steht 
auch  die  Praxis.  Allein  über  den  Rechtsgrund  dieses  Zivilan- 
spruches herrscht  große  Unklarheit.  Meistens  wird  die  zu  leistende 
Geldzahlung  als  Konventionalstrafe  bezeichnet  und  zwar  selbst 
von  Schriftstellern,  die  die  neue  EVO.  als  Rechtsverordnung  an- 
sehen Diese  Meinung  tut  zum  mindesten  dem  feststehenden 
Begriff  „Konventionalstrafe"  Zwang  an.  Was  auf  Grund  einer 
gesetzlichen  Vorschrift,  ohne  Vereinbarung,  geleistet  werden  muß, 
kann  nicht  mehr  Konventionalstrafe  sein.  Eger  gebraucht  den 
besseren  Ausdruck  „Zivilbuße" 

Es  bleibt  eine  bedenkliche  Erscheinung,  daß  durch  die  EVO. 
der  Eisenbahn  ein  Anspruch  auf  eine  außerkontraktliche  Privat- 
strafe gewährt  sein  soll.  U.  E.  kann  man  nur  prüfen,  inwieweit 
die  Vorschriften  des  §  16  im  Sinne  einer  wirklichen  Konventional- 
strafe Wirksamkeit  haben  können.   Und  wir  glauben,  daß  der  von 

1)  So  K.  a.  a.  0. 

2)  Kommentar  zur  EVO.  §  16. 
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uns  in  der  vorliegenden  Abhandlung  vertretene  Standpunkt  es  zu- 
läßt, daß  man  die  Festsetzung  auch  von  Konventionalstrafen 
durch  Taxenvorschriften  als  möglich  ansieht.  Eine  solche,  unbe- 
denklich als  gültig  zu  betrachtende  Konventionalstrafe  findet  sich 
für  den  Güterverkehr  in  §  60  EVO. 

Von  einer  Konventionalstrafe  in  diesem  Sinne  kann  aber 
nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  ein  Beförderungsvertrag  vorliegt, 
also  dann,  wenn  die  Konventionalstrafe  Vertragswirkung  ist.  Fest- 
setzung einer  außervertraglichen  Strafe  durch  Taxenvorschrift  ist 
unzulässig.  Wir  haben  schon  gesagt,  daß  das  eigentliche  Gebiet 
der  Taxenvorschriften  die  Vertragswirkungen  sind. 

Daraus  ergibt  sich,  daß  die  Bestimmungen  des  Abs.  4  und 
des  Abs.  5  §  16,  da  keine  Vertragswirkungen  vorliegen,  auf  keine 
Weise  Gültigkeit  erlangen  können.  Ferner  kann  die  Bestimmung 
des  Abs.  2  nur  in  den  Fällen  in  Wirksamkeit  treten,  in  denen 
der  ohne  Fahrkarte  betroffene  Reisende  einen  Beförderungsver- 
trag abgeschlossen  hat,  also  z.  B.  dann,  wenn  er  lediglich  seine 
Fahrkarte  verloren  hat.  Dagegen  ist  die  Bestimmung  des  Abs.  2 
für  den  Fall  des  blinden  Passagiers  bedeutungslos,  da  dieser  ohne 
Vertrag  die  Eisenbahn  benutzt.  Gegen  ihn  entsteht  kein  zivil- 
rechtlicher Anspruch.  Man  kann  ihn  nur  vor  die  Wahl  stellen, 
sofort  zu  zahlen  oder  sich  die  Aussetzung  gefallen  zu  lassen. 
Der  Abs.  2  ist  aber  hauptsächlich  gegen  den  blinden  Passagier 
gerichtet.  Mit  diesen  Ergebnissen  ist  es  klar,  daß  die  Vorschrift 
des  §  16  verfehlt  ist. 

§  9. 

Die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Revision. 

Zum  Schluß  wollen  wir  die  Frage  beantworten,  ob  die  Re- 
vision auf  die  Verletzung  der  EVO.  gestützt  werden  kann.  Der 
Begriff  der  Rechtsnorm,  wie  ihn  die  Zivilprozeßordnung  und  die 
Strafprozeßordnung  gebrauchen,  ist  kein  anderer  als  der  gewöhn- 
liche Begriff,  d.  h.  m.  a.  W.  der  Begriff  ist  durch  die  W^issenschaft 
zu  entwickeln  ^). 

Aus  unseren  vorausgegangenen  Ausführungen  (§  4  bis  §  7) 
ergibt  sich,  daß  die  Revision  auf  die  Verletzung  solcher  Vor- 

1)  V.  Maetitz  (über  den  konstitutionellen  Begriff  des  Gesetzes  nach 
Deutschem  Staatsrecht  S.  255)  sucht  einen  Unterschied  zwischen  dem  Be- 
griff der  Rechtsnorm,  wie  ihn  die  Gerichte  nötig  haben,  und  dem  staats- 
rechtlichen Begriffe  der  Rechtsnorm  herzustellen. 
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schrifteil,  welche  sich  auf  das  privatrechtliche  Yerhältnis  beziehen, 
nicht  gestützt  werden  kann^).  Denn  sie  sind  keine  Privatrechts- 
normen. Daß  sie  zugleich  dem  öffentlichen  Recht  angehören, 
kommt  nicht  in  Betracht.  Nur  ihre  privatrechtliche  Wirksamkeit 
ist  für  die  Frage,  ob  das  angefochtene  Urteil  auf  einer  Gesetzes- 
verletzung beruht,  erheblich.  Aber  auch  abgesehen  hiervon  könnte 
die  Zugehörigkeit  zum  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  die  Revisi- 
bilität nicht  begründen.  Denn  wir  haben  gesehen  (§  3),  daß  die 
Form  der  bundesrätlichen  Verordnung  die  Rechtsnormqualität  nicht 
involviert. 

Das  Resultat  ist  ohne  Zweifel  unerwünscht.  Die  Absicht  der 
Denkschrift  zum  HGB.  ist  nicht  erreicht.  Der  Zustand  ist  um  so 
unbefriedigender,  als  der  internationale  Eisenbahntransport  längst 
durch  das  Internationale  üebereinkommen  (sog.  Berner  Konvention) 
vom  14.  Oktober  1890  rechtssatzmäßig  geregelt  ist.  Das  üeber- 
einkommen ist  unter  Beobachtung  der  in  Art.  11  Abs.  3  der  RYerf. 
für  Staatsverträge  vorgeschriebenen  Formen,  nämlich  nach  Zu- 
stimmung des  Bundesrats  und  Genehmigung  des  Reichstages,  im 
Reichsgesetzblatte  publiziert  worden.  Es  besitzt  demnach  un- 
zweifelhaft Rechtsnormqualität.  Für  die  Zukunft  muß  erstrebt 
werden,  daß  auch  der  interne  Transport  nicht  mehr  durch  stell- 
vertretenden Erlaß  tarifarischer  Vorschriften  seitens  des  Bundes- 
rates, sondern  im  Wege  einer  (materiellen)  Rechtsverordnung  ge- 
regelt werde.  Zu  deren  Gültigkeit  ist  erforderlich,  daß  dem  Bundes- 
rat durch  das  HGB.  eine  Delegation  erteilt  wird  Nicht  zweck- 
mäßig erscheint  es,  die  Rechtsnormqualität  der  EVO.  durch  ihren 
Erlaß  in  Form  eines  Gesetzes  herbeizuführen.  Der  Apparat  der 
Gesetzgebung  ist  wegen  der  Notwendigkeit  häufiger  Aenderungen 
der  EVO.  zu  schwerfällig. 

Unsere  Behauptung  schließt  nicht  aus,  daß  die  vom  Berufungs- 
richter gegebene  Auslegung  einzelner  Bestimmungen  der  EVO. 
vom  Revisionsrichter  geprüft  wird,  und  zwar  sind  dieselben  Gründe 
maßgebend,  die  bereits  bezüglich  der  alten  EVO.  das  Reichsgericht 

1)  Im  Widerspruch  hierzu  steht  allerdings,  wie  schon  oben  erwähnt,  die 
Praxis  des  Reichsgerichts  seit  1900.  Es  hat  nach  Inkrafttreten  des  neuen 
HGB.s  keinerlei  Bedenken  mehr  gehabt,  die  EVO.  als  revisible  Rechtsnorm 
anzusehen.  Vgl.  z.  B.  Entsch.  in  Zivilsachen  Bd.  64  S.  171,  Bd.  64  S.  124  fF., 
Bd.  70  S.  174. 

2)  Damit  fordern  wir  dasselbe,  was  Laband  schon  bei  Erscheinen  des 
HGB.s  als  notwendig  hingestellt  hat. 
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bestimmt  hatten,  die  Revision  zuzulassen.  In  der  Entscheidung^ 
Bd.  3  S.  425  führt  das  Reichsgericht  aus,  daß  "Willenserklärungen 
von  bestimmter  juristischer  Individualität  insofern  wegen  der  Aus- 
legung der  Revision  unterliegen,  als  damit  Rechtswirkungen  all- 
gemein bekannter  Art  gewollt  sind,  oder  m.  a.  W.  als  damit  auf 
Regeln  des  objektiven  Rechts  Bezug  genommen  wird.  Die  Re- 
vision muß  also  für  zulässig  erachtet  werden,  soweit  der  Bundes- 
rat in  derEVO.  nur  hat  verordnen  wollen,  was  Rechtens  ist,  sei 
es  nun,  daß  er  Vorschriften  des  HGB.s  wiederholt  oder  solche 
des  Internationalen  Uebereinkommens  auf  den  Internen  Transport 
überträgt.  Das  letztere  liegt  nahe,  weil  bereits  die  alte  EVO^ 
(von  1892)  den  Vorschriften  des  Internationalen  Uebereinkommens 
angepaßt  wurde. 

Ebensowenig  können  die  Bestimmungen  der  EVO.,  welche 
öffentlich-rechtliche  Pflichten  der  Eisenbahnen  normieren,  als  re- 
visible Rechtsnormen  angesprochen  werden.  Sie  gehören  ohne 
Zweifel  ganz  dem  Gebiete  des  öfientlichen  Rechts  an.  Sie  sind 
aber  keine  Rechtsnormen,  weil  die  bundesrätliche  Verordnung 
keine  Form  der  Rechtsbildung  ist. 

Anders  dagegen  steht  es  mit  den  Vorschriften,  welche  den 
Eisenbahnen  Rechte  (polizeilicher  Natur)  hinsichtlich  des  reisenden 
Publikums  zusprechen.  Diese  Vorschriften  müssen  unter  diejenigen 
gerechnet  werden,  welche  wir  ihrer  Natur  wegen  als  Rechtsnormen 
zu  betrachten  gewohnt  sind  (vergl.  oben  §  2)  ^).  Ihre  Verschieden- 
heit von  den  übrigen  Vorschriften  der  EVO.  zeigt  sich  auch  ander- 
weitig, nämlich  hinsichtlich  ihrer  Gültigkeit,  d.  h.  hinsichtlich  der 
Frage  der  Befugnis  des  Bundesrats  zu  ihrem  Erlaß.  Oeffentlich- 
rechtliche  Pflichten  können  den  Eisenbahnen  im  Interesse  des 
Verkehrs  auferlegt  werden  kraft  des  dem  Reiche  zustehenden 
Eisenbahnhoheitsrechts,  ebenso  wie  das  Reich  auf  Grund  dieses 
Hoheitsrechtes  befugt  ist,  tarifarische  Vorschriften  mit  privatrecht- 
licher Wirksamkeit  zu  erlassen.  In  beiden  Richtungen  ist  dem 
Reiche  das  Hoheitsrecht  durch  Art.  45  der  RVerf.,  wie  wir  gesehen 
haben,  indirekt  übertragen  worden.  Dagegen  läßt  sich  die  Befug- 
nis des  Reiches,  den  Eisenbahnen  polizeiliche  Rechte  gegenüber 

1)  Aehnlich  spricht  RG.  Entsch.  in  Z.  Bd.  53  S.  397  bezüglich  der  Bahn- 
ordnung für  Nebeneisenbahnen  vom  5.  Juli  1892  aus,  daß  sie  dem  Angriff 
der  Revision  nicht  entzogen  sei.  Denn  die  Bahnordnung  sei  wenigstens  da 
als  revisible  Rechtsnorm  anzusehen,  wo  sie  allgemeine  Gebote  und  Verbote 
für  die  Betriebsunternehmer  und  das  Publikum  enthalte. 


dem  Publikum  einzuräumen,  niclit  auf  Art.  45  der  RYerf.  gründen. 
Die  ehemaligen  Betriebsreglements  hatten  mit  der  Regelung  der 
Ausübung  der  Bahnpolizei  nichts  zu  tun.  Die  Befugnis  des  Bundes- 
rats läßt  sich  in  dieser  Richtung  nur  auf  Art.  43  der  RVerf.  stützen. 
Die  Frage  der  Gültigkeit  ist  dieselbe  wie  die  der  Gültigkeit  der 
Bau-  und  Betriebsordnung  vom  4.  November  1904,  bezw.  der 
früheren  Bahnpolizeireglements.  Die  Erörterung  dieser  Frage 
geht  über  den  Rahmen  unserer  Arbeit  hinaus. 
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Lebenslauf. 

Ich,  Rudolf  Baseler,  wurde  geboren  am  25.  August  1886 
zu  Bielefeld  als  Sohn  des  damaligen  Regierungsbaumeisters, 
jetzigen  Oberbaurates  und  Mitgliedes  der  Königlich  Preußischen 
Eisenbahndirektion  zu  Erfurt,  Artur  Baseler  und  der  Luise 
Baseler,  geb.  von  Diepenbrock.  Ich  bin  katholischer  Kon- 
fession. Am  Gymnasium  zu  Erfurt  erhielt  ich  Ostern  1905  das 
Reifezeugnis. 

Ich  widmete  mich  darauf  dem  Studium  der  Rechte  und  zwar 
im  Sommersemester  1905  zu  Bonn,  im  Wintersemester  1905/06 
zu  Straßburg,  im  Sommersemester  1906  und  Wintersemester 
1906/07  zu  München,  und  zuletzt  im  Sommersemester  1907  und 
Wintersemester  1907/08  wieder  zu  Bonn.  Am  2.  Juni  1908  be- 
stand ich  vor  der  Prüfungskommission  am  Oberlandesgericht  Cöln 
die  erste  juristische  Prüfung. 

Ich  wurde  darauf  im  Bezirk  des  Oberlandesgerichts  Naum- 
burg a.  S.  zum  Referendar  ernannt  und  am  22.  Juni  1908  vereidigt. 
Dann  wurde  ich  bis  zum  1.  Oktober  1908  beim  Amtsgericht  Suhl 
beschäftigt  und  genügte  bis  zum  1.  Oktober  1909  meiner  Dienst- 
pflicht als  Einjährig-Freiwilliger  im  1.  Thür.  Feld-Art.-Reg.  Nr.  19 
zu  Erfurt.  Nach  meinem  Dienstjahre  wurde  ich  bis  zum  März  1910 
wieder  beim  Amtsgericht  Suhl  beschäftigt  und  dann  dem  Land- 
gericht Erfurt  auf  ein  Jahr  überwiesen.  Zuletzt  wurde  ich  bei 
der  Staatsanwaltschaft  in  Hildesheim  beschäftigt. 

Am  24.  November  1911  bestand  ich  vor  der  juristischen  Fakul- 
tät Bonn  die  mündliche  Doktorprüfung.  Die  Anregung  zu  meiner 
Dissertation  erhielt  ich  von  Herrn  Geheimen  Justizrat  Professor 
Dr.  Zorn,  der  mir  auch  während  der  Arbeit  in  liebenswürdigster 
Weise  mit  Rat  zur  Seite  stand.  Ich  schulde  ihm  für  seine  Güte 
den  größten  Dank. 


